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Internationale Konferenzen

10 Jahre nach Petersherg:
Wo steht Afghanistan heute?
Mi, 23. November, 9 Uhr
Beletage der Heinrich-Béll-Stiftung

Mit Gasten aus der Region diskutieren wir den
aktuellen Stand der politischen Entwicklungen,
analysieren die Rolle der umliegenden Staaten,
insbesondere Pakistans und Indiens, und fragen
nach Zukunftsperspektiven des Landes.

Toronto Roadshow — Good Ideas from Canada

Mi, 30. November, 17.30 Uhr
Beletage der Heinrich-Béll-Stiftung

Das Einwanderungsland Kanada und insbesondere
die Multikulti-Metropole Toronto gelten als Vor-
bilder in der Migrations- und Inklusionspolitik.
Vertreter/innen verschiedener Politik- und Gesell-
schaftsbereiche aus Berlin und Toronto berichten
Uber ihre Erfahrungen.

Rio+20 - Nachhaltig vor Ort

Mi, 7. Dezember— Fr, 9. Dezember
Hannover Congress Centrum (HCC)

Mit: Klaus Tépfer (ehem. UNEP-Generalsekretar
und Bundesumweltminister), Katrin Goring-
Eckardt (MdB, Vizeprasidentin des Deutschen
Bundestages ), Vandana Shiva (indische Umwelt-
schiitzerin, Tragerin des alternativen Nobelprei-
ses) u.a.

Informationen: www.rioplus20kongress.de/
das-programm.html

Podiumsdiskussionen

iigypten auf dem Weg zur Demokratie? —
Die Rolle interner und externer Akteure
Do, 17. November, 19 Uhr

Beletage der Heinrich-Béll-Stiftung

Mit: Prof. Dr. Hania Sholkamy (American Univer-
sity, Cairo), Noha El-Mikawy (UNDP Regional
Centre Cairo), Hugues Mingarelli (EEAS Mana-
ging Director for North Africa, Middle East, Ara-
bian Peninsula) u.a.

Sexualisierte Gewalt als Kriegsverbrechen -
Politische und juristische Aufarbeitung in
Bosnien-Herzegowina
Do, 17. November, 19 Uhr

Beletage der Heinrich-Béll-Stiftung

Mit: Sabiha Haskic (Medica Zenica), Jadranka
Milicevic (CURE Sarajevo), Hildegard Uertz-
Retzlaff (Staatsanwaltin am ICTY) u.a.

Wolf Biermann 1976 - Die Aushiirgerung

und ihre Folgen

So, 20. November, 14 Uhr Matinee
Beletage der Heinrich-Béll-Stiftung

Mit: Wolf Biermann, Ilko-Sascha Kowalczuk (His-
toriker), Lilo Fuchs (Sozialpsychologin), Roland
Jahn (Bundesbeauftragter fir die
Stasi-Unterlagen)

INFORMATIONEN DER HEINRICH-BOLL-STIFTUNG

DER BESONDERE TIPP

Wie die graue Chemie griin wird
Di, 22. November, 20 Uhr

Beletage der Heinrich-Béll-Stiftung
Vorstellung der Studie «Going Green —
Handlungsfelder fliir eine ressourceneffiziente
Chemieindustrie»

Ausstellung

The Urban Cultures of Global Prayers
Fr, 11. November, 19 Uhr Vernissage, Ausstel-
lung vom 12. November 2011 bis 8. Januar 2012
Neue Gesellschaft fiir Bildende Kunst
(NGBK), Berlin
Neue religiése Bewegungen spielen in den Stadten
eine immer wichtigere Rolle. Sie verandern die
urbane Topographie, sie treten als wirtschaftliche
wie auch als politische Akteure auf und ersetzen
nicht selten die Rolle des Staates — quer durch alle
Weltregionen und Religionen. In enger Zusam-
menarbeit kiinstlerisch und wissenschaftlich For-
schender lotet global prayers aus, wie die neuen
Politiken, Okonomien und Kulturen des Glaubens
im stadtischen Raum funktionieren, welche Bilder
und Klange, Raume und Praktiken das Religitse
im Zeichen der Globalisierung hervorbringt.
Informationen: www.globalprayers.info

Ringvorlesung

FrauenBewegung — Moving Women
Di, 22. November, 18 Uhr

Otto-Suhr-Institut, FU Berlin
Das in den Medien stark verbreitete Bild der
benachteiligten Frau ist einseitig. Es versperrt
den Blick dafiir, dass afrikanische Frauen aktiv an
der Veranderung der diskriminierenden Struktu-
ren beteiligt sind, sich organisieren und dabei zum
Teil sehr innovative Strategien entwickeln, mit
denen sie ihr Engagement nachhaltig einbringen.
In der Vorlesungsreihe kommen afrikanische
Frauen aus Politik, Zivilgesellschaft und Wissen-
schaft selbst zu Wort. Die Vorlesungstermine
(immer dienstags um 18 Uhr) sind offen fiir alle
Interessierten.

Publikationen

Palastina und die Palastinenser —

60 Jahre nach der Nakha

Hrsg. von der Heinrich-B6ll-Stiftung und
Christian Sterzing

Schriften zur Demokratie — Band 25
Berlin, November 2011, 394 Seiten

Heinrich Boll - Lew Kopelew, Briefwechsel
Hrsg. von Elsbeth Zylla. Mit einem Essay von
Karl Schlégel. Zahlreiche Illustrationen
Gottingen 2011, Steidl-Verlag, 448 Seiten
(erscheint Dezember 2011)

€ 29,80, ISBN 978-3-86930-363-5

Einen Uberblick tiber unsere Publikationen finden
Sie unter: www.boell.de/publikationen

Dossiers

Dossier zu Afghanistan

Kommentare, Analysen und Debatten im Vorfeld
der Bonner Konferenz zu Afghanistan unter
www.boell.de/afghanistan

Dossier zu den Wahlen in Russland

Am 4. Dezember 2011 finden in Russland Parla-
mentswahlen statt, am 4. Marz 2012 Prasi-
dentschaftswahlen. Die Heinrich-B6ll-Stiftung
veréffentlicht gemeinsam mit der russischen
Nichtregierungsorganisation GOLOS, dem Euro-
paischen Austausch und den Russland-Analysen
Hintergrundberichte und Analysen Uber den
Wahlprozess.

www.boell.de/russlandwahlen

Online-Debatte

Biindnisse — ein Weg zu erfolgreicher Geschlech-
terpolitik. Was ist der Streit-Wert?

Wir laden zur Diskussion ein: Mit einem Kommen-
tar direkt auf dem Blog (http://streit-wert.boell-
blog.org/) oder einem eigenen Artikel an die

E-Mail gwi@boell.de.
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EDITORIAL

VON RALF FUCKS

ohl nie seit der Griindung der «Europaischen

Gemeinschaft fiir Kohle und Stahl», der 1951
ins Leben gerufenen Vorlauferin der heutigen EU,
war die politische Gemeinschaft der Européer einem
solchen Stresstest ausgesetzt wie in diesen Tagen.
Dabei sind es nicht politische Differenzen zwischen
den Mitgliedsstaaten der Union, die das Gebélk
dchzen lassen. Vielmehr sind es gravierende Kon-
struktionsméngel des européischen Hauses, die in
der aktuellen Finanzkrise zutage treten.

Zum einen wird jetzt tiberdeutlich, dass es auf
Dauer keine gemeinsame europdische Wahrung
ohne eine koordinierte Fiskalpolitik geben kann. Die
Wihrungsgemeinschaft ist nur zu halten, wenn die
Haushaltspolitik der beteiligten Staaten nicht mehr
allein ihre nationale Angelegenheit bleibt. Zweitens
wird klar, dass eine gemeinsame Wéhrung nicht ohne
gegenseitige Haftung zu haben ist. Dass in der Wih-
rungsunion kein Staat fiir die Schulden eines ande-
ren haftet, war ein frommer Selbstbetrug. Gemein-
same Haftung erfordert aber gemeinsame Regeln
und eine iiberstaatliche Autoritit zur Uberwachung
der Haushaltspolitik in der Eurozone, einschliel3lich
der Verhdngung von Sanktionen bei Versto3en gegen
die Hausordnung. Der européische Rat der Finanzmi-
nister allein kann diese Aufgabe nicht erfiillen — hier
sitzen potenzielle iiber aktuelle Siinder zu Gericht.

Die dritte Herausforderung liegt in der auseinan-
derdriftenden wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit
innerhalb der Wahrungsgemeinschaft. Sie ist letztlich
die tiefere Ursache fiir die unterschiedliche Schul-
den- und Zinsdynamik zwischen den Eurostaaten.
Alle Regional- und Strukturprogramme der EU
haben daran nichts zu &ndern vermocht. Und noch
so viele Rettungsmilliarden fiir Griechenland wer-
den dem Land nicht auf die Beine helfen, wenn es
nicht gelingt, die griechische Wirtschaft auf Wachs-
tumskurs zu trimmen. Gleichzeitig miissen auch die
exportstarken Eurolédnder wie Deutschland mehr fiir
ihre Binnennachfrage tun. Auch die Wirtschaftspo-
litik muss also starker koordiniert werden, braucht

gemeinsame Leitplanken und Korrekturmechanis-
men. Das steckt hinter dem Ruf nach einer «Européi-
schen Wirtschaftsregierung». Auch hier gilt, dass sie
mehr sein muss als ein gelegentlicher wirtschaftspoli-
tischer Ratschlag der Regierungschefs.

All das lauft auf eine neue Qualitdt européischer
Integration hinaus, eine Vergemeinschaftung bishe-
riger Kernbereiche nationaler Souverénitét. Es sind
die viel gescholtenen Finanzmérkte, die erzwingen,
wozu der europdischen Politik bisher die Kraft fehlte.
Die «intergouvernementale Methode», bei der die
europdischen Geschicke von den Regierungen der
Mitgliedsstaaten gelenkt werden, ist an ihre Grenzen
gestol3en. Kiinftig werden das Europaische Parlament
und die Kommission — also die genuin européischen
Institutionen — eine wichtigere Rolle spielen miissen.
Das allein reicht aber nicht aus, um zu gewahrleis-
ten, dass «mehr Europa» nicht mit einem Verlust an
demokratischer Transparenz, Kontrolle, Berechen-
barkeit und Beteiligungsmoéglichkeiten einhergeht.
Ein vereinigtes Europa kann nicht als Eliteprojekt
hinter dem Riicken der europiischen Biirgerinnen
und Biirger durchgesetzt werden. Es muss zugleich
«von unten> und «von oben> gebaut werden. Es kann
auch nicht aus bloRem Krisenmanagement entstehen,
sondern braucht eine europaweite Verstdndigung
iiber Gemeinschaftsaufgaben und Verfasstheit einer
politischen Union. Diese Debatte wollen wir mit dem
vorliegenden Heft ebenso beférdern wie mit einer
hochkarédtigen Kommission, die unter dem Dach
der Heinrich-Boll-Stiftung Vorschlidge zu zentralen
Politikfeldern der EU erarbeitet hat. Wir hoffen auf
ein lebhaftes Echo!

Ralf Fiicks Mitglied des Vorstands der
Heinrich-Boll-Stiftung
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Die Biirger und Biirgerinnen miissten sich die
Frage heantworten: Wiirde es uns ohne die
Europdische Union hesser gehen? —

Ein Gesprédch zwischen Daniela Schwarzer,
Daniel Cohn-Bendit und Ralf Fiicks

EUROPAISCHE INNENANSICHTEN

Zeittafel — Schritte zur europdischen Einigung

Wirklich? Unwiderruflich? — Die EU als quasi
natiirliches Entwicklungsziel der europdischen
Geschichte

Von Wolfgang Reinhard

Ja zu Europa! — Unterschiedliche Griinde fir
eine gemeinsame Haltung

Von Nikos Chrysogelos (Spitzenkandidat

der Griinen in Griechenland), Piotr Buras
(polnischer Journalist), Berthold Huber

(Erster Vorsitzender der IG Metall), Axel
Schweitzer (Vorstandsvorsitzender der Alba
Group), Rebecca Harms (MdEP), Cem Ozdemir
(Fraktionsvorsitzender der Griinen)
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Moslems — Uber den modernen europaischen
Rechtspopulismus  Von Dick Pels
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0On the move — Eine neue europdische
Binnenwanderung
Von Wolfgang Gaiser & Martina Gille

KEINE ZENTRALISIERUNG OHNE
DEMOKRATISIERUNG

Warum wir einen neuen Konvent brauchen —
Von Annalena Baerbock & Manuel Sarrazin

Geschlechterverhaltnis im Europaparlament und
in den jeweiligen Nationalparlamenten

«Rightsizing Europe» — Die Nationalstaaten
verlieren nicht an Bedeutung, miissen aber einen
Teil ihrer Souveranitat abgeben

Von Reinhard Biitikofer

IM GROSSEN UND GANZEN

Avantgarde oder tauber Kern? — Das gespannte
Verhéltnis von Eurozone und EU
Von Joscha Schmierer

Kleine Chronik der Eurokrise

Vom Schiffbruch einer europdischen
AuBenpolitik — Die Nationalstaaten verfolgen
weiterhin nur ihre jeweiligen Interessen

Von Franziska Brantner

Die Griinen auf dem Weg, eine europaische
Kraft zu werden!? — Hoffnung auf das
Wahljahr 2013

Von Pierre Jonckheer

Inklusive Einleger

Hier 6ffnen
Solidaritat und Starke —
Die Zukunft der Europdischen Union
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Uber das Heft hinweg

sind die Zahlen aller 27
EU-Lénder im Vergleich
zum EU-Durchschnittswert
dargestellt.

Quelle: EUROSTAT
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BOLL.THEMA-GESPRACH

EIN GESPRACH ZWISCHEN DANIELA SCHWARZER, DANIEL COHN-BENDIT UND RALF FUCKS

Ralf Fiicks Manchmal beschleunigt sich
die Geschichte und féllt aus ihrem gewo6hn-
lichen Trab in eine Art Schweinsgalopp.
Den Eindruck hat man jetzt in der Euro-
papolitik. Die Tinte unter dem Lissabon-
Vertrag ist noch nicht lange trocken, und
nachdem dieses Werk unter Miithen und
Achzen unter Dach und Fach war, sagten
alle: Dies ist jetzt die politische Geschéfts-
grundlage fiir die absehbare Zukunft. Doch
heute mehren sich die Stimmen, die auf
eine Vertragsédnderung und einen Sprung
in Richtung Vereinigte Staaten von Europa
driangen. Ist die Finanzkrise die Gelegen-
heit, unter dem Druck der Mérkte diesen
Sprung zu vollziehen, zu dem es vorher die
politische Kraft nicht gab?

Daniela Schwarzer In meinen Augen hat
die Krise — Finanzkrise, Wirtschaftskrise
und jetzt Verschuldungskrise — die Europai-
sche Union enger zusammengetrieben. Wir
haben Reformen erlebt, von denen wir vor
zwei, drei Jahren nicht getraumt hitten:
europdische Finanzaufsicht, Bewegung in
der Finanzmarktregulierung, der Rettungs-
schirm im Schuldenkrisenmanagement und
die aktuelle Diskussion um eine Wirtschafts-
regierung und eine politische Union. Wir
sind an einem Punkt, wo man sagen kann:
Es ist eine Menge geschehen. Aber es reicht
langst nicht aus, um die Probleme in der
Eurozone zu beheben. Dabei geht es nicht
nur um rein technische oder wirtschaftli-
che Probleme - die gibt es auch. Darunter
aber liegt das Problem der demokratischen
Legitimation, dem wir immer niher riicken,
weil wir mit vielen Mallnahmen in eine
Sphare vordringen, in der sich deutlich die
Souverénitétsfrage stellt.

Arbeitslosigkeit
Juli 2011

DEUTSCHLAND
(Griindungsmitglied)

6,1%

= EU-Durchschnitt

Jugendarbeitslosigkeit
Juli 2011

Ralf Fiicks ist seit 1996 Mitglied des Vorstands der Hein-
rich-Boll-Stiftung. 1991 war er Senator fiir Stadtentwick-
lung und Umweltschutz in Bremen und Biirgermeister in der
damals regierenden Ampelkoalition. Er ist Mitglied der
Grundsatzkommission von Biindnis 90/Die Griinen.

Wachstumsrate BIP
2009/2010

9,5% -5,1% |

Wir sind also am Kern der politischen Iden-
titdt der Europdischen Union angelangt und
damit bei den Fragen: Was heil3t das alles
fiir das européische Entscheidungsgefiige
und das Europaische Parlament? Welche
Rolle soll die EU-Ebene gegeniiber dem
Nationalstaat haben?

Offen ist, ob die politische Kraft fiir einen
Sprung Richtung politische Union vorhan-
den ist. Es gibt einige nationale Akteure,
die bereit sind, diese Diskussion zu fiihren.
Aber es gibt noch zu viele, die sich scheuen,
diese grof3en Themen anzugehen und das
Problem in seiner ganzen Dimension zu
erfassen, weil sie bei den neuen Antworten
etwas zu verlieren haben.

Daniel Cohn-Bendit Ralf, du hast gesagt:
Kaum war die Tinte trocken unter dem
Lissabon-Vertrag, begann der Kampf um
seine Interpretation: Bringt der Vertrag nun
eine Stérkung des intergouvernementalen
Vorgehens durch Absprachen der nationa-
len Regierungen untereinander oder starkt
er die Vergemeinschaftungsmethoden?

Wir vom Européischen Parlament haben
den Eindruck: Die nationalen Regierungen
haben den Vertrag gar nicht gelesen. Sie
halten zwar immer Sonntagsreden auf das
EU-Parlament und die europaischen Institu-
tionen, aber sie meinen das nicht wirklich.
Das sieht man auch daran, wie sie in den
Krisen agieren. Wir haben Staatschefs, vor
allem in Frankreich und Deutschland, die
diesen ganzen Europaprozess als die Privat-
angelegenheit einiger Regierungen verste-
hen. Also im positivsten Sinn: Sie wollen
was tun. Man definiert Europa ja immer
noch als Summe nationaler Souverénitéten.
Aber das stimmt ldngst nicht mehr.

Staatsverschuldung (% des BIP)
2009/2010

3,7% 73,5% 83,2%
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Daniela Schwarzer ist Leiterin der Forschungsgruppe
«EU-Integration» der Stiftung Wissenschaft und Politik
(SWP) in Berlin.

Zum Beispiel ist es atemraubend, was die
Européische Zentralbank macht. Die EZB
handelt wirklich autonom. Ich glaube, ihr
Chef Jean-Claude Trichet hat nie gedacht,
dass er am Ende seiner Laufbahn so konse-
quent handeln wiirde. Er hat immer gesagt:
Wir miissen zu foderalen Entscheidungs-
strukturen kommen. Er hat diese ange-
mahnt, weil er mit seiner Arbeit an Grenzen
stie8. Aber diese Grenzen hat er beharrlich
erweitert.

Fiicks Im Moment schaffen Regierungen
Fakten, von denen man gestern kaum
getrdumt hat.

Cohn-Bendit Nein, die Realitit schafft
Fakten, die die Regierungen nachvollziehen
missen.

Fiicks Worauf ich hinaus will, ist ein
Doppeltes: Einerseits sind es jetzt vor allem
die Regierungen, die handeln. Das hat
etwas mit der Verfasstheit der Eurozone zu
tun, die noch viel stérker intergouverne-
mental aufgestellt ist als die Européische
Union. Zum anderen gibt es einen durch die
Krise produzierten Sachzwang: Die Mérkte
erzwingen eine politische Vorwértsbewe-
gung der Staaten, ohne dass die Gesell-
schaften dabei mitkommen. Ist diese Kluft
zwischen den europdéischen Eliten, die von
oben neue Fakten schaffen, und den Gesell-
schaften, denen das nicht geheuer ist, nicht
gefahrlich?

Schwarzer Ja, da ist eine Gefahr. In der
Frithphase der Verschuldungskrise hitte die
Politik viel mehr erklédren miissen. Da wur-
den einfache Losungen mit scheinbar langer
Haltbarkeit vorgestellt, obwohl es viele
Stimmen gab, die sagten: Da wird noch viel
mehr nétig sein, um den Euro zu retten.

Arbeitslosigkeit
Juli 2011

FRANKREICH
(Grindungsmitglied)

= EU-Durchschnitt

Jugendarbeitslosigkeit
Juli 2011
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Die Politik hat oft den Eindruck erweckt,
dass sie bei einer «roten Linie> angekom-
men ist, iiber die man nicht hinausgehen
will. Und drei Wochen spiter hat sie diese
Position revidiert und es wurde genau das
gemacht, was vorher ausgeschlossen war.
Dadurch entstehen Zweifel am Euro, an der
EU - aber auch an den Regierungen. Was
wir im Moment erleben, ist eine extrem
sensible Phase in Bezug auf die 6ffentliche
Meinung. Umfragen zeigen eine wachsende
Skepsis gegeniiber der EU.

Cohn-Bendit Da ist nicht nur ein wachsen-
des Misstrauen gegeniiber Europa, sondern
der Politik iberhaupt.

Schwarzer Ja. Gleichzeitig gibt es die Ein-
schétzung vieler Biirgerinnen und Biirger,
dass die Losung der bestehenden Probleme
tatsdchlich europaisch erfolgen muss, dass
ein Riickfall in nationale Klein-Klein-Politik

im Zuge der Globalisierung keine Losung ist.

Fiicks Fiir mehr Zusammenarbeit gibt es
in den Umfragen eine Mehrheit, zumindest
in Deutschland, aber nicht fiir die Abschaf-
fung der Nationalstaaten zugunsten eines
vereinigten Europas.

Schwarzer Das ist auch nicht die richtige
Frage. Die Abschaffung der Nationalstaa-
ten — so weit sind wir langst nicht. Natio-
nale Identitét ist eine bestehende Grofe,
die wird bleiben. Was jetzt ansteht, um

die Bevolkerung abzuholen, ist zweierlei:
die offentliche Anerkennung, dass Europa
wichtig ist, und, selbstkritisch, die Fest-
stellung, dass Europa nicht optimal regiert
wird. Die Biirgerinnen und Biirger haben
den Aufbau Europas als Friedensprojekt
unterstiitzt, jetzt wird niichterner bewertet:
Sind die Politiken erfolgreich? Wird hier auf
demokratischer Grundlage gehandelt?

Je mehr auf EU-Ebene entschieden wird
und je weniger gut européische Politik
iiber die nationalen Entscheidungstriger
vermittelt wird, desto eher entsteht ein
Bruch in der Legitimationskette. Und die
Krise hat durch die enorm weitreichenden
Entscheidungen auf den EU-Gipfeltreffen,
nach denen die nationalen Parlamente in
wenigen Tagen Hilfspakete in Milliarden-
hohe bewilligen mussten, dazu beigetragen.
Fiir mich ist die groRe Aufgabe jenseits

der Bewaltigung der Finanzkrise, Europa
demokratisch regieren zu konnen. Das hat
institutionelle Konsequenzen, stellt aber
auch neue Anforderungen an die politi-
schen Akteure.

Wachstumsrate BIP
2009/2010

23,4% =-2,7 %

Cohn-Bendit Ich will das anders ausdrii-
cken: Wir haben heute Nationalstaaten und
das entsprechende Nationalbewusstsein,
aber auch deren Herausbildung war ein
langer Prozess. Und die Entwicklung der
Vereinigten Staaten von Europa wird auch
lange dauern. Wer hétte vor 50 Jahren den
jetzigen europdischen Prozess vorherge-
sagt? Niemand! Richtig ist: Die Legitima-
tion des vereinten Europas allein durch den
Erhalt von Frieden geniigt nicht mehr.
Fiicks Die alte Erzdhlung.

Cohn-Bendit Ja, aber diese alte Erzdhlung
ist immer noch faszinierend. Ich war in vie-
len Schulen in Frankreich und Deutschland.
Wenn man diese alte Geschichte erzihlt,
horen die Jugendlichen mit solchen grof3en
Augen zu! Das kann sie packen, aber es
gentiigt nicht mehr. Europa muss sich heute
legitimieren durch die Fahigkeit, Probleme
zu l6sen. Und da haben wir ein wirkliches
Problem.

Auf EU-Ebene haben wir eine Struktur,
nach der die nationalen Regierungen die
handelnden Akteure sind und wo es eine
Kommission gibt, die durch diese Regierun-
gen installiert wurde. Das heif3t, die Regie-
rungen haben sich EU-Politiker ausgesucht,
die ihnen genehm sind. Und jetzt wundert
man sich, dass alles nichts funktioniert! Die
Krisen zwingen uns jetzt, eine Frage zu stel-
len — ob beim Euro oder beim Klima: Wiirde
es uns ohne Europa besser gehen? Das ist
das Einfallstor fiir Europa. Jeder rationale
Mensch sagt dann: Nein!

Staatsverschuldung (% des BIP)
2009/2010

1,5% 78,3% 81,7 %
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Daniel Cohn-Bendit ist Publizist und Politiker, Mitglied des Europaparlaments der
franzdsischen Griinen; Ko-Vorsitzender der Fraktion der Griinen/Freie Europdische

Allianz im Europdischen Parlament.

Fiicks Ich sehe zwei grol3e Befiirchtungen
in der Bevolkerung, auch bei denen, die
durchaus europafreundlich sind. Die eine
ist vor allem in Deutschland stark ausge-
pragt: Wir geraten in eine Haftung ohne
Grenzen, das wird ein Fass ohne Boden.
Die zweite Befiirchtung lautet: Die Weiter-
entwicklung der EU fiihrt zur politischen
Enteignung der Biirger. Fiir die Mehrheit
der Menschen gilt, dass sie sich als Objekte
europdischer Politik empfinden. Mit jeder
weiteren Verlagerung politischer Kompe-
tenzen auf die europiische Ebene sehen sie
ihre Einflussmoéglichkeiten auf Entschei-
dungen, die starke Auswirkungen auf ihr
Leben haben, mehr und mehr schrumpfen.
Die Antwort darauf kann nicht allein sein,
das Europiische Parlament in seine vollen
Rechte einzusetzen.

Cohn-Bendit Nein, das Europaparlament
ist da zweitrangig. Aber die Menschen sind
politisch enteignet worden durch die Globa-
lisierung, nicht durch Europa. Nehmen wir
die Finanzkrise, die hat in den USA ange-
fangen. Dann sind die global handelnden
Banken den Bach runtergegangen. Es gab
zwei Moglichkeiten, sie zu retten: durch
gemeinsame nationale Politik oder durch
die Européische Zentralbank. Ohne die EZB
wadre das ganze Bankensystem in Deutsch-
land, Frankreich usw. zusammengebro-
chen. Die Enteignung passierte doch nicht
durch die Entscheidung der Europaischen
Zentralbank!

Arbeitslosigkeit
Juli 2011

ITALIEN
(Griindungsmitglied)

= EU-Durchschnitt

Jugendarbeitslosigkeit
Juli 2011

Das Problem mit den Politikern ist, dass

sie alle so getan haben, als ob sie die Krise
national 16sen konnten, obwohl das nicht
der Fall ist. Wir haben die Menschen in

der Situation nicht mitgenommen, und am
Ende heil3t es: Europa enteignet uns. Dabei
ist Europa die einzige Losung.

Fiicks Europdische Einigung als Antwort
auf die Globalisierung.

Schwarzer Aus Sicht der Bevolkerung, und
das ist ja nicht ganz falsch, lassen sich im
Verhiltnis von Europa und Globalisierung
seit einiger Zeit ein Riickzug der Politik und
verstérkte Liberalisierungsprozesse konsta-
tieren. Die EU hat ja iiber Jahre im Bereich
Finanzmarktregulierung, Finanzmarktauf-
sicht nicht viel gemacht hat.

Cohn-Bendit Deregulierung!

Schwarzer Ja, die EU hat dereguliert,

und sie hat verpasst, Risiken zu erkennen
und rechtzeitig zu handeln. Das racht sich
jetzt: Von vielen Europa-Skeptikern — zum
Beispiel von Marie Le Penn in Frankreich —
wird das alles zu einer Grundsatzkritik an
Europa zusammengekocht. Da einzugreifen
und zu erkldren, dass Globalisierungspro-
zesse Zwange und Fakten schaffen, auf die
man reagieren muss, dass aber die poli-
tische Handlungsfdhigkeit eben nicht im
nationalen Rahmen zuriickgewonnen wer-
den kann, sondern, wenn {iberhaupt, auf
gemeinsamer europdischer Ebene und dann
noch mit den Partnern USA, Asien — das ist
die richtige Botschaft. Diese Vermittlung

Wachstumsrate BIP
2009/2010

27,6% =5,29

muss geleistet werden. Der zweite Punkt
betrifft den politischen Output ...
Cohn-Bendit ... soziales Europa ...
Schwarzer ... auch das. Erinnern wir uns
an das Scheitern der Referenden zum euro-
péischen Verfassungsvertrag in Frankreich
und in den Niederlanden. Sarkozys Antwort
darauf: «L’Europe de projets». Die Idee:
Man legt ein paar Projekte auf, das wird die
Leute abholen, und damit vermeidet man
die Grundsatzfragen. Doch das iiberzeugt
diese iiberhaupt nicht, weil ein Gefiihl

des Kontrollverlusts vorherrscht. Dariiber
hinaus st63t das System an seine Grenzen.
Bei der Aufgabe, européische 6ffentliche
Giiter bereitzustellen, reicht es nicht, dass
Spitzendiplomaten vorgefertigte nationale
Positionen ins Feld zu fiihren, die nur eine
Mehrheitsmeinung und nicht das gesamte
Spektrum abbilden. Dadurch gerit das
europdische Ganze aus dem Blick. Daraus
folgen zwei Aufgaben: der Bevolkerung
erklaren, vor welcher Herausforderung

wir stehen, also die Selbstbehauptung von
Europa im globalen Kontext, und die Biirger
besser in den Politikprozess einbinden. Das
bedeutet fiir mich zum Beispiel Parteien
mit europaischer Mitgliedschaft, starkere
Demokratisierung der Europdischen Union,
Starkung des Europaparlaments.

Fiicks Wie gehen wir mit dem Wider-
spruch der zwei Geschwindigkeiten um?
Zwischen dem demokratischen Prozess, der
Zeit braucht, um eine politische Offent-
lichkeit und politische Subjekte auf euro-
pdischer Ebene herauszubilden, und dem
Zeitdruck der Krise, der fordert: Jetzt und
hier muss gehandelt werden!

Cohn-Bendit Es ist noch nie so viel iiber
Europa diskutiert worden wie jetzt. Ich will
nicht sagen: Wir haben schon eine euro-
paische Offentlichkeit. Ich will nur, dass
uns bewusst wird, was fiir einen Moment
wir gerade erleben. Zum Beispiel: Wir sind
keine Transferunion — dafiir brauchen

wir eine Grundgesetzdnderung. Doch die
wird kommen. Wenn man die Teile von
CDU, FDP SPD und Griinen, die dafiir sind,
zusammennimmt, ergibt sich ungeféhr eine
Zweidrittelmehrheit.

Fiicks Grundgesetzdnderung wofiir?
Cohn-Bendit Hin zu einer Transferunion.
Fiicks Deutscher Finanzausgleich im euro-
paischen Mal3stab?

Cohn-Bendit Nicht deutscher! Européi-
scher Ausgleich.

Staatsverschuldung (% des BIP)
2009/2010

1,3% 116,1% 119%



Fiicks Ausgleich von Lebensverhéltnissen,
Finanzkraft, Wirtschaftskraft? Européische
Planwirtschaft statt foderaler Wettbewerb?
Cohn-Bendit Wir haben doch jetzt eine
spannende Debatte. Die Deutschen haben
recht zu sagen: Es geht nicht, dass in
Griechenland, Irland und sonst wo die
Haushalte aus den Fugen geraten. Gleich-
zeitig ist jedem bewusst, dass die Wirtschaft
in Griechenland weitergehen muss. Ich
finde es falsch, dass man die Eurobonds nur
als Mittel gegen Schulden ansieht, Euro-
bonds bieten Investitionsmoglichkeiten

auf européischer Ebene. Dartiber wird aber
nicht diskutiert. In Griechenland kommen
80 Prozent der Energie aus importiertem
Erdol. Klar, weil es dort keine Sonne und
keinen Wind gibt! Aber wie soll Griechen-
land in erneuerbare Energien investieren?
Wenn europdische Investitionen nicht dahin
gebracht werden, wird nichts geschehen.
Griechenland hat im Vergleich zu Deutsch-
land oder Frankreich einen doppelt so
hohen Verteidigungshaushalt — prozentual
wie relativ. Warum? Weil die Tiirken ja mor-
gen Griechenland iiberfallen werden! Wenn
Europa da nicht eine gemeinsame Antwort
findet, wird Griechenland es nie schaffen.
Deswegen ist die Frage der Transferunion
eine Frage der gemeinsamen Verantwor-
tung, die nicht auf die Finanzen beschrankt
ist.

Fiicks Wie massiv diirfen die Eingriffe in
die nationale Politik sein? Und wer setzt die
Auflagen durch?

Schwarzer Die Liander, die zurzeit Hilfs-
pakete bekommen, wobei die Auflagen

sehr detailliert sind und es klare Vorgaben,
Zeitplane und eine temporare Aufgabe von
nationaler Souveranitat gibt ...

BELGIEN
(Griindungsmitglied)

Arbeitslosigkeit
Juli 2011

7,5%

= EU-Durchschnitt

Jugendarbeitslosigkeit
Juli 2011
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Cohn-Bendit ... aber die Zeitpléne miiss-
ten realistisch sein.

Schwarzer Ich sage ja nicht, dass sie gut
sind. Griechenland ist das beste Beispiel
fiir ein misslungenes Paket von Auflagen

in der ersten Fassung. Und wir sehen ja die
Schwierigkeit, das verdaubar zu machen:
die fehlende Akzeptanz bei der Bevolke-
rung, die Probleme der Vermittlung in
dieser harten Krisensituation. Wie weit darf
europdisches Mikromanagement gehen?
Da ist meine Position ganz klar: Wir diirfen
im Zuge der derzeitigen Reformen nicht
eine von der europdischen Ebene im Detail
gesteuerte Wirtschafts- und Haushaltspo-
litik fiir die Mitgliedsstaaten anstreben.
Wir miissen differenzieren: Was muss auf
europaischer Ebene koordiniert werden?
Wo gibt es gute Sachargumente, damit wir
gemeinsam handeln? Was nicht sein kann,
ist, dass man einen detaillierten Vorgabe-
plan an nationale Exekutiven gibt und sagt:
Umsetzen! Das Signal muss natiirlich deut-
lich sein: Thr habt ein Problem, das miisst
ihr 16sen. Wie? Das konnt ihr im européi-
schen Rahmen selber gestalten.

Etwas anderes: Die Diskussion um die
Transferunion, wie sie bei uns gefiihrt wird,
ist extrem eng. Diejenigen, die die Trans-
ferunion als Horrorbild an die Wand wer-
fen, suggerieren, dass Deutschland immer
auf der Zahlerseite ist. Sie rechnen nicht
dagegen, was unser Interesse am Erhalt der
Eurozone ist. Das muss auch mitgedacht
werden, wenn vermeintlich einfache Losun-
gen wie der Rausschmiss eines Landes aus
der Eurozone diskutiert werden — mit den
moglichen Dominoeffekten fiir weitere
Lénder und den Binnenmarkt.

Fiicks Brauchen wir einen neuen Kon-
vent zur Zukunft Europas, um diesem

Wachstumsrate BIP
2009/2010

17,6% -2,8%

Beratungsprozess eine Form zu geben und
das Nachdenken iiber kiinftige Strukturen,
Kooperationsformen und gemeinsame
Verpflichtungen nicht nur den Regierungen
und Parlamenten zu iiberlassen, sondern
die européische Offentlichkeit stirker
einzubeziehen?

Schwarzer Ja. Jetzt ist der Moment, an
dem wir die Grundsatzfragen stellen miis-
sen. Der Konvent wéire ein Anlass, um in
den nationalen Diskussionen préasent zu
sein.

Cohn-Bendit Konvent, das heil3t gemein-
same Diskussion der nationalen Parlamente,
des Europiischen Parlaments und der euro-
péischen Regierung.

Schwarzer Im Moment reden wir Tag

fiir Tag iiber Krisenmanagement, doch
nebenher wurden in den letzten 18 Mona-
ten Fakten geschaffen, die das Gesicht der
Eurozone maldgeblich verdndern. Und das
merkt die Bevolkerung. Schauen Sie sich
die skeptischen bis feindlichen Reaktionen
im Internet an zu proeuropdischen Artikeln,
in denen steht: «Wir miissen noch weiter-
gehen.» Bei allem Optimismus, den wir fiir
die Entwicklung einer européischen politi-
schen Identitdt und Kultur aufbringen: Im
Moment haben wir zwei Stromungen, die
gegeneinander arbeiten. Es gibt durchaus
antieuropdische Gefiihle und einen antieu-
ropdischen Populismus. Bei uns in Deutsch-
land ist dieser nicht so deutlich in einer
Partei manifest. In anderen Landern schon,
und dort findet diese Stromung mehr medi-
ales Gehor. Wir miissen um die Idee Europa
kédmpfen. Und wenn wir denn am Ende zu
einem neuen Vertrag kommen, muss die
Frage in eventuellen Referenden nicht mehr
heif3en: «Ja oder nein zum Vertrag?», wobei
die Neinsager sein Inkrafttreten verhindern
konnten. Die Frage muss stattdessen sein:
«Wollen wir oder wollen wir nicht beim
néchsten Schritt dabei sein?»

Cohn-Bendit Genau das ist es! Damit
gewinnst du jedes Referendum. Wenn du
sagst: Hier ist ein gemeinsamer Vertrag, wer
will mitmachen? Wer will nicht mitmachen?
Das Problem ist, dass diese ganzen Referen-
den verlogen sind. Die Leute denken: Wenn
wir nein sagen, bleibt alles, wie es ist; wenn
wir ja sagen, wird sich etwas verdndern. Sie
wissen nicht, dass auch ein Nein Verdnde-
rungen bewirkt.

Staatsverschuldung (% des BIP)
2009/2010

2,2% 96,2 %

96,8 %
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Schritte zur europdischen Einigung

1951

Deutschland, Frankreich, Italien sowie die drei Beneluxstaaten griinden die
Europdische Gemeinschaft fir Kohle und Stahl.

1957
Die Rémischen Vertrdge zur Europdischen Wirtschaftsunion, Euratom
und Uber gemeinsame Institutionen wie parlamentarische Versammlung,
Gerichtshof und Wirtschafts- und Sozialauschuss werden unterzeichnet und
treten ein Jahr spater in Kraft.

1967

Die Kommission der Europdischen Gemeinschaften (EG) nimmt
ihre Arbeit auf.

1974

Die Staats- und Regierungschefs der EG beschlieBen, sich regelmaBig als
Europaischer Rat zu treffen.

1978
Der Europaische Rat beschlieBt die Einfiihrung des europdischen Wahrungs-
systems und der europdischen Wahrungseinheit.

1979
Erste Direktwahl des Europdischen Parlaments.

1985
Die Kommission prasentiert ihr WeiBbuch zur Vollendung des Binnenmarktes.
Das Schengener Abkommen u.a. zur schrittweisen Abschaffung der Grenz-
kontrollen an den Binnengrenzen wird von Deutschland, Frankreich sowie den
Beneluxstaaten beschlossen.

1986
Portugal und Spanien treten der EG bei.

1990
Acht EG-Staaten unterzeichnen das Schengener Durchfiihrungsabkommen
(Schengen I1).

1991
Die Staats- und Regierungschefs beenden ihre Regierungskonferenzen zur
Schaffung einer Wirtschafts- und Wahrungsunion (WWU) und zur Politi-
schen Union und einigen sich in Maastricht auf den Vertrag liber die Europa-
ische Union.

1992
Der Maastricht-Vertrag wird unterzeichnet, womit die EG nun eine der «drei
Saulen» der EU bildet.

1993

Weitestgehende Vollendung des Binnenmarktes.

1994
Der Ausschuss der Regionen konstituiert sich.
Die Vereinbarungen des Schengener Abkommens treten in Kraft.

1996
Die Regierungskonferenz in Turin einigt sich auf einen weiteren Ausbau
und eine Reform der EU und beschlieBt am Ende des Jahres in Dublin den
Stabilitatspakt.

1997

Die EU-AuBenminister unterzeichnen den Vertrag von Amsterdam, der 1999
in Kraft tritt.

1999
Die dritte Stufe der Europdischen Wahrungsunion tritt in Kraft, womit der
Euro als Buchgeld in der Eurozone eingefiihrt ist.
Europol nimmt seine Arbeit auf und der Hohe Vertreter der Gemeinsamen
AuBen- und Sicherheitspolitik wird benannt.
Die Tirkei wird Beitrittskandidat.
Der Konvent der Europdischen Charta der Grundrechte nimmt seine Arbeit
auf.

2000
Der Europdische Rat beschlieBt, dass Griechenland zu Beginn 2001 den
Euro einfiihrt, und entwickelt zudem eine neue Strategie zur Férderung der
Beschaftigung in der EU, zur Modernisierung der Wirtschaft und zur Star-
kung des sozialen Zusammenhalts (Lissabon-Strategie).
In Nizza einigen sich die Staats- und Regierungschefs auf einen neuen Vertrag
(Nizza-Vertrag), der das Beschlussfassungssystem auf die Erweiterung vor-
bereitet und 2003 in Kraft tritt.
Die Charta der Grundrechte der EU wird feierlich verkiindet.

2001
Der Europdische Rat von Laeken beschlieBt eine umfassende Reform der EU
und die Einrichtung eines Konvents zur Zukunft der Europdischen Union.

2002
In zwdlf Landern wird der Euro als Bargeld eingefiihrt.
Der Europdische Rat von Kopenhagen beschliet die Aufnahme von zehn ost-
und mitteleuropdischen Staaten und entwickelt die sogenannten Kopenhage-
ner Beitrittskriterien.

2003
Der Konvent zur Zukunft der Europaischen Union schlieBt seine Arbeit am
Entwurf einer Europdischen Verfassung ab, und die Regierungskonferenz
beginnt mit der Erarbeitung eines Verfassungsvertrags. Zudem wird der Auf-
bau eines Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts vereinbart.
Ende des Jahres wird bekannt, dass Griechenland seine Zahlen zur Aufnahme
in die Eurozone gefalscht hat.

2005
Frankreich und die Niederlande lehnen per Volksentscheidung die Europai-
sche Verfassung ab.

2007
Bulgarien und Rumanien treten der nunmehr 27 Mitglieder umfassenden EU
bei, und Slowenien fiihrt als 13. Land den Euro ein.
Die 27 EU-Staaten unterzeichnen nach dem Scheitern des Verfassungsvertra-
ges den Vertrag von Lissabon, der die vorherigen Vertrage andert.

2008
Angesichts der weltweiten Finanzkrise, die auch europdische Banken in Not
bringt, diskutiert der Europdische Gipfel im Herbst liber eine umfassende
Reform des Finanzsystems.

2009
Der Euro wird gesetzliches Zahlungsmittel in der Slowakei.
Griechenlands enormes Haushaltsdefizit wird bekannt. Der Europdische Rat
beschlieBt, die Hilfen fiir in Schwierigkeiten geratene Lander aufzustocken.
Ende des Jahres tritt der Vertrag von Lissabon in Kraft.

Chronik der Eurokrise — S.32
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VON WOLFGANG REINHARD

eschichte kennt keine evidenten Entwicklungsziele. Daher

lasst sich weder die aktuelle Entwicklung der EU noch die
gesamte europdische Geschichte auf eine eindeutige Zukunftsper-
spektive hochrechnen. Nichtsdestoweniger konnen wir historische
Entwicklungstendenzen identifizieren, aus denen sich auf zukiinf-
tige Moglichkeiten schlief3en 1&sst. Allerdings gibt es immer meh-
rere derartige Zukunftsperspektiven.

Die Erfahrung lehrt, dass ein erreichter Institutionalisierungsgrad
starke Beharrungskraft aufweist und sich kaum vollstdndig riick-
gangig machen lasst. Zu viele Interessen haben sich jeweils daran
gehdngt. Ein totaler Zerfall der EU ist deshalb ebenso unwahr-
scheinlich wie ein Krieg zwischen Landern Mittel- und Westeuropas,
der noch im letzten Jahrhundert eine selbstverstédndliche Mog-
lichkeit war. Auch die gemeinsame Wéahrung Euro diirfte unge-
achtet aller Unkenrufe dank dieses historischen Tragheitsprinzips
weiterleben.

Das Grundmotiv der europédischen Geschichte von ihren Anfén-
gen bis heute ist die produktive dialektische Spannung von Vielfalt
und Einheit. Das ist keine Leerformel, sondern ein dynamischer
Prozess mit klarem historischem Inhalt, auf den sowohl der
moderne Staat als auch die EU zuriickzufithren sind und der beiden
immer noch Zukunftsperspektiven vorgeben konnte.

Geografische und ethnische Uneinheitlichkeit fithrten zu einer
Vielzahl rivalisierender politischer Einheiten, die sich im Gegen-
satz zu anderen Weltgegenden nie auf Dauer zu einem einzigen
GrofRreich verbinden lieRen, weder von Karl dem GrofRen noch von
Napoleon oder Hitler. Stattdessen fiihrten ihre stdndigen Konflikte
bis ins 19. Jahrhundert zu einer Reduzierung ihrer Zahl auf ca.
zwei Dutzend {iberlebende Einheiten einerseits, zu deren Entwick-
lung aus locker strukturierten Herrschaften zu intensiv organisier-
ten modernen nationalen Machtstaaten andererseits. Politischer
Wille zur Selbstbehauptung auf Kosten der Nachbarn lief3 die
européische Geschichte zu einem Riistungswettlauf werden, dessen
Kosten wiederum immer intensivere Kontrolle von Ressourcen und
Untertanen notig machten, bis schlieB8lich Volkssouveranitat und
Nationalismus deren totale politische Verfiigbarkeit erméglichten.

Arbeitslosigkeit
Juli 2011

Jugendarbeitslosigkeit
Juli 2011

LUXEMBURG

(Griindungsmitglied) 2009/2010

4,6 % 13,3%

= EU-Durchschnitt

Wachstumsrate BIP

-3,6% §

So hat Europa mit dem modernen Staat die machtvollste politische
Organisation erfunden, die Menschen bisher zustande gebracht
haben.

Das ist aber nur die eine Seite, denn ungeachtet ihrer Konflikte
blieben die europaischen Gemeinwesen stets durch eine gemein-
same Kultur verbunden, zunéchst durch das lateinische Christen-
tum. Das konnte nach aufSen zu gemeinsamen Aktionen gegen
Dritte fithren, etwa die verschiedenen Kreuzziige, nach innen zu
dem Vorwurf, Kriege zwischen Christen seien verwerfliche Bruder-
und Biirgerkriege. So Erasmus von Rotterdam, der Ahnherr aller
Aufklarer. Denn auch als das Christentum allméhlich verdunstete,
blieb es bei Gemeinsamkeiten der politischen Kultur. So haben die
Européer im Bewusstsein ihrer Zusammengehorigkeit die sténdigen
diplomatischen Vertreter und die internationale Friedenskonferenz
erfunden. Kriege wurden auf voriibergehende Auseinandersetzun-
gen reduziert und Besiegte zwar geschwicht, aber nicht vernich-
tet, denn es galt das europdische Michtesystem einigermalfen im
Gleichgewicht zu halten. Daraus entwickelten sich das européische
Volkerrecht (das eigentlich «Staatenrecht» heil3en miisste) und seit
dem 19. Jahrhundert immer mehr internationale Organisationen
vom Roten Kreuz und dem Weltpostverein bis zum Volkerbund und
der UNO. In diesem Rahmen konnten nach dem Zweiten Weltkrieg
gemeinsame europdische Institutionen geschaffen werden, deren
Bewdhrung enorme Wachstumsimpulse ausloste, allerdings wegen
ihrer einseitigen Ausrichtung ziemlich korrekturbediirftige. Denn
die Hoffnung auf Vereinigte Staaten von Europa mit einem schwei-
zerisch-vielsprachigen européischen Volk als demokratischem
Souverdn haben uns die nationalen politischen Klassen bisher nicht
vollig austreiben konnen!

Wolfgang Reinhard war von 1977-90 Professor fiir
neuere und auBereuropdische Geschichte in Augsburg
und Freiburg, 2005—-10 Fellow am Max-Weber-Kolleg
in Erfurt, 2001 Preis des Historischen Kollegs. 52
Biicher, darunter: «Geschichte des modernen Staates»
2007.

Staatsverschuldung (% des BIP)
2009/2010

3,5% 14,6 % 18,4%




10 EUROPAISCHE INNENANSICHTEN

Ja zu Europa!

NIKOS CHRYSOGELOS
SPITZENKANDIDAT DER GRUNEN IN GRIECHENLAND

Griechenland steht im Mittelpunkt einer globalen Krise. Der Grund:
Die Eurozone hat zwar eine gemeinsame Wahrung, jedoch keine
gemeinsame Wirtschafts- und Steuerpolitik. Zu Griechenlands
strukturellen Problemen kommt hinzu, dass das wenig logische
Krisenhandeln der Eurozone dazu gefiihrt hat, dass Griechenlands
Wirtschaftsleistung schrumpft und sein Handelsdefizit wéchst.

Die beiden flihrenden Parteien Griechenlands sind sehenden Auges
in diese Sackgasse gerannt; sie haben nicht versucht, dringend
notwendige politische, wirtschaftliche oder soziale Reformen einzu-
leiten. Und den wichtigen politischen Kréften Europas fehlte der
Mut zu «mehr Europa», wiahrend populistische Stromungen hoffen,
in der Krise durch Anti-EU-Ressentiments bessere Wahlergebnisse
einzufahren. So ist die griechische Defizit- und Schuldenkrise, die
in absoluten Zahlen vergleichsweise unbedeutend ist, zu einer Krise
geworden, die die Eurozone und die EU grundlegend erschiittert.

Die Folge waren Sparmalnahmen, mit denen Griechenland
«gerettet» werden sollte und die zu einer beispiellosen Arbeitslosig-
keit, gewaltigen Gehaltskiirzungen und einem Auseinanderbrechen
einer schon zuvor wenig stabilen sozialen Infrastruktur gefiihrt
haben. Deutlich wird, dass diese MafSinahmen auf sozialer, wirt-
schaftlicher und politischer Ebene unhaltbar sind und das Land in
eine explosive Situation fithren.

Griechenland benotigt dringend wohldurchdachte Reformen auf
Grundlage europaischer Solidaritédt und einer griinen Wirtschafts-
wende. Solche Reformen sollten sich auf die Neustrukturierung der
Verwaltung, die Weiterbildung und Umschulung von Arbeitskréften
sowie eine Wende weg von einer biirokratischen, hin zu einer sozia-
len und griinen Infrastruktur konzentrieren. Begleitet werden sollte
dies von gezielten Schnitten bei den Ausgaben und drastischen
Mafnahmen gegen Steuerhinterziehung und Korruption — woran
im Ubrigen auch auslindische Firmen beteiligt sind. Auf diese Art
wiirden griine Investitionen moglich, die fiir Innovation stehen und
Arbeitsplatze speziell fiir junge Menschen schaffen. Griechenland
vor dem Zerfall zu retten wiirde auch Europa niitzen.

Ubersetzung: Bernd Herrmann

NIEDERLANDE
(Grindungsmitglied)

Arbeitslosigkeit
Juli 2011

Jugendarbeitslosigkeit
Juli 2011

7,5%

= EU-Durchschnitt

Wachstumsrate BIP
2009/2010

-3,9%

PIOTR BURAS
POLNISCHER JOURNALIST

Wenn es um den Wert Europas geht, darf man keine gro3en Worte
meiden — gerade jetzt und erst recht jetzt, wo sich die bisherigen
Selbstverstandlichkeiten im Taumel der Euro- und Schuldenkrise
auflosen. Fiir Polen ist Europa eine Schicksalsfrage, gerade weil die
Zugehorigkeit fiir uns politisch — nicht zivilisatorisch und kulturell —
nie selbstverstdndlich war.

Jede Nation hat ihr eigenes européisches Narrativ. In Deutsch-
land erzéhlt es vom Krieg und Frieden, vom «langen Weg nach
Westen» (Heinrich August Winkler), von der Uberwindung des
Sonderweges und der Uberhéhung der (deutschen) Kultur. Das
polnische Europa-Narrativ handelt von einer Flucht: vor der Pro-
vinzialitdt und dem geopolitischen Fatum. Im 19. Jahrhundert, als
das moderne Europa der Nationalstaaten entstand, war Polen nicht
dabei. Das Land war zerstiickelt und als Nation von den Teilungs-
maéchten unterdriickt. Nach dem Ersten Weltkrieg war Polen zwar
wieder auf der politischen Karte des Kontinents aufgetaucht, jedoch
auf seiner schlechteren Halfte — in Rapallo und Locarno marginali-
siert und im Zangengriff der zwei groen Nachbarn, Deutschland
und der Sowjetunion, die 1939 wieder zuschlugen. Auf den Blutzoll
des Zweiten Weltkrieges folgte das Dahinsiechen im kommunis-
tischen Ostblock — nicht gerade der Platz unter der europdischen
Sonne, den wir uns ertrdumt hétten. Diese Geschichte ist der Hin-
tergrund fiir das polnische Verhaltnis zu Europa.

Polen ist eine der europafreundlichsten Nationen in der EU,
und die Polen ergreifen die Modernisierungschance, die ihnen die
EU-Mitgliedschaft bietet, mit Herz und Verstand. Doch taugt die
historische Begriindung Europas auch fiir die Zukunft? Sie gilt nach
wie vor, doch sie taugt nicht fiir die Legitimation eines Europas,
das an einem Scheideweg steht. Auch die Polen brauchen ein neues
Europa-Narrativ. Es wire aber illusorisch zu glauben, dass eine
Neubegriindung Europas nach dem alten Muster der Vergangen-
heitsgemeinschaft verlaufen konnte. Das neue Narrativ kann nicht
mehr, wie in der Vergangenheit, polnisch, deutsch oder dénisch
sein, sondern es muss sich aus der Zukunft speisen und auf dem
Lebensgefiihl einer neuen Generation aufbauen. Dieses ist in allen
EU-Léndern zurzeit erstaunlich dhnlich: Es zeugt von Unsicherheit
und Angsten vor diisteren Aussichten auf dem Arbeitsmarkt und
geringen Chancen fiir einen sozialen Aufstieg.

Trotz guter Wirtschaftsdaten greift diese pessimistische Stim-
mung auch in Polen um sich. Das neue Narrativ muss die Vision
einer «guten Gesellschaft» entwickeln und Ansétze bieten fiir einen
«guten Kapitalismus» als Alternative zu den vergangenheitsbezo-
genen Europabegriindungen. Wir suchen einen neuen «european
dream», der Antworten auf die Herausforderungen nicht des ver-
gangenen, sondern des 21. Jahrhunderts gibt.

Staatsverschuldung (% des BIP)
2009/2010

1,8% 60,8 % 62,7 %
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REBECCA HARMS
FRAKTIONSVORSITZENDE DER GRUNEN/EFA IM EUROPAISCHEN PARLAMENT

In Zeiten des Zweifels, wie wir sie wegen Finanz- und Wirtschafts-
krise gerade erleben, ist es unverzichtbar, sich die gemeinsame
Geschichte und Leistung der Européischen Union bewusst zu
machen. Sich zu vergegenwartigen, wie sehr sich mittlerweile

die Lebensverhéltnisse oder auch die Umweltschutzniveaus der
Mitgliedsstaaten angendhert haben, hilft zu verstehen, was in der
Gemeinschaft moglich ist. In dem Bewusstsein der erfolgreichen
Aufbauleistungen sehe ich alle Voraussetzungen gegeben, nicht
nur die Wirtschaft und die Finanzen der EU in Ordnung zu brin-
gen. Gemeinsam wird es uns Europdern auch gelingen, die Ent-
wicklung in Richtung Nachhaltigkeit zu steuern. Eine gemeinsame
Wirtschaftsregierung soll nicht nur Haushalte in Ordnung halten.
Die Ziele fiir wirtschaftliche Entwicklung miissen die Bewahrung
der Lebensgrundlagen beinhalten. Klimaschutz und Ressourcenef-
fizienz sind fiir das erklarte Ziel der Generationengerechtigkeit
genauso wichtig wie der Abbau der 6ffentlichen Schulden. Wir
Européer kénnen und werden das gemeinsam schaffen!

AXEL SCHWEITZER
VORSTANDSVORSITZENDER DER ALBA GROUP PLC & CO. KG, BERLIN

Europa bietet gerade Deutschland als Exportnation eine stabile
Basis, mit den anderen Eurolédndern gemeinsam als eine vereinte
wirtschaftliche Kraft im Wettbewerb zu bestehen. Dank der Einfiih-
rung des Euro verfiigen wir iiber einen einheitlichen Wirtschafts-
raum, der Handelshemmnisse gesenkt hat und die Chance bietet,
mit den aufkommenden neuen asiatischen Wirtschaftsméachten auf
Augenhohe zu verhandeln. Die aktuell bestehenden Finanzkrisen,
beispielsweise in Griechenland, zeigen, dass es in Zukunft darum
gehen muss, die gemeinsame europédische Wéhrung zu stabilisie-
ren. Dabei muss aber darauf geachtet werden, dass Anreize zur
soliden Haushaltsfiihrung fiir die Einzelstaaten festgeschrieben
werden. Europa ist und bleibt fiir mich alternativlos. Um auch
mittelfristig nicht von der asiatischen Entwicklung abgehangt zu
werden, miissen wir uns von einem Staatenbund zum Bundesstaat
entwickeln.

Arbeitslosigkeit
Juli 2011

Jugendarbeitslosigkeit
Juli 2011

DANEMARK

7,1% 14 %

= EU-Durchschnitt

Wachstumsrate BIP
2009/2010

-5,2%

BERTHOLD HUBER
ERSTER VORSITZENDER DER IG METALL

«Es gehort uns allen, dieses Europa.» Dieser Satz von Willy Brandt
stammt aus dem Jahr 1979. Heute trifft er den Wunsch, nicht

das Empfinden der europaischen Biirgerinnen und Biirger. Die
Eurokrise, befiirchtete Staatspleiten und die damit einhergehende
politische Erosion gefdhrden die europiische Idee. Richtig ist: Wir
miissen Europa stabilisieren und weiterentwickeln. Grundfalsch
ist der Ruf nach dem deutschen Alleingang. Wir brauchen mehr
Europa, nicht weniger! Notwendige Ausgabenbeschréankung und
zielgerichtete Investitionen miissen gleichzeitig erfolgen. Dafiir
brauchen wir eine demokratisch legitimierte, européische Wirt-
schafts- und Finanzregierung. Deutschland wird im européischen
Verbund Verantwortung und Lasten {ibernehmen miissen. Europa
braucht uns, wie wir Europa brauchen. Es geht um ein wichtiges
politisches Projekt. Wir wollen ein friedliches und soziales Europa,
das die blutigen Konflikte der Vergangenheit {iberwunden hat.
Auch deshalb muss Willy Brandts Vision endlich Wirklichkeit wer-
den. Die IG Metall steht dazu.

CEM 0ZDEMIR

FRAKTIONSVORSITZENDER VON BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Es war immer einfach, Européderin oder Européer zu sein. Sicher,

es gab auch Krisen, aber letztlich herrschte das Gefiihl vor, dass

es dank der europaischen Integration allen besser ging. Was einst
vor 60 Jahren mit der Européischen Gemeinschaft fiir Kohle und
Stahl ihren Anfang nahm, ist heute der weltweit gré3te, politisch
und wirtschaftlich erfolgreichste, freiwillige Zusammenschluss von
Staaten, derzeit sind es 27. Im Vertrag von Lissabon haben wir den
«wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt und
die Solidaritédt zwischen den Mitgliedsstaaten» festgeschrieben.
Heute jedoch, wo diese Solidaritdt — und nicht blof3 verbale Solida-
ritdtsbekundungen — zum Wohle aller in Europa tatsachlich gefragt
ist, wollen einige davon plotzlich nichts mehr wissen. Gleichzei-

tig tibergehen sie die Konsequenzen, die ein Scheitern des Euro

mit sich bringen wiirde. Vielleicht soll dieser unverantwortliche
Umgang mit dem europiischen Projekt den einen oder anderen
Stammtisch vom eigenen Versagen ablenken — die Schulden und
Probleme Europas werden damit jedoch nur gréer und die finanzi-
elle und politische Rechnung teurer.

Staatsverschuldung (% des BIP)
2009/2010

1,7% 41,8% 43,6 %
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Begriffe wie «Rechtsextremismus» und «Neofaschismus» kennzeichnen die traditionelle
politische Rechte, den modernen Rechtspopulismus konnen sie nicht mehr hinreichend erkldren.
Ausleuchtung eines neuen Phanomens

Religionsfreiheit?
JA, ABER NICHT FUR
MOSLEMS

VON DICK PELS

| Proteste gegen die steigende Islamophobie und den Rechts- D en Niederlanden kommt die zweifelhafte Ehre
populismus eines Geert Wilders (2008). Zwei junge zu, an vorderster Front dessen zu sein, was man
Niederlanderinnen haben sich in einen Tschador gehllt. . . . ..

die «zweite Generation» rechter populistischer Bewe-
gungen nennen konnte. Wahrend Bewegungen der
ersten Generation wie die Front National, der Vlaams
Blok/Belang, die Lega Nord und die FPO enge Ver-
bindungen zu radikal-nationalistischen, autoritaren
und rassistischen Traditionen haben, sind neuere
Bewegungen wie die Dansk Folkeparti, die Perussuo-
malaiset (Wahre Finnen), die Sverige Demokraterna,
die flamische N-VA und, in den Niederlanden, die
Lijst Pim Fortuyn und Geert Wilders Partij voor de
Vrijheid eher biirgerlich-nationalistisch, national-
liberal und kulturell (nicht ethnisch) geprégt.

Die griinen Parteien Europas stecken, was diese
neuen populistischen Bewegungen angeht, in einer
eigenartigen Zwickmdiihle. Historisch gesehen sind
beide Bewegungen zeitgleich in den spéten 60er- und
frithen 70er-Jahren entstanden. Sie sind ideologi-
sche Gegensitze in einer neuen Dimension kulturell
gepréagter Politik, die im Vergleich zum iiberkomme-
nen, soziodkonomisch begriindeten Rechts-Links-
Schema in einem anderen Koordinatensystem ver-
ortet ist. In der Analyse dieser neuen populistischen
Herausforderung hinken die Griinen hinterher. Sie
neigen dazu, alles iiber einen Kamm zu scheren,
sie differenzieren nicht, etwa zwischen erster und
zweiter Generation, und bedienen sich schaler, wenig
hilfreicher Schlagworte wie «Rechtsextremismus»
und «Neofaschismus».

Der Populismus der zweiten Generation ist aber
eine ideologisch und politisch neue Erscheinung,
die es notig macht, unsere intellektuellen und

GROSSBRITANNIEN Arbeitslosigkeit Jugendarbeitslosigkeit Wachstumsrate BIP Staatsverschuldung (% des BIP)
*1973 Mai 201 Mai 2011 2009/2010 2009/2010

. 20,2% -4,9%

809%

" = EU-Durchschnitt

Foto: Miller/Hollandse Hoogte/laif
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politischen Werkzeuge zu schérfen. Man betrachte
nur die drei «Skeptizismen» der neuen rechten
Populisten, die in grundsatzlichem Widerspruch zu
unseren Werten und Uberzeugungen stehen: die
Integrations-Skepsis (Moslems — oder Roma — kon-
nen nie Teil unserer demokratischen Kultur sein); die
Klima-Skepsis (Klimawandel ist eine von verriickten
Wissenschaftlern angeheizte Hysterie) und die Euro-
Skepsis (im Unterschied zu den Nationalkulturen ist
Europa «unbeseelt», da ihm ein Volk fehlt, es somit
nie zu einer wahren Demokratie werden kann).

Nationale Demokratie und nationaler
Individualismus

Ich mochte zwei Bezeichnungen vorschlagen, die
helfen konnten, die neuen Entwicklungen zu kenn-
zeichnen: «nationale Demokratie» und «nationaler
Individualismus». Beide stehen in scharfem Gegen-
satz zu unseren Idealen der Freiheit, Demokratie,
Gleichberechtigung, Inklusivitat und Toleranz. «Nati-
onale Demokratie» besagt, dass trotz gewisser Span-
nungen zu demokratischer Rechtstaatlichkeit und bei
Fragen des Benimms und der Stimmlagen die neopo-
pulistischen Parteien und Bewegungen im Allgemei-
nen die Grundregeln der reprisentativen parlamen-
tarischen Demokratie anerkennen — im Unterschied
zu Faschisten und Neonazis, die diese zu Gunsten
eines autoritiaren Fiihrersystem zerschlagen wollen.
Die neopopulistische Kritik am geschlossenen System
der Parteiendemokratie bedeutet nicht, dass man es
abschaffen will, vielmehr will man es um Elemente

Arbeitslosigkeit J darbeitsl|

IRLAND

Wact ate BIP

Juli 2011 Juli 2011

14,5%

= EU-Durchschnitt

28,3%

2009/2010

-7%:

Geert Wilders als Gastredner
bei einer Wahlveranstaltung der
Partei «Die Freiheit» in Berlin am
3.September 2011.

direkter, plebiszitdrer Demokratie ergénzen und so
Wahlginge vervielfachen und stérker personalisieren.
Die Bezeichnung «nationaldemokratisch» passt
auch, weil hier die Demokratie buchstiblich nationa-
lisiert wird. «Volksherrschaft» wird als die Herrschaft
eines «eingeborenen», inldndischen Volks verstanden,
wodurch Demokratie zur nationalen Errungenschaft
eines «Wir», also einer Bevolkerungsmehrheit und
ihrer Leitkultur, erklart wird, die Ausldnder und
Zugereiste legitimerweise ausschlief3en kann. In
erster Linie geht es dabei um Moslems, die, so die
Argumentation, einer Religion angehéren, die totali-
tar und gewaltbereit sei und sich mit demokratischen
Traditionen nicht vereinbaren lief3e. Aber auch ein
iiberstaatliches politisches Gebilde wie die Européi-
sche Union kann, dieser Sicht zufolge, niemals wirk-
lich demokratisch werden, da es ihr an einer gemein-
samen eigenen Kultur, Sprache und Identitét fehle.
Die zweite von mir gewihlte Bezeichnung hebt
die soziopolitische Neuartigkeit des modernen
Populismus noch schérfer hervor: «nationaler Indi-
vidualismus». Fiir diese Bezeichnung, die polemisch
den Anklang zum «nationalen Sozialismus» funkti-
onalisiert, gibt es sowohl politisch-6konomische wie
auch kulturelle Griinde. Der neue Populismus ist
Antistaat, antilinks und Antisozialismus, wohingegen
die historischen faschistischen und nationalsozialisti-
schen Regime im grofen Stil auf staatliche Eingriffe
und Planung setzten (s. Gorings Vierjahresplan), die
Wirtschaft korporatistisch organisierten und Eigen-
tumsrechte beschnitten. Wahrend nationalsozialisti-
sche Bewegungen oft von antikapitalistischen Sehn-
siichten inspiriert waren, sind nicht wenige dieser

Staatsverschuldung (% des BIP)
2009/2010

-0,4% 65,6 %

96,2 %
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Niederlander demonstrieren fiir Toleranz und gegen
steigende Islamophobie in Amsterdam 2008.

neuen populistischen Gebilde aus ultraliberalen, staatskritischen
und Anti-Steuer-Parteien hervorgegangen und haben erst spéter
Immigration und Integration zu ihren Themen gemacht.

Der neue Populismus und die Kulturrevolution der 1960er-
und 1970er-Jahre

Aber die Populisten nationalisieren nicht nur die politischen und
wirtschaftlichen Freiheiten, sie nationalisieren auch kulturelle
Freiheiten wie Frauenrechte, Homosexuellenrechte, Trennung von
Staat und Religion. Ein «nationaler Individualismus» unterscheidet
sich von den Bewegungen der 1930er-Jahre auch dadurch, dass
diese das Individuum rigoros dem Volkischen unterwarfen («Du
bist nichts, dein Volk ist alles»). Der moderne rechte Populismus
hélt nichts von einer «Sozialisierung der Massen», er will das
Sprachrohr sein fiir ein «Volk von Individuen» (oder besser: Indi-
vidualisten). Thm geht es gleichermalen um die Freiheit des Ein-
zelnen wie um die Freiheit des Volkes. Dieser neue Populismus ist
nicht denkbar ohne die Kulturrevolution der 1960er-, 1970er-Jahre,
die auch ein wesentlicher Nahrboden griiner Bewegungen war.

Arbeitslosigkeit
Marz 2011

Jugendarbeitslosigkeit
Marz 2014

GRIECHENLAND

15% 38,5 % -2%

= EU-Durchschnitt

Wachstumsrate BIP
2009/2010

Das Ideal der individuellen Selbstbehauptung («Ich zuerst») und
das der nationalen Selbstbestimmung («Das eigene Volk zuerst»)
widersprechen sich nicht, sie gehen ineinander {iber und ergénzen
sich. Das konsumorientierte Ideal der Selbstverwirklichung («Ich
bin einzigartig — deshalb habe ich Anspruch auf alles») wird hier
ausgedehnt auf die kollektive Figentiimerschaft an einer einzigar-
tigen Nationalkultur und Nationalidentitdt. Durch die Verfassung
garantierte Rechte wie die Meinungsfreiheit, die Trennung von
Kirche und Staat, die Gleichberechtigung der Geschlechter und
der sexuellen Orientierungen werden hierbei nationalisiert und
als kulturelle Munition gegen «riickstdndige» Kulturen wie einen
orthodoxen Islam ins Feld gefiihrt. Diese Absolutsetzung und Nati-
onalisierung des Individualismus fiihrt sehr leicht zu allzu simplen
Gegensatzpaaren wie wir/sie, weil3/schwarz und gut/schlecht —
und dient dazu, Siindenbdécke und Feindbilder zu kultivieren: Reli-
gionsfreiheit? Ja! — aber nicht fiir Moslems; Meinungsfreiheit? Ja! —
aber ein Verbot des Koran; Frauen- und Schwulenrechte? Ja — aber
in erster Linie, um unsere kulturelle «Eigenheit» zu verteidigen und
auf Moslems, die diese Rechte ablehnen, einschlagen zu kénnen.

Auf diese Weise zeigt der neue Populismus das krasse kulturelle
Dilemma auf, in dem wir uns gegenwaértig befinden. Es demon-
striert, dass unsere individualistischen, liberal-demokratischen
Ideale sich auch in ihr Gegenteil verkehren lassen, wenn es uns
nicht gelingt, sie zu ziigeln und zu beherrschen. Wie konnen wir
einem solchen ichbezogenen, fremdenfeindlichen, andere Men-
schen ausschliefenden «nationalen Individualismus» begegnen?
Wie lésst sich ein alternativer, griiner, sozialer und kosmopolitischer
Individualismus profilieren? Fiir den Anfang konnten wir eine posi-
tive «schwache Identitét» als Herzstiick unserer demokratischen
Kultur verteidigen. Nicht eine iiberlegene Gewissheit der «eigenen»
unverriickbaren kulturellen Werte, sondern eine ungewisse Vorstel-
lung davon, was die Nation ausmacht, konnte der Ausgangspunkt
dafiir sein, sowohl «fremde» Kulturen in «unsere eigene» zu integ-
rieren, als auch dafiir, «unsere» Kultur in ein europédisches Gemein-
wesen und in die Welt zu integrieren.

Ubersetzung: Bernd Herrmann

* Die Langfassung dieses Artikels ist abgedruckt in: «Populisme in Europe», Wien 2011,
hrsg. von Erica Meijers. Teile von Erica Meijers’ Einflihrung wurden von Dick Pels
Ubernommen. Das Buch erscheint im Frithjahr 2012 auf Deutsch im Planet Verlag, hrsg.
von der Heinrich-B6ll-Stiftung und GEF.

Dick Pels Direktor des Forschungsinstituts De Helling
der Griinen Partei der Niederlande. Er hat mehrere
Biicher liber das Phdanomen des niederldandischen
Rechtspopulismus geschrieben, darunter: «The people
does not exist: Leadership and populism in media demo-
cracy» (2011).

Staatsverschuldung (% des BIP)
2009/2010

=4,5% 127,1%

Foto: Rademaker/Hollandse Hoogte/laif
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Aus Asien, aus der Tlrkel,
den USA und der arabischen Welt
schaut man auf Europa

Aus Singapur

VOLKER H. SCHMIDT

I ( onnte eine wachsende Integration der Europdischen Union

zu einer Foderation a la Vereinigte Staaten von Europa den
Abstieg der «alten Welt» aufhalten? Das scheint mir, soweit es um
die relativen Gewichtsverhaltnisse geht, wenig wahrscheinlich.
Denn selbst ein solches Gebilde hétte bei groftmoglichem Erfolg,
innerem Zusammenbhalt und politischem Steuerungsvermogen
kaum Einfluss auf die seit langem in Gang befindliche, aber bis vor
kurzem weithin unbemerkte Verschiebung der Gravitationszentren
wirtschaftlicher, politischer und letztlich wohl auch kultureller
Macht von West nach Ost und Siid.

Die Griinde fiir diese Verschiebung, die das Ende der Epoche
westlicher Vorherrschaft markiert (an der Europa nach dem Zwei-
ten Weltkrieg ohnehin nur noch in der Rolle eines Juniorpartners
partizipierte) sind tiefer liegender, struktureller Natur und werden
durch das institutionelle Design der EU gar nicht beriihrt. Der
Aufstieg der «Anderen» verdankt sich einem im Vergleich zur
historischen Erfahrung Europas dramatisch beschleunigten Moder-
nisierungsprozess, der den Entwicklungsabstand wachsender Teile
der (ehemaligen) Peripherie zu den ehemaligen Zentren im Norden
kontinuierlich verringert. In einzelnen Entwicklungsdimensionen
hat der Westen seine globale Fiihrungsrolle bereits eingebii3t und
andere setzen nun die Standards. Dieser Modernisierungsprozess,
mithin auch das Wachstum der relativen Einflussgewichte auf3er-
européischer Akteure, wird sich aller Voraussicht nach fortsetzen.
Insoweit kann es fiir Europa also nur nach unten gehen.

Das muss, auch fiir Europa, keine Katastrophe sein, verdndert
aber die Umweltbedingungen, mit denen europiische Akteure sich
bei der Gestaltung ihrer Lebensverhéltnisse konfrontiert sehen:
Die policy makers der Vergangenheit, die anderen das Geschehen
diktierten, werden mehr und mehr zu policy takers, die sich mit

Entscheidungen Dritter zu arrangieren haben, die sie zwar betref-
fen, aber jenseits ihrer Kontrolle liegen. Unter diesem Aspekt diirfte
die institutionelle Gestalt Europas allerdings einen Unterschied
machen und letztlich dariiber entscheiden, ob der Kontinent sich
kiinftig tiberhaupt noch Gehor verschaffen kann. Seine geografi-
sche Lage am dulSersten westlichen Zipfel der eurasischen Land-
masse scheint da durchaus symboltréchtig. Von Asien aus betrach-
tet wirkt Europa ziemlich — nun ja, randsténdig.

Wenn ich mich nicht tdusche, dann spiegelt dieser Eindruck
auch zunehmend die Sicht der tonangebenden politischen, wirt-
schaftlichen und kulturellen Eliten (Ost-)Asiens auf Europa wider.
Man wiirdigt, angesichts der bis heute offenen Wunde der Koloni-
alisierungserfahrung nie frei von Ambivalenz, die Rolle Europas
bei der Erfindung moderner sozialer Arrangements, anerkennt
die Leistungsstirke, Innovationskraft, teilweise auch Vorbildrolle
bestimmter europdischer Unternehmen und Institutionen. Speziell
in Stidostasien wird die EU aufmerksam verfolgt, nicht zuletzt, weil
davon Lerngelegenheiten fiir den einstweilen noch sehr viel locke-
reren Verbund der Asean-Staaten erwartet werden. Aber im Grof3en
und Ganzen hélt man Europa fiir einen Kontinent der Vergangen-
heit, von dem nennenswerte Impulse fiir die Zukunft nicht mehr zu
erwarten sind: zu klein, zu riickwértsgewandt, zu parochial.

Die aktuelle Finanz- und Wirtschaftskrise ruft bittere Erinnerun-
gen an die Selbstgerechtigkeit wach, mit der der von einem Euro-
péer geleitete IWF den seinerzeit besonders stark betroffenen Staa-
ten der asiatischen Finanzkrise von 1997 ein rigides Sparprogramm
verordnete, wie die Européer es sich im Angesicht einer womaoglich
viel dramatischeren Krise selbst kaum aufzuerlegen bereit sind.
Schadenfreude will trotzdem nicht aufkommen, zumal keineswegs
sicher ist, dass die von Europa und Nordamerika ausgehende Krise
am Ende nicht auch Asien noch mit Wucht trifft. Man weifd um die
vielen schwerwiegenden Probleme, Defizite und Hypotheken, mit
denen die Européer sehenden Auges ihre eigene und die Zukunft
anderer belastet haben und weiter belasten, wundert sich aber iiber
den offenbar unausrottbaren Hang zur Besserwisserei, mit der sie
den Rest der Welt iiberziehen.
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Ein Problem, das sich speziell aus meiner Sicht als Sozialwissen-
schaftler aufdréngt, ist die Neigung zur (akademischen) Selbstbe-
spiegelung. Europa halt sich augenscheinlich weiter fiir den Nabel
der Welt und beschiftigt sich daher vorrangig mit sich selbst — die
Welt jenseits «des» Westens kommt in seinen Diskursen und Curri-
cula kaum vor und ist (abgesehen von Nordamerika) weitgehend
terra incognita. Das konnte sich rdchen, denn es verleitet dazu, die
Bedeutung der genannten Entwicklungen zu unter- und die eigenen
Stdrken zu tiberschétzen.

Volker H. Schmidt ist Professor fiir Soziologie an
der National University in Singapur.

Vom Bosporus

JOOST LAGENDIJK

weifellos hat seit Beginn der EU-Beitrittsverhandlungen der

Tiirkei die Begeisterung sowohl in der EU als auch in der
Tiirkei betrachtlich nachgelassen. Die Griinde sind bekannt: das
ungeloste Zypernproblem, die Wirtschaftskrise in der EU und der
sich in der Tiirkei zunehmend verfestigende Eindruck, die EU sei
nicht mehr ernsthaft an ihr interessiert. Trotz dieser verbreiteten
Skepsis zeigen mehrere Umfragen wie etwa der Transatlantic
Trends Survey 2011 des German Marshall Fund, dass in der Tiirkei
die 6ffentliche Unterstiitzung fiir die EU-Mitgliedschaft keines-
wegs dramatisch nachgelassen hat. Rund 50 Prozent aller Tiirken
sprechen sich nach wie vor fiir den Beitritt aus. Ihrer Meinung
nach wirke sich eine EU-Mitgliedschaft vorteilhaft auf die tiirki-
sche Wirtschaft aus, und der Beitritt zur EU biete die beste Gewahr
dafiir, dass die Tiirkei ein sdkularer Staat bleibt und Demokratie
und Rechtsstaatlichkeit gestarkt werden.

Trotz dieser kontinuierlichen Befiirwortung der EU-Mitglied-
schaft haben die aktuellen Probleme der Eurozone und das starke,
seit 2002 anhaltende tiirkische Wirtschaftswachstum viele Tiirken
zum Schluss verleitet, ihr Land solle das Augenmerk von Europa
weg auf die Ldnder im Osten und Siiden richten. Ministerprésident
Erdogan lédsst dabei keine Gelegenheit aus zu erkléren, dass die EU
offenkundig starker auf die Tiirkei angewiesen sei als umgekehrt.

Doch den meisten Beobachtern und Regierungsmitgliedern ist
bewusst, dass die EU fiir die Tiirkei wirtschaftlich nach wie vor von
entscheidender Bedeutung ist. In den Jahren 2008 — 2010 entfielen
42 Prozent des tiirkischen Aufenhandels auf die EU und nur 11
Prozent auf die arabische Welt. Im gleichen Zeitraum kamen 76
Prozent aller ausldndischen Direktinvestitionen in der Tiirkei aus
den Mitgliedsstaaten der EU und 8 Prozent aus den Golfstaaten.

Dass die Tiirkei und ihre Regierungspartei in den meisten postre-
volutiondren Landern der arabischen Welt als Vorbild oder zumin-
dest als inspirierendes Beispiel gesehen werden, wird bisweilen
tibertrieben, trifft im Kern aber zu. Den arabischen Demokraten

und Reformern imponieren die boomende Wirtschaft, der von post-
islamistischen Konservativen regierte sdkulare Staat und — bei allen
Defiziten — die personlichen Freiheiten der tiirkischen Biirgerinnen
und Biirger. Ihr neues Ansehen in der Region erfiillt die Tiirken mit
Selbstbewusstsein. Die EU hat dies verstanden und Pléne vorge-
legt, wie die Tiirkei und die EU gemeinsam die jungen arabischen
Demokratien auf ihrem Weg unterstiitzen konnen. Wenn der Plan
aufgeht, konnte dies die Skeptiker auf beiden Seiten davon {iber-
zeugen, dass die Tiirkei und die EU zusammen besser in der Lage
sind, auf die Entwicklungen in ihrer gemeinsamen Nachbarschaft
Einfluss zu nehmen.

Eine Zusammenarbeit zwischen der Tiirkei und der EU in Nord-
afrika und auf dem Balkan ist vielleicht die beste Moglichkeit,
neues Vertrauen zu schaffen. In der néchsten Zeit ist wenig Bewe-
gung bei den Beitrittsverhandlungen zu erwarten. Im glinstigsten
Falle konnten sich nach den Wahlen in Frankreich (2012) und
Deutschland (2013) die politischen Gewichte innerhalb der EU
zugunsten der Tiirkei verschieben. Dabei wiirde die oben skizzierte
Zusammenarbeit beiden Partnern die Chance eréffnen, ihren Bezie-
hungen neues Leben einzuhauchen und sich die starken wirtschaft-
lichen, kulturellen und strategischen Bande bewusst zu machen,
die die Tiirkei nach wie vor an den Rest Europas binden.

Ubersetzung: Andreas Bredenfeld

Joost Lagendijk istseit 2009 Senior Advisor am
Istanbul Policy Center, dem Thinktank der Sabanci
Universitat in Istanbul. 1998-2009 war er Mitglied
des Europaparlaments fur die niederlandischen
Grinen.

Aus Kiew

SERGIJ SOLODKIJ

W enn es die Européische Union nicht gébe, miisste man sie
erfinden. Zumindest die Lander, die sich auf der Suche nach
ihrem Entwicklungsweg im Gestriipp der Méglichkeiten verfan-
gen haben, sind auf die EU angewiesen. Die EU hat den ganzen
Kontinent verandert, und dieser Veranderungsprozess wird sich
fortsetzen. Mitteleuropédische Lander haben sich den Werten der EU
ebenso angeschlossen wie die drei baltischen Staaten, die friiher
zur Sowjetunion gehorten. Die EU hat jetzt die Aufgabe, sich selbst
zu retten und dariiber hinaus weiteren Lindern zu helfen, die solch
rettender Hilfe bediirfen.

Die Ukraine klopft schon seit langem ans Tor der Europaischen
Union. Zu befriedigenden Ergebnissen hat dies zwar noch nicht
gefiihrt, doch die Dinge stehen nicht durch und durch schlecht.
Vergleichen wir einmal Weif3russland, das nicht der EU beitreten
will, und die Ukraine, die immer wieder ihren Beitrittswunsch
duflert. Weilrussland ist in den Totalitarismus abgeglitten. Auch in
der Ukraine gibt es viele Krafte, die ein autoritires System installie-
ren wollen, aber ihnen stehen als starkes Gegengewicht Aktivisten
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gegeniiber, die das Land in die EU bringen wollen. Die Hilfte der
ukrainischen Bevolkerung spricht sich regelméRig fiir eine EU-Mit-
gliedschaft ihres Landes aus. Das ist der Grund, warum die ukraini-
sche Demokratie nicht untergegangen ist.

Priasident Viktor Janukowitsch, dem oft ein heuchlerischer
Umgang mit demokratischen Werten vorgeworfen wird, betont
in einem fort, dass der EU-Beitritt das oberste Ziel ukrainischer
Aulenpolitik ist. Darum greift er auch Empfehlungen auf, welche
Représentanten der EU ihm geben, und deshalb suchen ukraini-
sche Diplomaten und Politiker aktiv das Gesprach mit Vertretern
verschiedenster EU-Institutionen. Friither oder spéter wird dies zu
Ergebnissen fiithren, frither oder spéter wird die Ukraine zu einem
demokratischen, marktwirtschaftlichen Land, in dem Menschen-
rechte nicht blof3 Worthiilsen sind. Frither oder spater wird die
Ukraine Teil der EU sein.

Die EU stellt eine echte und inspirierende Erfolgsgeschichte dar,
doch immer mal wieder scheint ihr Uberleben in Frage zu stehen.
Vor 20 Jahren war man der Meinung, so viele Lander konnten
unmoglich ihr Handeln im Rahmen einer Allianz koordinieren.
Spéter bangte man wegen der schwerfélligen Biirokratie um die
Handlungsfahigkeit der EU. Dann waren viele iiberzeugt, dass die
Einfithrung einer gemeinsamen Wahrung zu ihrem Zusammen-
bruch fiihren werde. Derzeit debattiert die Fachwelt die Moglich-
keit, dass die Union an der Finanz- und Wirtschaftskrise zugrunde
gehen konnte.

Diesen Skeptikern sollten wir mit einigem Zweifel begegnen.
Dabei bediirfen wir des Euroskeptizismus genauso wie der Euro-
romantik. Die Skeptiker sorgen dafiir, dass das européische Projekt
immer weiter verbessert wird, wiahrend die Romantiker dafiir
sorgen, dass die européische Idee — Menschenrechte, Demokratie,
Meinungsfreiheit und Rechtsstaatlichkeit — ihre Anziehungskraft
entfaltet.

Das Uberleben der Europiischen Union hingt von dem Maf
ab, mit dem die Nationalregierungen ihre Souverdnitit mit den
gemeinschaftlichen EU-Institutionen teilen. Eine starke EU setzt
voraus, dass die zentralen Exekutivinstitutionen effektiv arbeiten
und eine Politik der Diversitdt gewahrt bleibt. Der Erweiterungs-
prozess sollte ein vorrangiges Anliegen der EU sein — ein Erweite-
rungsstopp machte die Traume der Menschen zunichte, die an die
EU glauben. Eine Absage an den Erweiterungsprozess wiirde eine
Schwéchung der EU bedeuten und den Zusammenbruch der euro-
péischen Idee — Verbreitung von Wohlstand und Frieden auf dem
Kontinent — einlduten. Kdme dieser Prozess zum Stillstand, bedeu-
tete dies das Ende der EU.

Ubersetzung: Andreas Bredenfeld

Sergij Solodkij ist erster stellvertretender Direk-
tor des Institute of World Policy in Kiew. Davor
hat er zehn Jahre als Redakteur fiir internationale
Politik in verschiedenen ukrainischen Medien
gearbeitet.

Aus Washington

DANIEL HAMILTON

or der Européischen Union liegt bestenfalls ein Jahrzehnt, in

dem sie sich in einer zunehmend wettbewerbsorientierten
und eng verzahnten Welt so aufstellen kann, dass sie auch weiter
floriert. Tut sie das nicht, konnten die entstehenden Spannungen
die Grundlagen der Union in Frage stellen. Die jetzige Finanzkrise
ist der Punkt, an dem sich entscheidet, ob Europa einen Anlauf
macht, ein stiarker auf Wettbewerb ausgerichteter Kontinent zu
werden, oder ob es hinter den aufstrebenden und dynamischeren
Méchten entscheidend zuriickféllt.

Europa hat betrachtliche Stérken. Es ist ein international fith-
render Handelspartner und Investor. Der Kontinent gehort zu den
am besten vernetzten Gebieten weltweit, er ist vermogend, hat
viele innovative Bereiche, hochqualifizierte Menschen. Fiir fast
alle anderen Teile der Welt ist Europa entweder der wichtigste
oder aber einer der wichtigsten Handelspartner. Innerhalb der G20
allerdings verliert Europa an Boden. Es versdumt, sich auf einigen
Schliisselmarkten neu aufzustellen, es hat erhebliche finanzielle
Turbulenzen durchgemacht, leidet unter anhaltend niedrigem
Wachstum, ist stark auf Energieimporte angewiesen und zieht vor
allem ungelernte Arbeitskréfte an, obgleich es doch — mit seiner
alternden und schrumpfenden Bevolkerung — dringend der bestén-
digen Zuwanderung qualifizierter Krafte bediirfte. Am wichtigsten
aber: Die EU ist kein kohédrenter Mitbewerber, sondern eine oft
dilettantisch agierende Solidargemeinschaft.

An fiinf Dingen muss unmittelbar und nachhaltig gearbeitet
werden:
Das Wichtigste zuerst: Stabilisiert den Euro und kriegt
den Aufschwung richtig hin! Deutschland steht an
einer historischen Weggabelung im Verhéltnis zu seinen
europdischen Partnern. Es kann zulassen, dass Europa
zerfallt — oder es kann sich an die Spitze einer vertieften
Einigung stellen, wozu die Koppelung der Wahrungsunion
an eine finanzpolitische Union gehort. Wenn die eigenen
Menschen nicht sehen, dass ihnen die EU etwas bringt, wird
das europaische Modell in der globalisierten Welt irrelevant
werden.
Vollendet den européischen Binnenmarkt. Der Binnenmarkt
ist das Fundament der européischen Einigung und das
wirksamste Werkzeug der EU, den Herausforderungen
einer von den G20 dominierten Welt zu begegnen.
Den europdischen Binnenmarkt zu vollenden kénnte
Wachstumsraten von etwa vier Prozent fiir die nachsten zehn
Jahre bedeuten. Das wiirde Deutschland und seinen Partnern
eine starkere geookonomische Ausgangsposition in einer Welt
bescheren, in der andere Méchte die Grofde eines Kontinents
haben.
Kappt die Bindung zwischen der Schaffung von Wohlstand
und dem Verbrauch von Rohstoffen. Die EU sollte sich an
die Spitze des Ubergangs zu kohlenstoffarmem Wirtschaften
stellen und sich selbst zum Modell fiir Energieeffizienz und
Innovation machen. Das ist weder einfach noch schnell zu
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haben. Die EU hat aber sowohl die Féhigkeit als auch die
Neigung, den gro3en Ausstieg aus den fossilen Energien
anzufithren.

Erneuert! Der Wettbewerbsvorteil der EU beruht mehr und
mehr auf ihrer wissensbasierten Wirtschaftsform. Die Union
muss Unternehmerinnen und Unternehmer ermutigen, starker
auf gesellschaftliche Neuerung setzen, die Moglichkeiten fiir
eine stdndige Weiterentwicklung von Féhigkeiten erweitern
und weltweite Innovationsnetzwerke stdrken.

Power to the people! Die EU muss das Potenzial ihrer
Biirgerinnen und Biirger nutzen, um den demografischen
Herausforderungen zu begegnen, ihr soziales Modell
aufrechtzuerhalten und die Fahigkeiten fiir eine
wissensbasierte Okonomie zu fordern. Mit einer pan-
europdischen Strategie der Talentsuche muss die EU
qualifizierte Arbeitskréfte aus dem Ausland anziehen, die
Freiziigigkeit garantieren, Verbindungen zwischen Ausbildung
und Wirtschaft unterstiitzen, den Zugang zum Arbeitsmarkt
erleichtern, die Ausbildung in Schliisseltechnologien
vorantreiben und generell die Qualifizierung ankurbeln.

Ubersetzung: Bernd Herrmann

Daniel Hamilton leitet das Center for Transatlan-
tic Relations an der Johns Hopkins University in
Washington DC.

Aus Beirut

MOHAMMAD ALI-ATASSI

Is politisches, wirtschaftliches und kulturelles Projekt ist

Europa auch Hoffnungstrager fiir die Staaten siidlich des
Mittelmeeres, bedeuten doch der Erfolg und das Aufblithen dieses
Projekts ein Mehr an Zusammenarbeit, wirtschaftlichem Austausch
und Stabilitdt in der Region. Hoffnungstrager auch deshalb, weil es
als attraktives Beispiel fiir die Staaten der arabischen Welt die-
nen kann, die untereinander durch gemeinsame Kultur, Sprache
und Interessen verbunden sind. Hoffnungstréager, weil die gro3en
arabischen und muslimischen Gemeinschaften in den meisten
europdischen Lidndern den Siiden der Mittelmeerregion zu einem
Teil Europas gemacht haben. Hoffnungstréger aber auch, weil das
Schicksal der islamischen Kultur und Religion nicht mehr nur mit
den Staaten der islamischen Welt verkniipft ist, sondern inzwischen
auch von der Entwicklung, der Anpassung und der Integration der
muslimischen Gemeinschaften innerhalb Europas abhéngt. Hoff-
nungstrager, weil der européische Islam zur faktischen Realitét
geworden ist, auch wenn das so mancher auf beiden Seiten des
Mittelmeeres nicht wahrhaben will.

Europa als entstehende politische und wirtschaftliche Einheit
versucht, Briicken der Kommunikation, des Austauschs und des
Dialogs zu einer Reihe wirtschaftlich aufstrebender Staaten in der
Welt zu bauen. Gleichzeitig dominiert eine Politik von Mauern,
Stacheldrahtverhauen und der verstiarkten Grenzpatrouillen noch
immer seine Beziehungen zu den Lédndern am siidlichen Rand des
Mittelmeeres. Seit dem Gipfel von Barcelona 2002 und der Part-
nerschaft fiir das Mittelmeer richtete die EU das Augenmerk auf
die Zusammenarbeit im Sicherheitsbereich, in der Terrorismusbe-
kdmpfung und der Einddmmung illegaler Einwanderung. Das ging
auf Kosten der Achtung der Menschenrechtsstandards, des Drucks
zu politischen Reformen, des Kampfes gegen Korruption und der
Forderung des kulturellen und wissenschaftlichen Austauschs.

Es ist mir nie eingefallen, vielleicht hatte ich auch nie die Gele-
genheit, die franzosische oder deutsche Staatsangehorigkeit zu
beantragen, ganz abgesehen von der Frage, inwieweit ich die dafiir
erforderlichen Bedingungen iiberhaupt erfiillt hatte, solange ich
eine Art Fremdheit gegeniiber den verwurzelten nationalen Iden-
titdten splirte, aus denen solche Staatsangehorigkeiten entstehen.
Soweit ich mich tiberhaupt zu einer hingezogen fiihle, ist es die
noch fiktive «européische Staatsangehorigkeit». Ich weif3 nicht,
ob dieser europédische Weg letztlich zur Schaffung einer solchen
gemeinsamen europdischen Staatsangehorigkeit mit einem gemein-
samen Pass fithren wird, sollte dies aber der Fall sein, werde ich
sicher ernsthaft dariiber nachdenken, sie zu beantragen, und sei es
nur deshalb, weil wir bei uns zu Hause an der Stidkiiste des Mittel-
meeres bereits ein kleines, schones Europa haben.

Ubersetzung: Gert Himmler

Mohammad Ali al-Atassi ist Dokumentarfilmer und
Journalist.
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D ie Strategie der gegenwartigen Politik lautet
«weiter so» und ist im Kern die Fortschreibung
alter Lebensliigen: Deren erste ist die europiische
«Finanz- und Wirtschaftsregierung», also die Fort-
schreibung des gescheiterten Stabilititspaktes. Selbst
ein Sanktionsautomatismus bliebe ein zahnloser
Tiger. Ein Beispiel ist die deutsche Schuldenbremse:
Ein erheblicher Teil 6ffentlicher Schulden (Rentenan-
spriiche, Bankenrettungsfonds etc.) wird hierzulande
nicht erfasst; anderswo wird dies nicht anders sein.
In Siideuropa steht «européische Wirtschaftsregie-
rung» zudem fiir «teutonisches Spardiktat». Und ist
ein griechisches Mitspracherecht iiber die deutsche
Haushaltspolitik iiberhaupt vermittelbar? Solche
Uberlegungen verkennen den Spielraum européi-
scher Integration, deren Wesen eben vom National-
staat zu unterscheiden ist.

Die zweite Lebensliige lautet «Eurobonds» und
fordert geringere Zinsen fiir hochverschuldete
Lander. Doch waren nicht zu niedrige Zinsen gerade
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eine Ursache fiir das unkontrollierte Anwachsen der
offentlichen und privaten Schuldenblasen? Euro-
bonds sind nicht der Kdnigsweg aus der Krise, son-
dern ein Taschenspielertrick. Thr Liquiditatsvorteil
bleibt klein, wiahrend das Landerrisiko nur umverteilt
wird. Den Vorteilen stehen zudem Verluste fiir den
rein nationalen Schuldenteil entgegen. Letztlich ent-
scheidend ist aber die Lebenserfahrung — untermau-
ert durch die Entwicklungen in Griechenland und
Italien im letzten Jahr —, dass geteilte Verantwortung
die des Einzelnen verwissert. Uber die Missachtung
dieses Prinzips ist schon einmal eine Européische
Kommission gesttirzt.

Aber bedeutet die Alternative zum «Weiter so»
nicht den Zusammenbruch des Euro, ja gar das
Ende der EU? Gegen diese herrschende Panikmache
nehmen sich die AuRerungen Philipp Réslers zu Grie-
chenland harmlos aus. Die Méarkte haben ja Recht
behalten, das Land ist ohne EU-Hilfen zahlungsunfa-
hig. Verzinsung und Riickzahlung der Staatsschulden
an auslandische Glaubiger wiirden iiber viele Jahre
wie Blei an der griechischen Konjunktur kleben und
eine ganze Generation von Griechen um ihre Zukunft
betriigen. Eine offizielle Pleite und der darauf fol-
gende Neuanfang sollten lieber eher als spater kom-
men, die Europaische Union und der Euro werden es
iiberleben.

Feuerschneise gegen einen Zahlungsausfall
Griechenlands

AuBerungen der Bundeskanzlerin, in Griechenland
ginge es um den Bestand des Euro und gar der EU,
unterstellen eine Ansteckungsgefahr. Das ist unver-
antwortlich, denn Spanien, Portugal und Irland sind
keineswegs pleite, und es gilt, diesen Unterschied
herauszustellen. Wir brauchen eine «Feuerschneise»
gegen einen Zahlungsausfall Griechenlands.

Staatsverschuldung (% des BIP)
2009/2010

1,3% 83% 939%
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Finanzmérkte sind Zukunftsmarkte. MafSnahmen,
die heute getroffen werden, um die langfristige Soli-
ditét von Staatsfinanzen zu verbessern, haben unmit-
telbare Auswirkungen auf die Bonitit der Schuldner.
Lettland, das durch die Bindung seiner Wahrung
an den Euro 2008 in einer dhnlichen Lage war wie
heute Stideuropa, hat gezeigt, dass eine interne
Abwertung und eine schnelle Wiederherstellung des
Marktvertrauens moglich sind. Zusétzliche Konsoli-
dierungsmafnahmen sind Teil eins der Feuerschneise.

Teil zwei ist die sofortige Rekapitalisierung der
Banken. Sie wiirde im Fall eines teilweisen Zah-
lungsausfalls eines oder mehrerer Staaten nicht
nur die Ansteckungsgefahr iiber den Bankensektor
verringern, sondern sowohl die Privaten in die Pflicht
nehmen als auch Sicherheiten fiir die 6ffentliche
Hand erwerben. In Lindern ohne ausreichende pri-
vate oder offentliche Mittel konnten die bestehenden
Rettungsfonds genutzt werden, die somit erstmals
Sicherheiten erhielten.

Diese Idee ist nicht neu, auch die Bankenrettung
nach der amerikanischen Krise war ja eine Rekapita-
lisierung. Nun haben die Okonomen Hau und Lucke
erstmals die Kosten eines siideuropéischen Zahlungs-
ausfalls geschitzt (FAZ, 16.9.2011). Das Ergebnis
iiberrascht nicht: Eine Rekapitalisierung kostet einen
Bruchteil der Rettungsschirme, selbst bei Anste-
ckung Spaniens und Italiens. Sie sollte préventiv und
allgemein beschlossen werden. Die Berechnungen
schlief3en zwar nicht die Ausfélle bei Versicherungen
und Rettungsfonds mit ein, da eine substanzielle
Rekapitalisierung jedoch geeignet wire, eine Markt-
panik zu begrenzen, ist das Ansteckungsszenario nur
ein Extremfall.

Schlief3lich sollte tiber die kurzfristigen Rettungs-
malinahmen nicht die langfristige Marktarchitektur
vergessen werden, um die Wiederholung ungebrems-
ter Schuldenakkumulation zu verhindern. So sollten
Staatsanleihen kein Geschéftsmodell fiir Banken sein,
doch gelten fiir sie weiterhin bevorzugte Eigenka-
pitalregeln. Thre Abschaffung oder Kappung fordert
Daniel Gros (CEPS). Daneben sollte auch die EZB
ihre Moglichkeiten fiir 1anderspezifische Kreditbrem-
sen ausreizen.

Unheilige Interessensallianz

Die geschilderte Strategie beinhaltet natiirlich
auch Unwiégbarkeiten, und eine risikoaverse Gesell-
schaft ist ihnen abhold. Aber das Risiko der Staats-
Bail-Outs ist schon mittelfristig viel hoher. Ginge es
darum, Zeit zur Vorbereitung einer kontrollierten
Insolvenz zu gewinnen, sdhen wir eiligere Konsoli-
dierungsanstrengungen bei den Mitgliedsstaaten. Der
bisherige Verlauf der Krise suggeriert stattdessen eine
unheilige Interessensallianz.
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Seit Ausbruch der Krise haben die Privaten einen
Grofteil ihrer Risiken auf die EZB und die 6ffentliche
Hand abwdélzen konnen. Die Politik macht sich dabei
zum Zwangsvollstrecker an souverdnen Schuldnern.
Auch in anderer Hinsicht ist die Bundesregierung
schamlos bankenfreundlich: Eine Trennung von
Investment- und Geschéftsbanking ist vom Tisch, und
Deutschland bremst bei der Erh6hung der Eigenkapi-
talquoten. Das Ausmaf des Einflusses der Banken auf
die deutsche Politik ldsst die dagegen opponierenden
liberalen deutschen Okonomen wie die Erste Interna-
tionale erscheinen.

Die Bankenrettung von 2008 zu wiederholen war
2010 unpopular; daher kam das — sachlich kaum zu
rechtfertigende — Paradigma von der «Eurokrise»
gerade recht, da man so das politische Kapital Euro-
pas fiir einen dhnlichen Zweck beleihen konnte.
Prasident Sarkozy war diese Logik nur recht: Mit
GroR3britannien im Boot hétte es einen vergleichba-
ren Bail-Out nie gegeben und sein Wahlkampf wire
von der Bankenrettung {iberschattet worden. Umge-
kehrt war es der britischen Politik natiirlich recht, die
Rettung eigener Banken der Eurozone zu {iberlassen.

Europa darf nicht zur Ideologie verkommen

In naiver Unterschétzung der Situation glaubten
auch viele Integrationisten und Linke, aus der Krise
politisches Kapital schlagen zu kénnen. Dass einige
nun gar von einer «guten» Krise sprechen, weil sie
Chancen fiir europa- und steuerpolitische Ziele biete,
zeigt die Geschmacklosigkeit einer ideologisierten
Debatte. Verantwortung fiir Europa bedeutet zwar
auch, neue Wege aufzuzeigen, aber unter den Bedin-
gungen der Kunst des Moglichen. Europa darf nicht
von dauerhaftem Konsenswillen abhéngig werden,
sondern muss ausreichend robust konstruiert sein,
um auch unter widrigen Umsténden funktionieren
zu konnen. Wer dies ignoriert, spielt mit der EU
Vabanque. Wem hingegen Europa wirklich am Her-
zen liegt, dem geht es um die Erhaltung der gesell-
schaftlichen Mehrheitsfahigkeit der EU.

Man wolle das «Primat der Politik {iber die Wirt-
schaft» wiederherstellen, wird oft behauptet. Das
rechtfertigt ein Verbot von Leerverkédufen, nicht aber
das bisherige Management der Schuldenkrise. «As
time goes by, the fundamental things apply», heif3t
es im Film «Casablanca». Im Kraftemessen mit den
6konomischen Realititen hat bisher jede Ideologie
den Kiirzeren gezogen.

Staatsverschuldung (% des BIP)
2009/2010

-0,1% 53,9% 60,1%
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VON SVEN GIEGOLD

nter dem Druck leerer Staatskassen und offensichtlich unge-
U rechter Lastenverteilung der Finanzkrise steigen die Chancen
zur Einfithrung der Finanztransaktionssteuer (FTT) immer weiter.
Die Réange der Gegner und Zauderer lichten sich.

Die Idee zur Beruhigung des Finanzkasinos iiber eine Steuer
findet sich schon bei Keynes und kam in anderer Form durch
Wirtschaftsnobelpreistrédger Tobin ab 1972 wieder in die Diskussion.
Seit 1997 ist die Steuer eine Kernforderung der Organisation Attac,
die urspriinglich sogar nach der «Taxe Tobin» benannt war.

Ernstliche Durchsetzungschancen ero6ffneten sich jedoch erst mit
den zunehmend untragbaren Kosten der Finanzkrise. Immer mehr
Vertreter und Vertreterinnen aus Politik, Okonomie und Wirtschaft,
auch Sparkassen und mittelstdndische Unternehmen sprechen sich
seitdem fiir diese Steuer aus. Am 28. September legte die EU-
Kommission einen Gesetzesvorschlag zur Einfiihrung der Steuer vor,
nachdem sie sich lange dagegen gestraubt hatte.

Den Durchbruch brachte eine fraktionsiibergreifende Mehrheit
im Europaparlament, die die gesamte linke Mitte vereinte und die
politische Rechte spaltete. Der Antrag fiir die FTT, der von fast allen
deutschen Abgeordneten (aulier der FDP) unterstiitzt wurde, war
ein groRer Erfolg. Gleichzeitig bewegte sich die deutsche CDU/CSU
von einer FTT-skeptischen Position zu einer klaren Befiirwortung.
Dazu hat die breite zivilgesellschaftliche Kampagne «Steuer gegen
Armut» unter Beteiligung der Kirchen entscheidend beigetragen.

Ebenso bewegte sich der franzdsische Staatsprasident Sarkozy
von einem zogerlichen Befiirworter zum Unterstiitzer. Er entdeckte
das Thema fiir die franzdsische Prasidentschaft in der G20 sowie
als Ausweis seiner sozialen Gesinnung wahrend des franzdsischen
Prasidentschaftswahlkampfs. Freilich wusste er, dass die Chancen
eines Konsenses in der G20 null sind, weil dies bereits vorher am
Widerstand von USA, Kanada, Brasilien u. a. gescheitert war. Doch
als die deutsche Bundeskanzlerin und vor allem auch ihr Finanzmi-
nister Schéuble die Steuer auch in der EU und sogar in der Euro-
zone als Vorreiter forderten, sah sich auch Sarkozy genétigt, die
FTT ebenso auf européischer Ebene zu unterstiitzen.

Die EU-Kommission werkelte derweil an einer Machbarkeitsstu-
die, deren Autoren der FTT ablehnend gegeniiberstanden. Irgend-
wann wurden diese Aktivitdten in der «Generaldirektion Steuern»
dem Kommissionsprasidenten Barroso angesichts des wachsenden
politischen Drucks zu bunt, und er dnderte den Kurs: Unter Einbe-
ziehung von technischen Vorschlégen aus Frankreich und Deutsch-
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land wurde nun nicht nur eine Studie, sondern gleich ein Vorschlag
vorgelegt.

Danach soll die FTT mit einer breiten Bemessungsgrundlage in
der ganzen EU eingefiihrt werden. Fiir Derivate soll der Steuersatz
bei 0,01 Prozent liegen, bei Aktien, Anleihen usw. bei 0,1. Um die
Verlagerung von Geschiften einzuschranken, will die Kommis-
sion das Sitzlandprinzip auf den Auftraggeber der Transaktionen
anwenden. Es wiirden damit auch Transaktionen steuerpflichtig,
die auf3erhalb der EU ausgefiihrt werden.

Grol3britannien hat bereits Skepsis angedeutet, und Schweden
will die Steuer nur unterstiitzen, wenn London auch dabei ist.
Gleichzeitig leidet GroBbritannien trotz hartem Sparkurs unter
grollen Haushaltslochern. Es ist also gut méglich, dass das Land
seine ablehnende Haltung noch adndert. Jedes Land der EU muss
allerdings einer Steuer zustimmen, da in Steuerfragen im Rat leider
Einstimmigkeit gilt. Sollte diese nicht erreicht werden, wiirde
sich die Frage stellen, die Steuer nur in der Eurozone einzufiih-
ren. Frankreich und auch die Bundesregierung haben dazu schon
Zustimmung signalisiert. Allerdings hat die FDP ihren Kurs in dieser
Frage jlingst verschérft. Sie will die FTT nun nur noch, wenn sie
in der ganzen EU eingefiihrt wird. Die Steuer wird damit zu einer
weiteren roten Linie der FDP in Europafragen, die auch bisher eine
kurze Halbwertszeit in der Krise hatten.

Streitpunkt ist zudem die Verwendung der milliardenschweren
Einnahmen. Die EU-Kommission mochte das Geld zur Erhhung
der Eigenmittel der EU nutzen. Die Mitgliedslander miissten dann
weniger in den EU-Haushalt zahlen. Die NGOs, Kirchen und auch
Frankreich und wir Griinen wollen das Geld fiir globale 6ffentliche
Giiter wie Klimaschutz und Armutsbekdmpfung verwenden, zumin-
dest zu grof3en Teilen. Das héitte einen grofSen Vorteil: Die Steuer
wire so leichter globalisierbar. Das Thema ist gut mit globalen
UN-Konferenzen zu Klimaschutz, Rio+20 und Millennium-Ent-
wicklungszielen zu verbinden. Gerade die Schwellenldnder hatten
einen groReren Anreiz, sich bei einer solchen Verwendung der
Steuer zu beteiligen. Eine Koalition der Willigen kénnte so weiter
wachsen.

Sven Giegold istseit 2009 EU-Abgeordneter der
Griinen. Erist Griindungsmitglied von Attac Deutsch-
land und vom Tax Justice Network.
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VON ZAHLEN UND REALIEN

VON WOLFGANG GAISER & MARTINA GILLE

D ie Uberschuldung vieler EU-Linder, der Abbau
von sozialstaatlichen Leistungen und die Krise
der Arbeitsgesellschaft fithren gerade bei jungen
Menschen zu wachsenden Belastungen und Verunsi-
cherungen. Seit Neuestem gehen viele Jugendliche
auf die Strafe, um Zukunftschancen einzuklagen:
bezahlbaren Wohnraum, qualifizierte Arbeitsplétze,
existenzsicherndes Einkommen. Manche demonst-
rieren, manche reagieren mit sozialem Riickzug. So
kann europaweit ein deutlicher Anstieg depressiver
Erkrankungen bei Jugendlichen und jungen Erwach-
senen festgestellt werden, wie jlingste Ergebnisse der
Studie von Ulrich Wittchen (Welt Online, 6.11.2011)
zeigen.

Jugendproteste und Krise der Arheitsmarkte

Das Ziel eines gelungenen Abschlusses der Jugend-
phase ist die 6konomische Selbstandigkeit, die auf
einer als sinnvoll empfundenen und sozial integrie-
renden Arbeit basiert und auf einem stabilen Einkom-
men, das auch weitere Schritte zur privaten Lebens-
planung erméglicht. Dass dies gelingt, ist die zentrale
jugendpolitische Herausforderung in Europa. Die
aktuellen Daten* verweisen auf Verschlechterungen:
Die Jugendarbeitslosigkeit in den EU-Léndern ist
zum Teil massiv gestiegen, darauf verweist das Sta-
tistische Bundesamt. Im Vereinigten Konigreich (20,2
Prozent) hat sie um fast ein Drittel zugenommen. Am
gravierendsten sind die Probleme in Spanien (46,2
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Prozent) und Griechenland (38,5 Prozent): Hier hat
deutlich mehr als ein Drittel der Jugendlichen keinen
Job.

Arbeitslosigkeit trifft Jugendliche in Deutschland
zwar im Vergleich mit den europédischen Nachbarn
seltener, aber mit 9,5 Prozent liegt die Quote héher
als bei der Gesamtbevolkerung und zudem sind sie
zu 36,8 Prozent «atypisch» beschéftigt (befristete
Arbeitsverhéltnisse, Teilzeitarbeit bis zu 20 Stunden,
geringfiigige Beschéftigungsverhéltnisse, Leiharbeit).
Jugendproteste in Deutschland sind vergleichsweise
wenig sichtbar, obwohl auch hier nach Daten des DJI-
Survey AID:A («Aufwachsen in Deutschland»)? die
politische Sensibilitdt und Aktionsbereitschaft zuge-
nommen hat (Gaiser/Gille 2011)3.

Mohilitatshereitschaft

Viele Jugendliche und junge Erwachsene reagie-
ren auf Arbeitslosigkeit mit der Erweiterung ihrer
prospektiven Vorstellungen. 56 Prozent der jun-
gen Menschen in Europa (im Alter von 15 bis 30
Jahren) konnen sich vorstellen, in einem anderen
europdischen Land zu arbeiten, 28 Prozent fiir einen
begrenzten Zeitraum, 25 Prozent fiir einen langeren
Zeitraum (Flash Eurobarometer Survey «Youth on
the Move»)*. In EU-Staaten mit besonders hoher
Jugendarbeitslosigkeit ist die Bereitschaft besonders
ausgeprégt. So konnen sich beispielsweise 27 Prozent
der jungen Griechinnen und Griechen vorstellen, fiir

Staatsverschuldung (% des BIP)
2009/2010

2,1% 69,6 % 72,3%
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Zeltstadt der « Emporten» auf dem Puerta-del-Sol-Platz in
Madrid, Juni 2011. Seit Mai kampieren hier Jugendliche
neben dem Parlament und protestieren gegen die hohe
Arbeitslosigkeit, gegen die Korruption und die enge Verflech-
tung von Politik und Banken.

VON ZAHLEN UND REALIEN

einen begrenzten Zeitraum im Ausland zu arbeiten,
37 Prozent wiirden dies sogar langfristig tun.

Diese Bereitschaft wird auch von Lebensalter,
Bildungsressourcen, Beschéftigungssituation und
Wohnbedingungen beeinflusst. So sind Jlingere, die
sich in der Ausbildung befinden, Jugendliche aus
urbanen Lebensraumen, Arbeitslose und Hoherquali-
fizierte offener fiir eine Arbeitsaufnahme im Ausland
als Altere, Vollerwerbstitige, Jugendliche aus lindli-
chen Rdumen und Niedrigqualifizierte.

Informationsprobleme

Der Informationsstand Jugendlicher und junger
Erwachsener iiber den Aufbau und die Funktions-
weise der EU sowie {iber die aktuellen Entwicklun-
gen europaischer Politik ist eher niedrig (Euroba-
rometer 63, 2005). Sie selber schitzten ihr Wissen
iiber die EU als gering ein: 28 Prozent geben an, viel
zu wissen, 54 Prozent glauben, ein wenig zu wissen,
und immerhin 17 Prozent gestehen ein, (fast) nichts
iiber die EU zu wissen. Auch junge Deutsche fiihlen
sich {iber Europa nicht besser informiert als ihre
Altersgenossen in den anderen EU-Mitgliedsldndern.
Insgesamt gilt: Je hoher das Bildungsniveau sowie
die Kenntnisse iiber die EU sind, desto hoher fallt
auch die Zustimmung zur EU aus und desto geringer
ist der Anteil derjenigen, die sich indifferent zu dieser
Frage duflern.
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Wolfgang Gaiser ist Grund-
satzreferent fiir Jugendfor-
schung am Deutschen Jugend-
institut in Minchen. Seine
Schwerpunkte: Partizipations-
forschung und européische Ver-
gleichsforschung.

Martina Gille ist wissenschaft-
liche Referentin am Deutschen
Jugendinstitut. Thre For-

schungsschwerpunkte: empiri-
sche Jugendforschung, Partizi-
pation Jugendlicher und junger
Erwachsener im Wandel.
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Ambivalente Bewertungen

Die meisten jungen Menschen assoziieren die EU mit «Freiheit
fiir Reise, Studium und Arbeit» — wobei in den zwolf neuen Mit-
gliedsstaaten im Vergleich zu den alten Mitgliedsstaaten die EU
positiver gesehen wird, insbesondere auch als ein Mittel zur Ver-
besserung der wirtschaftlichen Situation — wie Ergebnisse des Flash
Eurobarometer 202 «Young Europeans» von 2007 zeigen.

90 Prozent betonen die personliche «Freiheit fiir Reise,
Studium und Arbeit» innerhalb der Gemeinschaft;

72 Prozent heben den Schutz von Biirgerrechten als positiv
hervor;

71 Prozent erhoffen eine Verbesserung der wirtschaftlichen
Situation.

Gleichzeitig jedoch werden auch negative Aspekte angesprochen:
40 Prozent sehen ein Zuviel an Biirokratie sowie eine
Verschwendung von Zeit und Geld;

35 Prozent empfinden durch die EU eine Bedrohung der
kulturellen Identitdt und Vielfalt.

-

Eurostat, letztes Update 1.9.2011

DJI Bulletin 79 «Jugend in Europa», 2/2007 (Download: www.dji.de/cgi-bin/
bulladmin/panel.php?sprache=D&demand=bull79_d)

Gaiser, Wolfgang/Gille, Martina/de Rijke, Johann (2011): Jugend in der Finanz- und
Wirtschaftskrise. In: APuZ, 12/2011, EUROBAROMETER (samtliche zitierte Studien
unter: http://europa.eu.int/comm/public_opinion/indes_en.htm)

Download: www.bpb.de/files/EPCQ28.pdf

~
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«Occupy Wall Street»-Proteste in
Barcelona im Oktober 2011. Die
spanische Bewegung hat den Slogan
aus New York tibernommen: « Wir sind
99 %», — aber das eine Prozent hat die
Macht und das Geld.

Der Ausweg aus der Krise?! -
Spanische Ingenieure fiir Deutschland

VON SUSANNE RIEGER

Seit die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel in Spanien Werbung

fir Deutschland als potenziellem Einwanderungsland fiir Ingenieure und
gut ausgebildete Fachkrafte gemacht hat, ist ein regelrechter Boom bei
den Sprachschulen und Goethe-Instituten im Land ausgebrochen. Die
Sprachabteilungen der Goethe-Institute in Madrid und Barcelona ver-
zeichnen einen Teilnehmeranstieg um 30-35 Prozent. Nahmen in Madrid,
wo das Goethe-Institut groBere Raumlichkeiten hat als in Barcelona, 2010
ca. 4000 Menschen an Deutschkursen teil, so werden sich die Zahlen fiir
das Kursjahr 2011/2012 auf ca. 5000 einpendeln.

Gleichzeitig geben beide Leiter der Sprachabteilungen an, dass sich
das Profil der Kursteilnehmer deutlich verandert hat. Bislang frequen-
tierten vorzugsweise Studierende die Kurse, die etwa im Rahmen eines
Erasmusstipendiums eine Zeitlang nach Deutschland gehen wollten und
vorher ihre Sprachkenntnisse aufbessern wollten. Jetzt kommen immer
mehr Ingenieure und technische Fachkrafte, die aufgrund der schwierigen
wirtschaftlichen Situation auf dem spanischen Arbeitsmarkt ihr Glick in
Deutschland versuchen wollen. Auch in Spanien ist es die gut ausgebildete
«Generation Praktikum», die auf der Suche nach einer festen Anstellung
ihr Land verlasst.

In Madrid werden am Goethe-Institut wie auch bei der Deutschen Han-
delskammer bereits erste Uberlegungen fiir spezielle Kurse fiir Techniker
und Ingenieure angestellt. So soll den Auswanderern gleichzeitig mit dem
notigen sprachlichen Fachvokabular konkretes interkulturelles Wissen
vermittelt werden. Das Ziel: den Anfang in Deutschland zu erleichtern.

Susanne Rieger ist Coach und interkulturelle Traine-
rin in Barcelona. Sie ist Mitarbeiterin der katalani-
schen grinen Stiftung «Nous Horitzons» und zustan-
dig flir Europakontakte.
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VON ANNALENA BAERBOCK & MANUEL SARRAZIN

D ie Europdische Union ist so prasent wie noch nie in der deut-

schen Offentlichkeit. Trotz fortwéhrender Irrfahrten ins natio-
nale Kdmmerlein diskutieren plotzlich Wochenzeitungen und Politi-
ker fast aller Couleur iiber européische Wirtschaftsinstrumente und
die Entitdt Europas. Unter den Tisch fillt dabei jedoch immer mehr
die Frage, wie die neuen Strukturen wirtschafts- und haushaltspoli-
tischer Steuerung den Biirgerinnen und Biirgern nahegebracht und
auf européischer Ebene demokratisch eingebettet werden kénnen.
Die Staats- und Regierungschefs springen von Ad-hoc-Krisenlésung
zu Krisenlosung und sind nicht in der Lage, ein mutiges Gesamt-
konzept auszuarbeiten. Zugleich arbeiten sie mit Instrumenten
aulBerhalb der Vertrédge, wie zwischenstaatliche Abkommen und
Regierungsvereinbarungen, wodurch das Europaische Parlament
und die Kommission zunehmend geschwécht werden.

Das Demokratieversprechen aushauen
anstatt es zu torpedieren

Das grofte Versprechen der EU ist das der Demokratie. Die euro-
péischen Institutionen haben sich seit den Romischen Vertragen
1957 immer mehr aus dem Bereich klassischer nationaler Auf3enpo-
litik fortbewegt hin zu europédischen Wahlen und Mitbestimmung.
Das Européische Parlament, aber auch die Europdische Kommission
sind mit ihren heutigen Kompetenzen Aushéngeschilder dieser
weltweit einzigartigen Entwicklung supranationaler Demokratie.
Dazu hat auch beigetragen, dass die Rechte nationaler Parlamente
zur Mitsprache und Kontrolle der Regierung in der Europapolitik
ausgebaut wurden, im Fall des Deutschen Bundestages (und Bun-
desrates) ist insbesondere das Urteil des Bundesverfassungsgerich-
tes aus dem Jahr 2009 zum Vertrag von Lissabon zu nennen.

Anstatt diese Errungenschaften supranationaler Demokratie
weiterzuentwickeln, droht die Gemeinschaftsmethode im Zuge des
Krisenmanagements der Staats- und Regierungschefs eingestampft
zu werden. Hinter dem von der deutschen Bundesregierung ange-
fithrten Ad-hoc-Regierungshandeln sammeln sich die Truppen der
Intergouvernementalisten, der nationalen Biirokratien und einiger
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Mitglieder nationaler Parlamente, die Europa nur als Summe seiner
Teile begreifen und die Entscheidungen tiber die Zukunft der EU
allein in den Amtsstuben von Berlin und Paris angesiedelt sehen.
Die Schwichung der européischen Institutionen durch den Euro-
pdischen Rat, die Arroganz der nationalen Regierungen gegeniiber
dem Européischen Parlament in den Fragen der Euro-Rettungs-
schirme und die auf die Regierungen zugeschnittene Ausgestaltung
des neuen Stabilitatspaktes sind deutliche Warnsignale an die
europdische Demokratie.

Es ist ein Fehler zu glauben, dass die EU sich in puncto Demo-
kratie nicht auch zuriickentwickeln kénne. Die Vertiefung Europas
fiihrt nicht zwangslédufig zu einer Weiterentwicklung der Kompe-
tenzen der Gemeinschaftsinstitutionen. Europa kénnte sich auch
«weiterentwickeln» zu einem neuen Rat der Kurfiirsten, der unter
Anleitung der grof3en Staaten am Griinen Tisch iiber das Schicksal
der 500 Millionen EU-Biirgerinnen und Biirger entscheidet.

Wer die supranationale Demokratie starken will, muss daher —
wie bei der Erklarung zur Zukunft der Européischen Union in
Laeken vor zehn Jahren und der darauf folgenden Einsetzung
des Konvents — auch bei diesem neuen Integrationsschritt neben
den Staats- und Regierungschefs die Abgeordneten aus dem EU-
Parlament und den nationalen Parlamenten, die Kommission sowie
als neue verbindliche Komponente Sozialpartner und Vertreter der
Zivilgesellschaft an einen Tisch holen. Kurzum: Wir brauchen einen
neuen europdischen Konvent, der diesmal nicht eine Generalrevi-
sion der Vertrdge zum Ziel hat. Vielmehr muss er iiber das aktuelle
Krisenmanagement in den Bereichen Wirtschafts-, Finanz-, Haus-
halts- und Sozialpolitik hinausgehen und die neu entstehenden
Strukturen wirtschafts- und haushaltspolitischer Steuerung an eine
effektive demokratische Legitimierung und Kontrolle binden. Da
der politische Raum Europas immer weniger entlang von Gruppen-
identitdten funktioniert, wird dieser Prozess seinen 500 Millionen
Biirgerinnen und Biirgern zunéchst als fern und kaum durch sie
selbst beeinflussbar vorkommen. Der Konvent muss das Gegenteil
beweisen.

Staatsverschuldung (% des BIP)
2009/2010

-0,3% 36,7 % 44,7 %
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Mehr als nur die Eurozone

Dabei ist auch zu kliren, ob die neuen wirtschafts- und finanz-
politischen Regelungen, gerade mit Blick auf die nationalen Haus-
halte, fiir den Euroraum allein oder fiir die gesamte EU greifen sol-
len. Daran schlief3t sich die Frage der parlamentarischen Kontrolle
einer moglichen Wirtschaftsunion an. Fiir Europa-Abgeordnete,
aber auch fiir Staaten, die nicht an der Gemeinschaftswahrung
teilnehmen, gibt es scheinbar gar keine Notwendigkeit, sich in
der Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik starker abzustimmen.
Zugleich iiberlappen all diese Bereiche mit zentralen Fragen des
Binnenmarktes. Ein weiterer Integrationsschritt ausschlielich
innerhalb der Eurozone konnte so die EU spalten sowie die Erwei-
terung der Eurozone gefidhrden. Zudem wiirde beispielsweise die
Idee eines «Eurozonen-Parlaments» das Europaparlament schwa-
chen. Nach dem langen Ringen um eine Ausweitung der Mitbe-
stimmungsrechte des Europaparlaments in ehemalige intergouver-
nementale Bereiche wie der Innen- und Justizpolitik wire dies ein
massiver, schwer begriindbarer Riickschritt. Schlielich stimmen
auch bei Fragen der Binnengrenzen alle EU-Abgeordneten mit ab,
unabhéngig davon, ob sie aus einem Schengen-Staat kommen oder
nicht.

Krisenmanagement allein reicht nicht

Die im Juli beschlossenen akuten Mafnahmen zur Euro-Rettung
wie die Einflihrung des Européischen Stabilititsmechanismus oder
die Ausarbeitung der Umschuldungsklauseln sind zentral. Klar ist
aber auch, dass das Krisenmanagement allein den Euro und die
Européische Union nicht retten wird. Europa muss weit {iber die
jetzigen Mechanismen der Rettungsschirme, des Européischen
Semesters, der Kontrolle der nationalen Haushaltspolitiken iiber
die Stabilitdts- und Wachstumspakte hinausgehen. Auch der jetzige
Stand der Steuerharmonisierung fiir Unternehmen, der EU zugebil-
ligten Kompetenzen bei der Finanzmarktregulierung oder bei der
Kohiésion und Konvergenz in strukturschwachen Regionen reichen
bei weitem nicht aus. Europa kann zudem die «Emp6rt-euch»-Rufe
der Jugend in Madrid und anderswo nicht ignorieren.

Zentrale Aufgabe des Konvents wére es daher, ein wirtschafts-
und finanzpolitisches Gesamtkonzept (auch Wirtschaftsunion und
-regierung genannt) auszuarbeiten, das zudem einen neuen euro-

Arbeitslosigkeit
Juni 2011

Jugendarbeitslosigkeit
Juni 2011

LITAUEN

15,6 % 33,1%

= EU-Durchschnitt

Wachstumsrate BIP
2009/2010

paischen Sozialpakt beinhalten sollte. Was zunéchst simpel klingt,
bedeutet in der Praxis, dariiber zu diskutieren, ob Europa, anders
noch als zu Zeiten des Lissabon-Vertrags, im wirtschafts- und sozi-
alpolitischen Bereich mehr Kompetenzen bekommen soll. Entspre-
chende Schlagworte wie harmonisierte Steuern und abgestimmte
soziale Standards werden in der aktuellen Debatte auch in Kreisen
der Griinen mit Vorsicht genossen, weil sie den sensibelsten Bereich
der Nationalstaaten betreffen. Wer iiber Europas zukiinftige Entitét
nachdenkt, wird um diese Debatte jedoch nicht herumkommen.
Und je transparenter sie gefithrt wird, umso mehr wird man die
Biirgerinnen und Biirger «mitnehmen» kénnen.

Zweigleisig fahren

Wiéhrend ein Konvent diese Fragen debattiert, muss die EU nicht
stehen bleiben. Kurz- bis mittelfristig notwendige Malnahmen bis
hin zur Einfithrung von Eurobonds sollten durch den Konvent nicht
verhindert werden. Aber es muss klar sein, dass diese Instrumente
und MaRnahmen so ausgestaltet sein miissen, dass ihre Ubernahme
in die Architektur der Gemeinschaftsinstitutionen moglich ist.

Wenn wir hingegen die Beantwortung dieser Fragen allein den
nach den Regeln des Ausnahmezustandes agierenden nationalen
Regierungen iiberlassen, wird Europa weder iiberzeugende inhaltli-
che Antworten auf die zuvor skizzierten Herausforderungen liefern
noch wird das Ganze mit mehr Demokratie einhergehen. Damit
wiirden wir das selbstversténdlich gewordene Europa des freien
Reisens, Wohnens, Studierens und Arbeitens — das Europa einer
ganzen Generation — aufs Spiel setzen. Deswegen gilt heute - in
Anlehnung an Willy Brandts berithmtes Diktum «Wir wollen mehr
Demokratie wagen»: Wir wollen einen européischen Konvent
wagen!

Annalena Baerhock ist Mitglied im Vorstand der Euro-
paischen Griinen Partei (EGP) und Landesvorsitzende
von Bilindnis 90/Die Grlinen in Brandenburg.

Manuel Sarrazin ist europapolitischer Sprecher der
Bundestagsfraktion Blindnis 90/Die Griinen und koop-
tiertes Prasidiumsmitglied der Europa-Union Deutsch-
land.
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Geschlechterverhaltnis im

Europaparlament und in den jeweiligen

Nationalparlamenten

Der Anteil an Frauen im Européischen
Parlament (34,9 %) ist im Jahr 2009 10 %
hoher als in den jeweiligen nationalen Par-
lamenten (24,2 %). Mit Ausnahme von Bel-
gien, Spanien, Luxemburg und Malta, das
einzige Land ohne weibliche Europaabge-
ordnete, sind Frauen innerhalb der Gruppe
der Europaparlamentarier stérker vertreten
als innerhalb der nationalen Parlamente.

Geschlechterverhaltnis im Europaischen Parlament 1979-2009
Quelle: Europdisches Parlament (alle Angaben in Prozent)
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VON REINHARD BUTIKOFER

ch mdéchte mit einer Provokation beginnen: Es ist die CSU, die
den richtigen Weg zur weiteren Integration Europas weist.

Wie? Die CSU? Diese vergauweilerten Regionalchauvinisten, die
einander mit ihren populistischen Ressentiments anldsslich der
dramatischen européischen Krise stdndig selbst iiberbieten?

Na ja, sie wissen nicht, dass sie das tun. Oder besser: Man muss
sie ordentlich gegen den Strich biirsten, um ihrem vaterldndischen
Unsinn europdischen Sinn zu unterschieben. Aber den Versuch ist
es wert, denn ohne etwas Dialektik ist ein europdisches Vorankom-
men aus ziemlich verfahrener Lage schwer vorstellbar.

Was also ist das Richtige, das ich der CSU-Propaganda ablau-
schen mochte? Es ist zweierlei. Zum einen die Betonung der ent-
scheidenden Rolle der Nationalstaaten auf Europas weiterem Weg.
Zum anderen die Forderung, dass européische Mitgliedsstaaten auf
ihre nationale Souveranitét verzichten miissen. Das widerspricht
sich — und stimmt zugleich. Man muss — nur! — beides vom Kopf auf
die Fii3e stellen.

Fiir européische Foderalisten wird es eine Zumutung sein, dass
hier positiv davon die Rede sein soll, die europdischen National-
staaten hitten beim weiteren Weg Europas eine entscheidende
Rolle zu spielen. Sie sehen im Gegenteil in den Nationalstaaten
das entscheidende Hindernis fiir Europas Zusammenwachsen.
Mustergtiltig hat EU-Kommissionsprasident Manuel Barroso bei
seiner «State of the Union»-Rede vor dem Europiischen Parlament
mit einer grof3en rhetorischen Verbeugung vor dieser Meinung
gespielt, um sich des Beifalls des Parlaments zu versichern und
die Gefahr einer Rebellion gegen seine iiberaus schwache Rolle im
européischen Krisenmanagement abzuwenden. Die vielbeschwo-
rene europdische «Wirtschaftsregierung» gebe es bereits in der
EU-Kommission, lief$ Barroso wissen, und zudem sei anders denn
streng nach der Gemeinschaftsmethode {iberhaupt kein Ausweg
aus der Krise zu finden.

Arbeitslosigkeit
Juli 2011

Jugendarbeitslosigkeit
Juli 2011
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Fiir jeden, den die Realitét interessiert, ist festzuhalten, dass die
erste Behauptung durch einen kurzen Blick in den Lissabonner
Vertrag widerlegt wird und die zweite durch die schlichte Tatsache,
dass streng nach der Gemeinschaftsmethode Griechenland und
damit auch der Euro langst unter die Rdder gekommen wiren.
Wenn sie ihren Schlachtruf «Mehr Europa» anstimmen, denken die
meisten Euro-Foderalisten nicht daran, dass die Européische Union
sich, wie das Bundesverfassungsgericht in seinem Maastricht-Urteil
zu Recht festgestellt hat, gerade durch das Spannungsverhéltnis
zwischen ihren beiden Eigenschaften auszeichnet, Union der
Biirgerinnen und Biirger sowie Union der Staaten zu sein. «Mehr
Europa» ist, wenn man diesen Doppelcharakter ernst nimmt, nur
zu erreichen, indem man beiden Aspekten Rechnung tragt, nicht,
wenn einer den anderen {iberwéltigt oder verschlingt.

Europa ist bei seinen Biirgerinnen und Biirgern heute auch
deswegen wenig populér, weil die grof3e Erzéhlung von Europa
durch ein biirokratisches Narrativ {iberlagert wurde, nach dem die
europdischen Zentralinstanzen Europa seien. «Yourope» = «Ihr
selber seid Europa!» — das hat man zu wenig gehort und erlebt.
Und doch zeigt sich nun in der Krise mit brutaler Deutlichkeit, dass
die europdischen Zentralinstanzen nicht genug Legitimitit und
Hebel haben, Europa aus eigener Kraft vorwarts zu bringen. Wenn
die politischen Eliten in den Nationalstaaten sich nicht aktiv dafiir
entscheiden, die Biirgerinnen und Biirger fiir «mehr Europa» zu
mobilisieren, wenn sie nicht einen sense of ownership entwickeln
fiir eine neue Phase europaischer Integration, dann wird es diese
nicht geben.

Diese Bereitschaft, fiir mehr Integration einzutreten, wird indes
kaum zu gewinnen sein, wenn es nicht gelingt zu verdeutlichen,
dass damit keineswegs die schlichte Verldngerung einer Praxis
gemeint ist, in der «Briissel» im Gro3en zu weich und im Kleinen
zu hart ist, wie das ein kluger Zeit-Autor kritisierte. «Mehr Europa»
als ein Mehr dieser schlechten Erfahrung, das hat keine Resonanz.
Mehr wirtschaftspolitische Stringenz der EU in den grundsétzlichen
Fragen, das kommt an. Und weniger Einmischung in kommunale
Selbstverwaltung zum Beispiel auch. Im Englischen gébe es dafiir
eine schone Formulierung: «rightsizing Europe». Wie immer das
gut libersetzt wird, das muss die Botschaft sein! In dieser Botschaft
ist, bei aller notwendigen Anstrengung, die Mitgliedsstaaten in
entscheidenden Fragen der Wirtschaftspolitik zugunsten von «mehr
Europa» zu beschridnken, eine entscheidende Rolle vorgesehen fiir
diese und den in ihnen konstituierten Souverén.

Aus meiner Sicht ist, was immer bei den beteiligten Richtern
auch die Motive gewesen sein mogen, im Ergebnis europapolitisch
nicht zu bedauern, dass das Bundesverfassungsgericht in Urteilen
und Interviews Grenzen gezogen hat fiir eine weitere européische
Integration ohne explizite Willensentscheidung der Deutschen in
einem Referendum.

Ich erinnere mich, wie viele Stimmen sich damals, im Kontext der
deutschen Einigung nach Artikel 146 Grundgesetz, fiir eine neue
Verfassung aussprachen; viele davon waren im «Kuratorium fiir
einen demokratisch verfassten Bund deutscher Lander» zusammen-
gekommen. Warum sollte man heute an den grof3en notwendigen
Schritt fiir unser gemeinsames Europa mit weniger Ambition und
mit weniger Respekt gegeniiber dem Volk als Verfassungsgeber
herangehen? Jeder Versuch, einen Weg einzuschlagen, der eine

Staatsverschuldung (% des BIP)
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Abkiirzung verspricht und doch nur das Wagnis umgehen will, den
nationalen Souverdn zu befragen, wird scheitern.

Die Notwendigkeit des Souverénitétsverzichtes thematisieren
unsere CSU-Populisten ja durchaus. Aber natiirlich fiir «die ande-
ren», flir diejenigen, die zu viele Schulden aufgehéuft haben;
Griechenland etwa und Italien oder auch Spanien — dessen Gesamt-
verschuldung in Prozent des Bruttoinlandsprodukts allerdings unter
der Deutschlands liegt. Das Argument ist, von Polemik gesdubert,
erst mal richtig: Es kann, wenn die Eurozone zusammenhalten soll,
nicht sein, dass einzelne Mitgliedsldnder ohne Riicksicht auf die
Nachbarn Wirtschaftspolitik machen. Ohne Souverénitétsverzicht
wird das nicht abgehen, weil gut Zureden nicht hilft, wenn es hart
auf hart kommt.

Doch unternehmen wir eine kleine Zeitreise! Was wiirde eigent-
lich mit Blick auf das Jahr 2003 zur Souverénitit Deutschlands und
Frankreichs zu sagen sein, die damals den Stabilitdts- und Wachs-
tumspakt unverhohlen nach ihrem eigenen Ermessen aushebelten?
Miisste nicht auch fiir diese damals von der CSU scharf kritisierte
Abweichung von Theo Waigels heiligen Zahlen gelten, was eben fiir
alle verbindlich sein muss? Kénnen Konservative, die ja nicht sicher
sein konnen, dass sie ewig regieren, dem gar nichts abgewinnen,
dass es im Zweifel auch fiir Deutschland im Sinne wirtschaftspoliti-
scher Vernunft heif3t: Wenn Zureden nicht reicht, darf Souverénitat
keine Ausflucht fiir Siinder sein! Bei der Uberarbeitung des Stabili-
tatspaktes durch die Vorschliage des EU-Kommissars fiir Wirtschaft
und Wahrung, Olli Rehn, hat {ibrigens das Europaparlament durch-
gesetzt, dass nicht nur die Defizitldnder sich bei wirtschaftspoliti-
schen Ungleichgewichten korrigieren miissen, sondern auch die
Uberschusslidnder. Das so wenig geachtete EP hat iibrigens auch
dem Européischen Rat gegeniiber durchgesetzt, dass es mehr Auto-
matismus bei Sanktionen gegen Stabilititsversto3e geben soll.

Arbeitslosigkeit
Juli 2011
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Statt einen Diskurs iiber Zentralisierung und Dezentralitit zu
fithren, in dem die europaische Perspektive gegeniiber Re-Natio-
nalisierungstendenzen zu verlieren droht, sollten wir eine Debatte
iiber Regelungen verfolgen, nach denen jedes Land von seiner
Souverdnitédt nur in dem Maf real abgeben muss, wie es sich gegen
die gemeinsam definierte wirtschaftliche Vernunft vergeht.

Mein kleiner Umweg zu Anfang iiber die Auseinandersetzung mit
den Argumenten der CSU liefert, wie mir scheint, am Ende einen
interessanten politischen Ertrag. Diese Auseinandersetzung schéarft
den Blick dafiir, wie der Kampf um eine Mehrheit der Biirger und
Biirgerinnen fiir den — wenn die Eurozone nicht zerfallen soll! —
unumgénglichen Zuwachs an wirtschaftspolitischer Gemeinschafts-
verantwortung gewonnen werden kann. Denn, liebe Euro-Fode-
ralisten, unter der Parole der «Vereinigten Staaten von Europa»
wiirden wir verlieren. Und das kénnen wir uns nicht leisten.

Reinhard Biitikofer istseit 2009 Mitglied des Europa-
parlaments, dort Sprecher der Europagruppe Griine
sowie stellvertretender Fraktionsvorsitzender.
2002-2008 war er Bundesvorsitzender von Biindnis90/
Die Griinen.

Staatsverschuldung (% des BIP)
2009/2010

35,4% 41%
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ie Schwierigkeiten beginnen schon mit der Ter-

minologie. Haben wir es mit einer «Eurokrise»
zu tun? Das wird aus dem Finanzministerium und
von der Kanzlerin entschieden bestritten. Der Euro
sei stabiler als es die D-Mark war. Und es stimmt ja
auch: Gegeniiber dem Dollar steht der Kurs des Euro
immer noch sehr gut da. Und die Inflation hélt sich
auch in Grenzen.

Oder haben wir es mit der Schuldenkrise einzelner
Mitglieder der Eurozone zu tun? Diese kann niemand
bestreiten. Aber welche Mitglieder der Eurozone
haben eine ernste oder gar die Zahlungsfihigkeit
bedrohende Schuldenkrise? Droht nur Griechenland
der Staatsbankrott oder sind auch Irland, Portugal,
Spanien, vielleicht auch Italien oder sogar Frankreich
direkt von Zahlungsunfihigkeit bedroht? Wird die
gemeinsame Wahrung zum Medium, in dem der
Schuldenbazillus, also der Verlust der Fahigkeit, alte
Schulden durch neue zu begleichen und zu erhéhen,
von einem Land zum anderen iiberspringen und
schlielflich den ganzen Euroraum erfassen kann?
Geld ist Geld, Schulden sind Schulden, Zins ist Zins,
da gibt es nur quantitative Unterschiede. So wachst
die Gefahr einer Zinsexplosion fiir Staatsanleihen
von allen Euroldndern. Die wiirde dann auch den
internationalen Status des Euro untergraben.

Tatsédchlich haben wir es nicht mit Spekulationen
gegen den Euro zu tun, sondern mit der Spekulation
auf die schwindende Kreditwiirdigkeit einzelner
Staaten der Eurozone. Die Frage ist also: Wie lange
ist die Eurozone in der Lage, die Schuldenkrise ein-
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zelner Mitgliedsstaaten aufzufangen, ehe sie selber
auseinanderbricht?

Zwei Erklarungsmuster

Die unterschiedlichen Vorschldge fiir den Umgang
mit der Krise in Euroland entspringen den unter-
schiedlichen Einschitzungen, wie es zu der Krise
gekommen ist. Ein verbreitetes Grundmuster der
Erkldrung behauptet, die Eurozone leide seit ihrer
Geburt an einem Konstruktionsfehler: Eine gemein-
same Wahrungspolitik setze eine gemeinsame
Wirtschaftspolitik voraus, verlange im Grunde eine
politische Union einschlieBlich einer Wirtschafts-
regierung, was immer das sein mag. Die jetzigen
Schwierigkeiten seien aus dem urspriinglichen Kon-
struktionsfehler erwachsen. Sie boten aber nun die
Moglichkeit, die fehlenden Voraussetzungen nach-
traglich zu schaffen, weil sich die Krise anders nicht
beheben liel3e. Daraus ergibt sich dann der Vorschlag,
erneut eine Verfassungsdebatte zu beginnen, um die
Diskrepanz zwischen Wéhrungsunion und politischer
Union zu iiberwinden.

Eine andere Einschiatzung geht davon aus, dass die
Eurozone nicht an einem «zentralen» und «urspriing-
lichen» Konstruktionsfehler zu scheitern droht,
sondern durch politische Verstol3e gegen ihre Kons-
truktionsprinzipien in die Krise kam. Eine Serie von
politischen Fehlern der beteiligten Staaten und ihrer
Regierungen hétte zu den jetzigen Schwierigkeiten
gefiihrt. Deshalb sei eine erneute Verfassungsdebatte
zu vermeiden, um sich stattdessen auf politische
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Korrekturen zu konzentrieren. Statt nach einer neuen, diesmal
fehlerfreien Konstruktion zu suchen, wére die politisch-praktische
Vernunft zu bemiihen. Auf sie hatte die EU mit der Griindung der
Wiéhrungsunion gesetzt.

Die Wahrungsunion als Avantgarde

Die Wéhrungsunion war und ist ein Modernisierungsprojekt, um
die Européische Union im globalen Wettbewerb zu starken. Von
vornherein war klar, dass sie von den Mitgliedern unterschiedliche,
aber allemal nachhaltige Anstrengungen verlangen wiirde. Immer
ging es um eine Steigerung der Produktivitit des gesellschaftli-
chen Wirtschaftens. Die Griindung der Wahrungsunion zielte auf
einzelne Verdnderungen ebenso wie auf Verbesserungen der Infra-
struktur und auf Reformen zum Beispiel des Bildungswesens. Im
Einzelnen ging es im einen Fall eher darum, die Arbeitskosten im
Rahmen zu halten, im anderen Fall, das qualitative Ergebnis des
Produktionsprozesses zu verbessern. Uber die Notwendigkeiten
der Veranderungen waren sich seinerzeit alle an der Diskussion
Beteiligten einig. Die Regeln, also die Stabilitétskriterien, auf die
sich die Mitglieder der Wahrungsunion verpflichteten, waren kein
Selbstzweck. Sie sollten die unausweichlichen Modernisierungs-
bemtihungen férdern und verkniipfen und gleichzeitig verhindern,
dass sie unsolide finanziert und auf dem Riicken anderer Mitglieder
abgeladen wiirden. Die Gewahr dafiir sollten die Unabhéngigkeit
der EZB und ihre Verpflichtung auf eine stabile Geldpolitik bieten.

Die Wéhrungsunion wurde nicht im luftleeren Raum, sondern
im Rahmen des Binnenmarktes und der européischen Strukturpro-
gramme gegriindet. Sie war auf den Beitritt aller Mitglieder der
EU ausgelegt, die damit ebenfalls auf die Stabilitdtskriterien als
ZielgrofRe festgelegt wurden. Nur Grof3britannien und Danemark
erstritten sich die Option, wenn sie wollten, der Wahrungsunion
fernzubleiben. Wegen der angestrebten Ubereinstimmung von
Wihrungsunion und Européischer Union wurde fiir die Wéhrungs-
union auch kein eigenes institutionelles Gefiige konzipiert. Sie
sollte in die Institutionen der EU {iberfiihrt werden. Die Wahrungs-
union wurde als Zugkraft fiir eine stérkere Integration in der EU
verstanden. Damit war den Mitgliedern der Wahrungsunion die
Rolle einer Avantgarde zugedacht. Sie begriindete, warum an die
Mitgliedschaft Anspriiche gestellt wurden, die nicht alle EU-Mit-
glieder sofort, aber doch nach und nach erfiillen sollten.

Gegenwartig kann die Eurozone die angestrebte Zugkraft nicht
entfalten. Im Gegenteil ist sie zu einem Problemfall fiir die weitere
Entwicklung der EU geworden. Statt als Avantgarde droht sie sich
als tauber Kern zu erweisen.

Die Eurozone kdnnte in der EU zum Sprengsatz werden

Die EU hat sich Schritt fiir Schritt aus einer Staatenunion zu
einer Staaten- und Biirgerunion entwickelt. Der Lissabonner Ver-
trag halt diese spezifische Form fest und baut sie aus. In ihr bewe-
gen und entwickeln sich die Vereinigten Staaten von Europa.

Die Vertiefung der europédischen Integration hat innere Grenzen
an der Souveréanitédt der Mitgliedsstaaten der Union. Sie behalten
ein Recht auf Austritt. In den USA wurde mit Biirgerkrieg und gro-
Bem Blutzoll das Recht auf Austritt negiert. Ein Unterschied wird

TSCHECHISCHE
REPUBLIK
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also bleiben. Da die Union fiir die Durchfithrung ihrer Politik iber
keine eigene Exekutive verfiigt, kann sie nur durch die Staatlichkeit
ihrer Mitglieder funktionieren. Sie ist nicht daran interessiert, die
Mitgliedsstaaten zu schwichen. Sie will sie verdndern.

Die Biirgerunion entwickelte sich mit der Zunahme von Mehr-
heitsentscheidungen unter den Mitgliedsstaaten und der damit
verbundenen Mitentscheidungsrechte des Européischen Parla-
mentes. In dem Male, wie die Effektivierung der Entscheidungs-
fahigkeit der Staatenunion die Rolle der nationalen Parlamente
beeintrachtigte, glich die wachsende Bedeutung des Européischen
Parlamentes das in den Staaten drohende Demokratiedefizit auf der
europédischen Ebene aus.

Gegeniiber dieser Verfassung als Staaten- und Biirgerunion ist
die Eurozone ein Riickschritt zur Staatenunion, in der die demo-
kratische Kontrolle nur durch die nationalen Parlamente wahrge-
nommen werden kann. Das gibt der Auseinandersetzung um die
Haushaltsbefugnisse der nationalen Parlamente gegeniiber einem
europdischen Rettungsfonds den Zunder. Wie lésst sich das Haus-
haltsrecht der nationalen Parlamente mit haushaltsrechtlich rele-
vanten Entscheidungen des européischen Wahrungsfonds so verein-
baren, dass sowohl der nationalen Demokratie wie der Effektivitat
der wahrungspolitischen Entscheidungen Gentige getan wird? Die-
ser Widerspruch zwischen nationaler Demokratie und européischer
Effektivitat kann nur durch die Zustédndigkeit des Européischen
Parlaments behandelt werden. Das Europdische Parlament hat aber
in der Eurozone nichts zu sagen.

Die Unterhdhlung nimmt Gestalt an

Nicht alle Kommentatoren finden die Riickkehr zur Staaten-
union schlecht. «Chefsache» {iberschreibt die FAZ vom 12.9. einen
Kommentar von Nikolas Busse. Fast unbemerkt von der breiten
Offentlichkeit vollziehe sich in Briissel gerade eine Machtverschie-
bung — weg von den européischen Institutionen, hin zu den Mit-
gliedsstaaten. «Dreh- und Angelpunkt sind nicht etwa die Kom-
mission oder das EU-Parlament, sondern ist die Versammlung der
Staats- und Regierungschefs, die mal die Eurostaaten und mal die
EU-Lénder umfasst.» Ein gewisser Triumph l&sst sich heraushoren,
wenn Busse konstatiert, im Rettungsfonds, dem européischen
Hauptinstrument zur Bewéltigung der Krise, habe die Kommission
gar nichts zu sagen. «Im Aufsichtsrat sitzen ranghohe Vertreter
aus den Finanzministerien der Eurostaaten, die Kommission hat
hier (wie die Européische Zentralbank) nur Beobachterstatus. Das
Européische Parlament ist {iberhaupt nicht vertreten.» So sei in den
vergangenen Monaten «auf3erhalb der EU-Vertrige eine vollig neue
Struktur der Zusammenarbeit entstanden, zumindest in Wirtschafts-
und Wéhrungsfragen». Andere mogen das bedauern, aber Busse
benennt Tatsachen. Die Wirtschafts- und Wahrungsunion, gedacht
als wichtiges Instrument die EU zu vertiefen und den Binnenmarkt
zu vollenden, droht zu einem Sprengsatz an der Verfassung der EU
als Staaten- und Biirgerunion zu werden.

Statt mit einer Avantgarde haben wir es in der Wahrungsunion
heute eher mit einem tauben Kern zu tun. So seltsam es klingen
mag: Am Umgang mit Griechenland wird sich zeigen, ob die Euro-
zone wie urspriinglich gedacht integrative Zugkraft entfaltet, die
nach und nach alle EU-Mitglieder erfasst, oder ob sie sich zu einer
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separaten Einrichtung verfestigt, die dauerhaft zu
wenig mehr fahig ist, als an ihren Krankheitssympto-
men herumzudoktern.

Der Beitritt Griechenlands zur Wahrungsunion
kam zu frith. Indem sich Griechenland mit getiirkten
Zahlen die Mitgliedschaft erschlich, bewies es, dass
es in einer Formation wie der Wahrungsunion, die
ganz auf dem Vertrauen der Mitgliedsstaaten unter-
einander beruht, gegenwértig nicht bestehen kann.
Aus Griechenland kénnen nur die Griechen selber
einen seinen Biirgern und seinen Partnern gegen-
iiber verantwortlichen Staat machen. Es geht nicht
um einen Rausschmiss Griechenlands aus der Wah-
rungszone, sondern um einen Deal, der gegen einen
Austritt aus der Wahrungsunion grof3ziigige Hilfe bei
der unvermeidbaren Umschuldung bietet. Es geht
um griechische Staatsbildung, und dafiir ist die Wéh-
rungsunion nicht das passende Instrument.

Die Wirtschafts- und Wahrungsunion ist eine
politische Wette auf die praktische Vernunft ihrer
Mitglieder, um schlief3lich die ganze EU zusammen-
zufassen und in der globalisierten Welt gemeinsam
mitzuhalten. In diesem Sinn wurde sie in den Lissa-
bonner Vertrag aufgenommen. Die EU ist als Staaten-
und Biirgerunion politisch héher entwickelt als die
Eurozone, wirtschafts- und wéahrungspolitisch sollte

die Eurozone zur Wohlfahrt der ganzen EU beitragen.

Wenn die Eurozone nicht wieder in diesem Sinne zur
Zugkraft wird, kann sie zur Gefahr fiir die Demokra-
tie in der EU werden. In der Eurozone herrscht in der
Krise die Exekutive.

Joscha Schmierer ist freier Publizist. Er war von 1999-2007 Mitar-
beiter des Planungsstabs des Auswéartigen Amts. Jiingste Veroffent-
lichung: «Keine Supermacht, nirgends. Den Westen neu erfinden»,
Wagenbach Verlag 2009.
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Auf ihrem ersten Sondergipfel zur drohenden Pleite Griechenlands signali-
siert die EU dem Land Unterstiitzung.

Auf dem Friihjahrsgipfel verabschieden die Staats- und Regierungschefs
die auf 10 Jahre angelegte Strategie fir intelligentes, nachhaltiges und
integratives Wachstum — Europa 2020.

Die 16 Euroldnder einigen sich auf ein Hilfspaket fiir Griechenland in Form
von Notkrediten in Hohe von 110 Milliarden durch bilaterale Kredite von
Eurostaaten und den Internationalen Wahrungsfonds (IWF). Im Gegenzug
verpflichtet sich Griechenland zu einem massiven Sanierungsprogramm
unter Aufsicht von EZB, IWF und EU-Kommission.

Um ein Ubergreifen auf andere in Not geratende Lander zu verhindern,
beschlieBen die EU-Finanzminister die Einrichtung eines allgemeinen
Euro-Rettungsschirms (Europdische Finanzstabilisierungsfazilitat —
EFSF). Die EFSF leiht sich am Markt Geld und reicht diese Kredite bei
Bedarf an betroffene Lander weiter. Die Staaten der Eurozone garantie-
ren, dass dieses Geld wieder zurlickgezahlt wird.

Die Staats- und Regierungschefs der Eurozone vereinbaren eine einschnei-
dende Haushaltskonsolidierung sowie eine verstarkte wirtschaftspolitische
Koordinierung und Haushaltsliberwachung zum Schutz des Euro. Auf kon-
krete Sanktionen fur Defizitsiinder kann man sich nicht einigen.

Europdische Banken werden einem «Stresstest» unterzogen, um ihre
Belastbarkeit in wirtschaftlichen Krisensituationen zu Gberprifen.

Irland kommt unter den Euro-Rettungsschirm EFSF.

Der EU-Gipfel einigt sich auf die Einrichtung eines dauerhaften Krisenme-
chanismus (Europdischer Stabilisierungsmechanismus), mit dem ab 2013

drohende Pleitestaaten aufgefangen und der Euro stabilisiert werden soll.
Der Lissabon-Vertrag soll entsprechend gedndert werden.

2011

Die Eurostaaten beschlieBen im — rechtlich nicht bindenden — «Pakt flir
den Euro», kiinftig ihre Haushalts-, Steuer- und Sozialpolitik enger abzu-
stimmen.

Der Marz-Gipfel stockt die Ausschiittung des Rettungsfonds EFSF, der bis
2013 gilt, auf insgesamt 500 Milliarden Euro auf. Ab 2013 soll der dau-
erhafte Europdische Stabilisierungsmechanismus (ESM) in Not geratenen
Eurostaaten helfen. Wahrend der EFSF nur Gewahrleistungen der Staaten
enthélt, soll der ESM dariiber hinaus eine Bareinlage erhalten. Damit kann
der ESM Staaten mit vorlibergehenden Liquiditatsproblemen Kredite
geben.

Dem hochverschuldeten Portugal werden 78 Milliarden aus dem Rettungs-
fonds zugesagt.
Griechenland erhalt ein paar Wochen spater ein zweites Kreditpaket.

Die Staats- und Regierungschefs beschlieBen, dem aktuellen Euro-
Rettungsschirm (EFSF) mehr Instrumente zur Krisenbewaltigung bereit-
zustellen, indem er u.a. Anleihen der Eurostaaten auf dem Sekundarmarkt
aufkauft und Darlehen an Eurostaaten vergibt, damit diese ihre Finanzin-
stitute refinanzieren kdnnen. Zudem sollen Kriterien fir die Beteiligung
von privaten Glaubigern erarbeitet werden.

Der Deutsche Bundestag stimmt der Erweiterung des Euro-Rettungs-
schirms zu und erhdht die Summe der Gewdhrleistungen, die Deutschland
zum Euro-Rettungsschirm beitrdgt, von 123 Milliarden Euro auf 211 Milli-
arden Euro.
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VON FRANZISKA BRANTNER

Oktober 2011: Graffiti der Rebellen in Tripolis, Libyen.

ktuell iiber die Zukunft der européischen Auldenpolitik zu

schreiben erfordert viel Optimismus. Anders als in der Wirt-
schaftskrise ist die Analyse der letzten aul3enpolitischen Krisen
nicht eindeutig in ihrer Ansage — zumindest fiir die grofen Mit-
gliedsstaaten. Wahrend die meisten Analysen der Wirtschafts- und
Finanzkrise zur Forderung «Mehr Europa» kommen, ist dies fiir
die Aul3enpolitik der groen Mitgliedsstaaten nicht so eindeutig.
Vielleicht ist es eine Ironie der Geschichte. Kaum hat die EU einen
Auswartigen Dienst eingerichtet und eine quasi Auenministerin
eingesetzt, rei3en tiefe Grében in der Aufdenpolitik der Mitglieds-
staaten auf.

In Libyen ist dies offensichtlich und weithin bekannt. Wahrend
Frankreich mit England die militdrische Intervention getragen hat,
enthielt sich Deutschland im Sicherheitsrat und verweigerte damit
selbst politische Unterstiitzung fiir die EU-Partner. Sarkozy hatte in
der Vorlaufphase nicht die européische Karte gespielt, sondern auf
Alleingédnge gesetzt. Es sei nur an seine Anerkennung des National
Transition Council erinnert. Doch Frankreich und England konnten
auch nicht allein handeln, sie waren auf die USA und die Arabische
Liga angewiesen, sowohl fiir das Mandat der Vereinten Nationen
als auch fiir die NATO-Mission.

Die Elfenbeinkiiste ist weniger im Bewusstsein der meisten
Menschen. Dort spielte die EU eine wichtige Rolle bei den erfolg-

reichen Wirtschaftssanktionen, aber es gelang vor allem Frankreich
mit militdrischen Mitteln und einem UN-Mandat, einen Regime-
wechsel durchzusetzen. Die Européische Union fand zu diesem
Konflikt zwar klare Worte, aber die Taten waren auch hier eher von
Frankreich dominiert.

Im Konflikt um die Anerkennung eines Palédstinenserstaates
haben die USA ein Veto angekiindigt. Die européische Antwort ist
ein Nein zur Anerkennung aus Deutschland und ein Ja aus Frank-
reich. Der Rest der Mitgliedsléander oszilliert dazwischen, mit einer
zum Ja tendierenden Mehrheit. Dadurch neutralisiert sich die EU,
auch wenn Catherine Ashton versuchte, direkte Friedensgespra-
che wieder anzustof3en. Seit Monaten tragen alle das Mantra «Wir
miissen gemeinsam abstimmens» vor sich her, aber bis jetzt wurde
noch keine Kompromisslésung gefunden, die alle mittragen konn-
ten. Dabei ist bei dieser Frage die Rolle der EU zentral: Einigt sich
die EU, ist eine Einigung der Vereinten Nationen sehr nah. Wirklich
und nicht nur proklamierend gemeinsam agierend konnte die EU
den zur Abstimmung kommenden Resolutionstext ma3gebend
beeinflussen.

Gegeniiber Syrien ist man sich da vergleichsweise einig, doch
Auswirkungen hat dies keine. Denn selbst das Olembargo kommt
spat, weil Briten und Italiener an diesem Geschéft zu gut verdient
haben. Die gesamte EU hat hier nicht die Macht, den Unterschied
zu machen. Von dort, wo sie es vielleicht noch konnte — in Tunesien
und Agypten — ist die Aufmerksamkeit schon wieder verschwunden,
und weder die versprochenen Gelder und andere schnell gemachte
Versprechen kommen in der Region an, noch findet eine kontinu-
ierliche Auseinandersetzung auf héchstem Niveau mit den dort
stattfindenden politischen Prozessen statt. Der drohende arabische
Winter hat auch mit dem fehlenden Engagement der EU und ihrer
Mitgliedsstaaten zu tun — man mdge daran erinnern, dass die inner-
europdischen Debatten von den drohenden Fliichtlingsstrémen
dominiert waren und nicht von der Frage nach der besten Antwort
auf den Arabischen Friihling.

Die Analyse nach fast zwei Jahren institutionell neu verankerter
AufSenpolitik in der EU ist erniichternd. In kaum einer relevan-
ten Frage hat die EU eine gewichtige Rolle in der Auf3enpolitik
entwickelt. In nahezu allen relevanten Konflikten ist es den Mit-
gliedsstaaten nicht einmal gelungen, eine gemeinsame Position zu
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Ramallah am 23.September 2011: Auf dem groBen Platz verfolgen
paldstinensische Frauen die Videolbertragung von Prasident Abbas” Auftritt vor
der UNO-Vollversammlung. Als einen Schritt hin zur eigenen Staatsgriindung
beantragte Abbas offiziell die Mitgliedschaft bei den Vereinten Nationen, die
Zuschauer daheim jubeln ihm zu.

finden. Selbst die Glaubwiirdigkeit der EU in Grundsatzfragen ist
erschiittert, hat sie doch sehr einmiitig die Diktatoren in Nordafrika
hofiert und stabilisiert und nichts an dieser Politik gegeniiber den
noch bestehenden Diktaturen in Nordafrika, dem Nahen Osten oder
Zentralasien gedndert.

Wie konnte das hoffnungsvolle Projekt der gemeinsamen Auf3en-
politik so schnell Schiffbruch erleiden? Schon der Start war ver-
korkst. Die Staats- und Regierungschefs legten bei der Besetzung
der im Verfassungsvertrag neu geschaffenen Amter des Prisidenten
des Rats und der Hohen Repréasentantin fiir AuSenpolitik gro-

Ren Wert darauf, dass ihnen keine machtpolitische Konkurrenz
durch starke Figuren erwichst. Catherine Ashton verdankt ihre
Wahl nicht zuletzt diesem Kalkiil. Mit einem Joschka Fischer an
der Spitze hitte Europas Auf3enpolitik eine andere Entwicklung
genommen. Aulerdem ist die wohlgemeinte Zusammenlegung
dreier Funktionen in einer Hand wahrscheinlich zum Scheitern
verurteilt: Als «Solana» soll Frau Ashton die 27 Mitgliedslédnder
moderieren, den Prozess der Positionsfindung erleichtern. Als
«Ratspréasidentschaft» soll sie Fiihrung leisten, eigene Agenden
und Ziele vorantreiben — notwendigerweise auch im Konflikt mit
den Interessen einzelner Mitgliedsstaaten. Als Vizeprédsidentin der
Kommission soll sie die Gemeinschaftsmethode starken und initi-
ativ titig sein. Wahrscheinlich ist es einfach schwierig, diese drei
Anforderungen in einer Person unter einen Hut zu bringen. Es fiihrt
in der Person von Frau Ashton zumindest dazu, dass keiner mehr
Initiativen ergreift und niemand mehr Fiihrung iibernimmt. Es
herrscht ein Vakuum in breiten Bereichen, in dem nationale Allein-
génge leicht ihren Platz finden.

Ungliickliche Umsténde brachten es mit sich, dass ausgerechnet
in der Startphase des Auswiértigen Dienstes der EU zwischen den
Mitgliedsstaaten neue Briiche auftraten.

Das Einstimmigkeitsprinzip in der Auflenpolitik hat in dieser
Lage die EU als eigenstidndigen Spieler fast vollstédndig ausgeschal-
tet. Wo die Mitgliedsstaaten gegensatzliche Auffassungen vertreten,
kann die EU nur noch zuschauen.

Am bedrohlichsten ist aber, dass es fiir Frankreich und England
nach den jlingsten Erfahrungen kaum einen Grund gibt, sich eine
starkere Rolle fiir die européische Aul3enpolitik zu wiinschen. In
Libyen sammeln sie die Lorbeeren fiir den Sturz Gaddafis nun
allein ein. Auch wirtschaftlich diirfte die Dividende erfreulich
sein. Grof3e Unterstiitzung durch die EU konnen sie nicht erwar-
ten. Umgekehrt ist ihnen sehr deutlich geworden, dass ein Warten
auf Beschliisse der EU fiir die Libyer zu spat gekommen wire. Das
diirfte den Eigenwillen der beiden Nationen eher bekréftigt haben.
Dies muss gar kein schlechtes Zeichen fiir den internationalen
Multilateralismus sein.

Es war zu George W. Bushs Zeiten undenkbar, dass die arabi-
schen Staaten mit England, Frankreich (und Bosnien-Herzegovina)
und den USA fiir eine Resolution stimmten, dass China sich enthielt
und damit die Russen auch zur Enthaltung brachte. Die Allianzen
sind in Bewegung, bei jeder Krise scheinen sich die Koordinaten
neu herzustellen. Dies sind erst mal gute Neuigkeiten fiir die
Vereinten Nationen — seit langem sind die VN mal wieder Ort der
internationalen Auseinandersetzungen. Ist also eine schwache EU
gut fiir die Vereinten Nationen? So einfach ist es dann auch nicht.
Der Israel/Palastina-Konflikt wiederum zeigt, dass die Vereinten
Nationen ohne eine geeinte und starke EU geldhmt sind. Aber es
bedeutet auf jeden Fall, dass jene im Vorteil sind, die flexibel und
schnell Allianzen bilden kénnen. Das trifft auf die EU gerade nicht
zu. Sie verbringt ihre Zeit eher intern mit ihren Konflikten (oder
der Eurokrise).

Nun koénnte man sarkastisch meinen, fiir die deutsche Au3enpo-
litik sei diese Entwicklung gleichgiiltig. Denn wer keine Ziele hat,
muss auch nicht traurig sein, wenn sie nicht erreicht werden. Weil
man Deutschland aber besser regieren sollte, als Guido Wester-
welle es kann, muss es in unserem Interesse liegen, nach Wegen zu
suchen, wie Europa auf die aullenpolitische Biihne zuriickkehren
kann. Angesichts der Problemlage stellt dies auch uns Griine vor
schwierige Fragen.

Sind wir bereit, vom Einstimmigkeitsprinzip abzuweichen, auch
wenn dies bedeuten konnte, dass die EU eine militdrische Ausein-
andersetzung befiirwortet, die wir in Regierungsverantwortung
ablehnen? Sind wir bereit, deutsche Interessen und «Sonderwege»
aufzugeben, wenn Frankreich, Italien und Grof3britannien sich auf
andere Positionen verstandigen?

Man muss das nicht alles mit Ja beantworten. Aber heute muss
man einrdumen, dass die Rolle der EU in der Welt schwindet. Und
das ist schade, denn auf lange Sicht werden Staaten wie China,
Indien und Brasilien sich von England oder Frankreich allein nicht
mehr sehr beeindrucken lassen. An Europa wird die Welt nicht
genesen. Aber wenn die Stimme Europas im Weltkonzert fehlt,
dann wird dies die Welt zum Schlechteren verdndern. Auch hier
brauchen wir, wie in der Eurokrise, Ehrlichkeit in der Debatte iiber
die Konsequenzen einer Vertiefung und mutige Befiirworter einer
gemeinsamen Zukunft.

Franziska Brantner ist Mitglied des Europdischen Par-
laments aus Baden-Wirttemberg. Sie ist auBenpoliti-
sche Sprecherin der Fraktion Griine/EFA und gehort
dem Auswartigen Ausschuss an sowie als Stellvertrete-
rin dem Haushaltsausschuss und dem Ausschuss fir die
Rechte der Frau und Gleichstellung der Geschlechter.

Foto: RINA CASTELNUOVO/The New York Ti/Redux/laif
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VON PIERRE JONCKHEER

iese Frage lésst sich nicht rundweg bejahen: Wunsch und

Wirklichkeit stimmen in einer Reihe von Punkten nicht iiber-
ein. Zwar wollen die griinen Parteien zu einer politischen Kraft in
Europa werden, die auf die Regierung der Europédischen Union
Einfluss nehmen kann oder an ihr beteiligt ist, aber bislang sind
sie — insbesondere im Hinblick auf ihre Priasenz in den verschiede-
nen Mitgliedsstaaten — noch weit von diesem Ziel entfernt.

Zwar verfiigen die griinen Parteien iiber eine feste europaische
Plattform, die ein Beleg dafiir ist, dass sie in die Politik der Union
investieren, aber die Identitit einer politischen Gruppierung speist
sich nicht allein aus ihren programmatischen Inhalten. Letztlich
kommt es auf die praktische Umsetzung an — auch um beurteilen
zu konnen, wie «europédisch» die von der Partei betriebene Politik
ist. Auch wenn die Griinen ein seridses europdisches Programm
festlegen und regelmalig fortschreiben, bleiben ihre Wirkungs-
moglichkeiten hauptsichlich auf das Européische Parlament
beschrankt, da sie mit wenigen Ausnahmen, zu denen vor allem
die Griinen in Deutschland gehoren, in ihren jeweiligen Landern
bislang wenig Regierungserfahrung sammeln konnten.

Das konnte sich dndern, wenn die Griinen 2012/2013 in
Deutschland und Frankreich gleichzeitig an die Macht kommen.
Um als «wirklich européischer» Akteur glaubwiirdig zu sein,
miissten sie dann zu den grof3en Fragen Europas im Rahmen der
europdischen und einzelstaatlichen Institutionen eine gemeinsame
Haltung vorlegen und vertreten. Dies ist umso wichtiger, seit aus
der aktuellen Krise der «Eurozone» auch eine Krise der EU {iber-
haupt geworden ist. Sowohl fiir die Zukunft der Union als auch fiir
die Zukunft der Griinen als «wirklich européische» Kraft kommt
es maldgeblich darauf an, ob ein griines deutsch-franzésisches
Gespann zustande kommt und ob dieses Gespann zu gemeinsamer
Initiative in der Lage ist.
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Ein deutsch-franzosisches griines Gespann

Bescheidenheit geboten: Wir Griinen konnen schwerlich als euro-
péische Kraft bezeichnet werden, solange wir nur in jedem zweiten
Nationalparlament der EU-Mitgliedsstaaten vertreten sind und
im Européischen Parlament nur iiber rund 5 Prozent der Sitze (47
Abgeordnete) verfligen. Kennzeichnend fiir unsere Situation, die
wir bisher allenfalls in sehr kleinen Schritten {iberwinden, sind seit
jeher eine stark fragmentierte geografische Streuung und die Kon-
zentration der parlamentarischen Kréfte auf einige wenige Lander.

Damit griilne Bewegungen entstehen und an Glaubwiirdigkeit
gewinnen, reicht es offensichtlich nicht aus, dass das aktuelle
Zeitgeschehen auf globaler, europaischer und nationaler Ebene
von atomaren Unféllen, Diskussionen iiber den Klimawandel und
seine Folgen oder vom Versiegen der fossilen Brennstoffquellen und
dhnlichen Themen beherrscht wird. Ebenfalls klar ist, dass die noch
kurze Geschichte der griinen Bewegungen in Nord- und Westeu-
ropa nicht ohne Weiteres auf andere Teile des Kontinents {ibertrag-
bar ist. Fiir die Entstehung von politischen Akteuren sind nach wie
vor die kulturellen, politischen und gesellschaftlichen Rahmenbe-
dingungen in den einzelnen Landern ausschlaggebend.

Die Attraktivitat der franzosischen Griinen steigt

Die drei griinen «Institutionen» auf européischer Ebene - die
Partei, die Fraktion im Europdischen Parlament und die noch ganz
junge Griine Europiische Stiftung — konnen mit ihren jeweils
eigenen Besonderheiten dazu beitragen, dass sich solche nationa-
len Akteure herausbilden, konnen diese aber mit Sicherheit nicht
ersetzen.
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Auch den Stiftungen in den einzelnen Mitgliedsstaaten, allen
voran die Heinrich-Boll-Stiftung, kommt in diesem Zusammenhang
eine wichtige Aufgabe zu. Als Beispiel, das freilich nicht automa-
tisch auf die Situationen in anderen Mitgliedsstaaten iibertragbar
ist, mochte ich das Biindnis «Europe Ecologie» in Frankreich
anfiihren. In einem Land wie Frankreich, in dem die rechten wie
die linken Souveréanititsverfechter eine bedeutende Kraft sind und
die Debatte {iber die Volksabstimmung zum europiischen Verfas-
sungsentwurf die Meinungen jenseits der klassischen Links-rechts-
Trennung und der Gegeniiberstellung «Europa — Okologie» tief
gespalten hat, hat sich «Europe Ecologie» eindeutig und gezielt fiir
die Européische Union ausgesprochen und dabei zugleich scharfe
Kritik an den politischen Entscheidungen geiibt, die von den regie-
renden Mehrheiten in der Européischen Union getroffen wurden.
Diese Haltung hat zusammen mit anderen Faktoren zu einem sehr
guten Wahlergebnis gefiihrt, das weitere Entwicklungsschritte mog-
lich gemacht hat, darunter die Neugriindung der Partei und eine
neue Attraktivitdt der Griinen in Frankreich.

Programmatisch présentieren sich die meisten griinen Parteien
als eine Kraft, die eine weitere européische Integration befiir-
wortet — in der Umweltpolitik ebenso wie in der Energie-, Klima-,
Aulen- und Wirtschaftspolitik. Hier ist ein Konvergenzprozess
zwischen den griinen Parteien zu beobachten, der die gemeinsame
Arbeit im Europdischen Parlament und in der Européischen Grii-
nen Partei erleichtert. Im EU-Parlament ist sich bei Abstimmungen
iiber Gesetzentwiirfe keine Fraktion so einig in ihrem Votum wie
die Fraktion der Griinen, die bei politischen Entscheidungen eben
einen gemeinschaftlichen Ansatz vertreten.

Die Europiische Griine Partei, der gesamteuropaische Zusam-
menschluss der einzelstaatlichen Parteien, verabschiedet in regel-
mafligen Abstédnden Positionspapiere, die im Laufe der Jahre mehr
und mehr einen gemeinschaftlichen Tenor angenommen haben.
Auch in den meisten einzelstaatlichen Parteien ist diese Ausrich-
tung tonangebend. Dies wurde in der Vergangenheit zum Beispiel
an der kritischen, aber aktiven Unterstiitzung des Verfassungs-
prozesses und schlieBlich des Vertrags von Lissabon deutlich und
zeigt sich heute darin, dass sich die Partei fiir die Einfiihrung von
«Eurobonds» als Instrument zur Starkung der gemeinschaftlichen
Solidaritét innerhalb der Wahrungsunion ausspricht.
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Das Heranwachsen zu einer «européischen Kraft» ist fiir Parteien
mit einem ausgesprochen proeuropdischen Selbstverstandnis wie
die Griinen kein Selbstldufer. Dass dieser Prozess komplex verlduft,
ist normal, denn jede Partei entsteht und gedeiht in ihrem einzel-
staatlichen Umfeld, so dass sie sich zuerst auf lokaler, regionaler
und nationaler Ebene Hoffnungen auf die Ausiibung einer politi-
schen Rolle machen kann. Ein weiterer Gradmesser fiir den euro-
paischen Charakter der Griinen ist im Ubrigen auch ihre Fahigkeit,
die européische Dimension in die regionale und lokale Politikge-
staltung zu integrieren, in die sie eingebunden sind. Das europé-
ische Aufbauwerk ist nicht blof} eine «Briisseler Angelegenheit».

Im Gegenteil: Das Rechts- und Politiksystem der Union wird nicht
gegen die Einzelstaaten, sondern mit ihnen vollzogen.

Demndchst steht uns also, politisch gesprochen, ein entschei-
dender Test bevor. 2012 kdnnte das franzosische Biindnis «Europe
Ecologie — Les Verts» erstmals eine bedeutende Fraktion in der Nati-
onalversammlung stellen und in einer Koalition mit den Sozialisten
mitregieren, und 2013 haben die deutschen Griinen sehr gute
Chancen, wieder Ministerinnen und Minister zu stellen. Zwischen
dem Ende der 1990er-Jahre und 2003 gab es einen kurzen Zeit-
raum, in dem die Griinen an sechs nationalen Regierungen beteiligt
waren; trotz aller Versuche fand jedoch so gut wie keine Koordinie-
rung statt, weil jede Partei in ihrer einzelstaatlichen Logik befangen
war. Wenn sich diese Erfahrung nicht wiederholen soll, gehort es
zu den vordringlichsten Aufgaben der Parteifithrungen der beiden
Parteien, ab sofort zusammenzuarbeiten.

Ubersetzung: Andreas Bredenfeld

Pierre Jonckheer ist Vorsitzender der Griinen Europai-
schen Stiftung (GEF) und Professor an der Universitat
Louvain-la-Neuve, 1999-2009 war er Mitglied des
Europaparlaments.
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INFORMATIONEN DER HEINRICH-BOLL-STIFTUNG

SOLIDARITAT UND STARKE

Die Europdische Union befindet sich an einem
Scheideweg. Einerseits hat die Schuldenkrise die
Notwendigkeit verstarkter Koordination und Inte-
gration gezeigt. Andererseits schwindet der
gesellschaftliche Riickhalt fiir eine erweiterte
Haftungs- und Solidargemeinschaft. Die Heinrich-
Boll-Stiftung hat namhafte Expertinnen und
Experten eingeladen, Konzepte und Empfehlungen
fir die Zukunft der EU zu formulieren. Gerade in
Zeiten der Krise und der Skepsis gegeniiber den
europaischen Institutionen brauchen wir eine
offene Debatte tiber die Perspektiven Europas.
Mit unserem VorstoB wollen wir Anst6Be und
Argumente flr diese Debatte geben.

Dossier unter www.boell.de/zukunft-der-eu

Projekt

Die Europaische Gemeinschaft fiir
Erneuerbare Energien (ERENE)
Europa kann seinen Strombedarf vollstandig aus
erneuerbaren Energiequellen decken. Aber es
braucht neue Instrumente und Strategien, um das
vorhandene Potenzial optimal zu nutzen. Eine
Europdische Gemeinschaft fir Erneuerbare Ener-
gien (ERENE) wird Europas Abhangigkeit von
fossilen und nuklearen Energietrdgern reduzieren
und die europdische Integration starken.

Mehr unter: www.erene.org

ZUR ZUKUNFT DER EU

Veranstaltungen

Am Beispiel Ungarn: Wie kontrolliert die

EU ihre Demokratie-Standards?

Di, 15. November, 19 Uhr Podiumsdiskussion
Beletage der Heinrich-Bdéll-Stiftung

Mit: Prof. Agnes Heller (Philosophin und Publizis-

tin), Dr. Claudio Franzius (Experte fiir Europdi-

sches Recht), Manuel Sarrazin (MdB, B*90/Grlne,

Europa-Union)

Wege aus der Euro-Krise — Auf der Suche
nach einer nachhaltigen Ordnung
Mi, 16. November, 19.30 Uhr
Podiumsdiskussion

Beletage der Heinrich-Béll-Stiftung

Mit: Jorg Asmussen (Bundesministerium der
Finanzen, Staatssekretdr), Daniela Schwarzer
(SWP), Reinhard Bitikofer (MdEP), Liider Gerken
(Stiftung Ordnungspolitik) u.a.

Publikation

Solidaritat und Starke

Zur Zukunft der Europdischen Union

Im Auftrag und hrsg. von der
Heinrich-B6ll-Stiftung

Schriften zu Europa — Band 6:

Berlin, Oktober 2011, 204 Seiten

E-mail: buchversand@boell.de
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VORWORT

Kaum war der Lissabon-Vertrag unterschrieben, hat die europdische Schuldenkrise die Frage
nach der Verfasstheit der Europaischen Union neu aufgeworfen. Zusammenhalt und Krisen-
festigkeit der Europaischen Union stehen auf dem Priifstand. Die EU steht heute an einem
Scheideweg.

Vor diesem Hintergrund hat die Heinrich-B&ll-Stiftung 2010 eine Kommission zur Zukunft
der EU einberufen, deren Ergebnisse wir in dieser Publikation zusammengefasst vorstellen. Der
Auftrag an die Kommission mit rund 50 namhaften Expertinnen und Experten aus Politik, Wis-
senschaft und Zivilgesellschaft war, fiir zentrale Felder europaischer Politik Perspektiven aufzu-
zeigen und Handlungsvorschlage zu machen, die eine neue Dynamik europaischer Zusammenar-
beit beférdern kénnen.

«Solidaritat» und «Starke», die Leitbegriffe der Kommission, sind richtungsweisend fiir Euro-
pas Zukunft. Nur durch die Entfaltung kooperativer Starke gewinnt Europa die Gestaltungskraft,
um den Herausforderungen des 21. Jahrhunderts zu begegnen und erfolgreich seine Werte zu
vertreten. Nur durch europdische Solidaritat, die auf gemeinsamen Rechten und Pflichten beruht,
wird die EU nach innen und auBen handlungsfahig.

Gerade in Zeiten der Krise und der Skepsis gegenlber den europdischen Institutionen brau-
chen wir eine offene Debatte lUiber die Perspektiven der EU. Wie weit soll und kann Solidaritat in
Europa gehen? Welche verbindlichen Regeln braucht eine Gemeinschaft, die im Krisenfall flrei-
nander einsteht? Welche politischen Weichenstellungen miissen jetzt vorgenommen werden, um
die EU wieder nach vorn zu bringen? Und welchen globalen Gestaltungsaufgaben muss sich die
EU in Zukunft stellen?

Die in der vorliegenden Zusammenfassung formulierten Politikvorschldge reprasentieren nicht
in jedem Punkt die Meinung jedes Mitglieds der Kommission. Wir sind uns dartber im Klaren,
dass die hier vorgestellten Arbeitsergebnisse nur ein AnstoB flir eine europaweite Debatte sein
kénnen. Nur aus einem solchen vielstimmigen, transnationalen Prozess kann die Vision des kinf-

tigen Europa entstehen.

Berlin, im September 2011

Ralf Flicks Dr. Christine Putz
Vorstand der Heinrich-Boll-Stiftung EU-Referentin der Heinrich-Boll-Stiftung

Weitere Informationen unter: www.boell.de/zukunft-der-eu
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Die europdische Schuldenkrise wirft die Frage nach der
Verfasstheit der Europdischen Union neu auf. So hat sich
die Pramisse, eine Wahrungsunion sei ohne gemeinsame
Haftung und ohne eine gemeinsame Fiskalpolitik mdglich,
als falsch erwiesen. Die Eurozone braucht neue Regeln
und eine Neuverteilung von Kompetenzen, die tief in die
Souveranitat der Mitgliedsstaaten eingreift. Einerseits
hat die Schuldenkrise gezeigt, dass mehr Abstimmung
und Integration notwendig sind. Andererseits schwindet
der gesellschaftliche Riickhalt fir eine erweiterte Solidar-
und Haftungsgemeinschaft. Viele Blrgerinnen und Biirger
haben den Eindruck, dass tiber ihre Kopfe hinweg und
an den parlamentarischen Institutionen vorbei die euro-
paische Integration vorangetrieben wird, an deren Ende
immer mehr Macht von einer ungreifbaren, anonymen
Zentralgewalt «in Brissel» ausgeht.

Eine weitere Integration als ein von oben verordne-
tes Projekt der politischen Eliten wird scheitern. Lange
konnte die Europdische Union auf die mehr oder weniger
stillschweigende Zustimmung der europdischen Nationen
bauen. Das hat mit dem Versprechen einer europdischen
Friedensunion zu tun, die das blutige Kapitel innereuro-
paischer Kriege beendet hat. Auch die Verbiirgung fiir
Demokratie, personliche Freiziigigkeit und dkonomischen
Wohlstand trug zur Akzeptanz der Europdischen Union
bei. Heute aber hat die Uberschuldung etlicher Mitglieds-
staaten die gesamte EU in eine tiefe Krise gestiirzt, in
der die Vorteile der Wahrungsunion flr viele nicht mehr
erkennbar sind, wahrend ihre Risiken in den Vordergrund
treten. Die Schuldenkrise droht zu einer Legitimitatskrise
der EU zu werden.

Die Antwort darauf muss heute vor allem in einer Stédr-
kung der europdischen Demokratie liegen. Sie ist kein
Patentrezept zur Losung aller Probleme, aber ohne ein
Mehr an europdischer Demokratie wird die europdische
Integration nicht mehr vorankommen. Die EU kann sich
nicht nur Gber ihren 6konomischen Mehrwert legitimie-
ren, sondern muss sich auch an dem MaB demokratischer
Selbstbestimmung, das sie ermdglicht, messen lassen. Es
ist ja gerade so, dass die europdischen Nationen nur liber
das Teilen von Souveranitat gemeinsam ihre Selbstbe-
stimmung sichern kdnnen. Steht jede nur fiir sich, dann
werden alle zum Spielball der Globalisierung und der
daraus entstehenden neuen Krafteverhaltnisse.

Bei aller Skepsis gegenliber einer weiteren Zentralisie-
rung politischer Entscheidungen wachst auch die Erwar-
tung, dass sich die EU drangenden globalen Herausfor-
derungen stellt. Vielen ist klar: Europa kann nur dann
die Welt mitgestalten, wenn es sich zusammenschlieft.
Entscheidend fiir eine vertiefte europaische Integration
ist das «Wie» — insbesondere dort, wo es um Transpa-
renz und Teilhabe geht. Eine EU, in der die Blirgerin-
nen und Birger sich politisch enteignet fihlen, gleich-
zeitig aber flir Fehlentwicklungen haften missen, ist
kein tragfahiges Modell.

Gerade in einer Zeit, in der die EU in eine neue Stufe
politischer Integration Ubergeht, brauchen wir eine offene
Debatte tiber die Finalitat, die Strukturen und die poli-
tischen Aufgaben der Union. Es geht um mehr als um
die Uberwindung der Schuldenkrise: Zur Debatte stehen
grundsatzliche Richtungsfragen und eine neue Erzahlung
flir Europa.
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Solidaritat und Starke sind Schliisselbegriffe fiir die
Zukunft der EU. Dabei ist Solidaritat nicht nur ein
Gebot der EU-Innenpolitik, sondern auch eine Verpflich-
tung, internationale Politik an globaler Gerechtigkeit
auszurichten. Starke bedeutet, nach innen wie auB3 en
handlungsfahig zu sein. Dazu gehért, offensiv fir die
Werte und das Politikmodell der Europdischen Union
einzutreten.

Solidaritat war und ist ein Motor europdischer Integra-
tion. Sie ist verankert in den Vertragen — zum Beispiel im
Prinzip des gegenseitigen Beistands oder in den Aussa-
gen lber den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen
Zusammenhalt der Europdischen Gemeinschaft. Materiell
schlagt sich Solidaritat bisher vor allem im Rahmen des
Agrarfonds, Strukturfonds und Kohasionsfonds nieder.
Der Solidaritatsfonds sieht Hilfe fiir nicht selbst verschul-
dete Notsituationen und Naturkatastrophen vor.

Solidaritat kann verschiedene Ausgangspunkte haben.
Spontane, ereignisbezogene Solidaritat bei Sicherheitshe-
drohungen, humanitaren Krisen oder Naturkatastrophen
ist ein unbestrittener Wert, der Gber Europa hinaus gilt.
In heterogenen politischen Gemeinschaften wie der EU ist
Solidaritat auf Dauer an das Prinzip der Gegenseitigkeit
gebunden und impliziert wechselseitige Verpflichtungen.
Solidaritidt als gegenseitige Riickversicherung ist eine
wichtige Quelle fir europdischen Zusammenhalt. So ver-
standene Solidaritat ist kein Altruismus, sondern aufge-
klartes Eigeninteresse. Die interne Umverteilungspolitik
der EU beruht auf der Einsicht, dass die Reduzierung des
Wohlstandsgefalles nicht nur zum Vorteil fir die arme-
ren, sondern auch fir die wohlhabenderen Regionen ist.

In Solidarsystemen kommt es immer zu Reibungen
zwischen Gebern und Nehmern. Thr Erfolg basiert darauf,
dass man sich zur gegenseitigen Unterstiitzung verpflich-
tet — und gleichzeitig verpflichtet ist, das Seine zum
Wohlergehen der Gemeinschaft beizutragen. Solidarge-
meinschaften konnen deshalb auf Dauer nur funktionie-
ren, wenn es Vorkehrungen gibt, unsolidarisches Verhal-
ten zu vermeiden beziehungsweise zu sanktionieren.

Die Schuldenkrise stellt die Solidaritat zwischen den
Mitgliedslandern und ihre Bereitschaft, flreinander
einzustehen, auf eine harte Probe. Sie hat zugleich die
Tatsache, dass die EU heute de facto schon eine Solidar-
gemeinschaft ist, in das 6ffentliche Bewusstsein geriickt.
Nun gilt es zu entscheiden, ob wir diesen Weg weiterge-
hen wollen. Wir mdchten dafiir werben.

Kooperative Starke

Die Europdische Integration ist auch eine Antwort auf
den schleichenden Verlust der Gestaltungsfahigkeit der
europaischen Nationalstaaten in einer globalisierten
Welt. Es geht um eine demokratisch legitimierte europai-
sche Politik, die reale Wirkung gegeniiber anderen globa-
len Akteuren entfalten kann.

Nur wenn die EU ihre globale Verantwortung wahr-
nimmt, kénnen Werte, Institutionen und Ziele des europa-
ischen Projekts erhalten und weiterentwickelt werden. Es
kann nicht nur darum gehen, sich gegen die Auswirkun-
gen des globalen Wandels zu verteidigen. Die EU muss
die Tauglichkeit des liberalen Rechtsstaats, der sozialen
und 6kologischen Marktwirtschaft und der supranationa-
len Integration unter Beweis zu stellen. Auf diese Weise
kann sie am erfolgreichsten fir ihr Modell werben.

Neue Identifikationsprojekte fiir die Europdische Union

Um die Zustimmung zu gewinnen, die eine neue Dynamik
der Zusammenarbeit beférdert, braucht die EU neue
Schlisselprojekte, an denen der Mehrwert europdischer
Zusammenarbeit deutlich wird. Es geht um identitatsstif-
tende Projekte, die eine neue Legitimationsbasis lber die
Bewahrung des Friedens, der Sicherheit und der Freiheit
hinaus schaffen. In erster Linie muss es hier um das
demokratische Europa gehen, aber auch um ein Europa
des sozialen und 6kologischen Fortschritts.

Mehr Europa braucht mehr Demokratie

Mehr europaische Integration ist nur in einer «lebendigen
Demokratie» maoglich, in der die Mitbestimmungs- und
Kontrollrechte der demokratischen Institutionen, insbe-
sondere des Europdischen Parlamentes und der nationa-
len Parlamente, gestarkt und die Beteiligungsmdglich-
keiten der Blrgerinnen und Biirger erweitert werden.
Konkret bedeutet dies:

das Europdische Parlament soll durch ein
Initiativrecht aufgewertet werden

die Kommission soll an die Mehrheitsverhaltnisse
des Europdischen Parlamentes gebunden sein

die Rechte der kiinftigen Minderheitsfraktionen und
der einzelnen Abgeordneten sollen gestarkt werden
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durch transnationale Listen soll der Wahlkampf zum
Europaischen Parlament europaisiert werden

der Status der europdischen Parteien und politischen
Stiftungen soll verbessert werden

die Bereiche, in denen europdische Birgerinitiativen
zugelassen sind, sollen ausgeweitet werden.

Die europaische Demokratie und die Demokratie in den
europaischen Mitgliedslandern sind untrennbar mitein-
ander verknipft. Die EU kann ihren demokratischen
Charakter nur im Zusammenspiel mit den demokratischen
Institutionen der Mitgliedsstaaten verwirklichen. Dies
bedeutet im Umkehrschluss, dass die EU die gemeinsa-
men Werte auch gegenlber Mitgliedslandern vertreten
muss. Undemokratischen Entwicklungen, wie derzeit zum
Beispiel in Ungarn, muss die EU entgegentreten und eine
europaweite Offentlichkeit zu solchen Fragen herstellen.
Das Europdische Parlament und die Kommission haben
eine Wachterrolle und missen als Garant fiir Chancen-
gleichheit und gleichberechtigte Teilhabe aller gegeniiber
den Mitgliedsstaaten auftreten.

Kompetenzen sollen dann auf die europdische Ebene
verlagert werden, wenn dies der Gemeinschaft niitzt und
ihre Handlungsmaglichkeiten vergroBert. Ist dies nicht
der Fall, sollen zugunsten der Vielfalt Europas lokale,
regionale oder nationale Kompetenzen gestarkt werden.
Das demokratische Mehrebenensystem und das Prinzip
der Subsidiaritat missen beim Wort genommen werden.
Es gilt, die Vorziige nicht nur der Vergemeinschaftung,
sondern auch von lokalem und nationalem Handeln zu
definieren.

Europaischer Konvent

Damit «Mehr Europa» Hand in Hand mit «Mehr Demo-
kratie» geht, brauchen wir in absehbarer Zeit einen neuen
Europdischen Konvent, der die unterschiedlichen Vorstel-
lungen zur Zukunft der EU bilindelt und die anstehenden
Fragen gemeinschaftlich beantwortet.

Zwar scheint es angesichts des gescheiterten ersten
Konventes und der derzeitigen Renationalisierungsten-
denzen in einigen Mitgliedsldndern fast vermessen, an
einen neuen Europdischen Konvent zu denken. Doch das
derzeit praktizierte «Durchregieren» der Exekutiven
vorbei an Parlamenten und Offentlichkeit kann keine
Dauerldsung sein. Ein Konvent kann die MaBnahmen, die
jetzt im Zuge des Krisenmanagements ad hoc entschieden
wurden, zu einer gemeinsamen Steuer- und Finanzpolitik

weiterentwickeln. Zudem ergdbe sich so die Chance, die
nationalen Debatten, die im Zuge der Krise auseinander-
gedriftet sind, in einem gemeinsamen Diskurs zu blindeln
und eine europaische Offentlichkeit herzustellen.

Das Spannungsverhaltnis von Handlungsfahigkeit
und demokratischer Legitimation

Das Spannungsverhaltnis zwischen Handlungsfahigkeit
und Legitimitat in der EU ist nie ganz aufiosbar. Nur
eine starker geeinte EU kann Politik gestalten. Dazu wird
es notwendig sein, auch in Bereichen wie der AuBen- und
Sicherheitspolitik vom Prinzip der Einstimmigkeit abzu-
riicken. Da dies aber die nationale Souveranitat stark
beschneidet, misste zuvor die demokratische Legitimation
der Union unbedingt erweitert werden.

Auch EU-Erweiterung und vertiefte Einigung der EU
stehen in einem Spannungsverhdltnis. In dem MaBe, in
dem die innere Einigung der EU voranschreitet, wird
fir die Nachbarlander ein Beitritt zur EU schwieriger.
Erweitern wir die EU hingegen zu einer EU der 35, kann
ihre Handlungsfahigkeit nur erhalten werden, wenn lber
mehr Fragen per Mehrheit entschieden wird. Dadurch
stellt sich aber wiederum die Frage der demokratischen
Legitimation.

Differenzierte Integration: eine Madglichkeit mit Risiken

Auch die differenzierte Integration veranschaulicht das
Dilemma zwischen Handlungsfahigkeit und Legitimi-
tat. Wenn ein Teil der Mitgliedsstaaten bei bestimmten
Themen vertieft zusammenarbeitet, vereinfacht dies
Reformen oder macht sie liberhaupt erst moglich. Diese
Mdglichkeit ist nicht neu und wird schon praktiziert.
Schengen und der Euroraum sind Beispiele.

Die verstarkte Zusammenarbeit zwischen interessier-
ten Mitgliedsstaaten ist durchaus ein bedenkenswerter
Ansatz, die europdische Integration voranzutreiben, etwa
durch eine Gemeinschaft der Erneuerbaren Energien
(ERENE), eine vertiefte Wirtschaftsunion zwischen einer
Gruppe von Mitgliedsstaaten oder den Aufbau von Struk-
turen zur Friedenssicherung und Konfliktbewaltigung.

Die differenzierte Zusammenarbeit ermdglicht, kon-
struktiv mit der unterschiedlichen Bereitschaft und
Fahigkeit zu vertiefter Integration umzugehen. Diese
Strategie erscheint umso plausibler, je groBer und hete-
rogener die EU wird. Staaten, die sich an sektoralen
Gemeinschaftsprojekten nicht beteiligen wollen, kdnnen
sich heraushalten, ohne jeden Integrationsfortschritt
zu blockieren. Diese Methode erscheint vor allem dann
attraktiv, wenn man sie mit der Hoffnung paart, dass
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solche Zusammenschliisse eine wachsende Anziehungs-
kraft auf auBenstehende Mitgliedsstaaten ausiiben und
dort Reformprozesse auslosen, die einen spateren Beitritt
ermoglichen. Das ist die Idee eines «Europa der konzent-
rischen Kreise».

Gleichzeitig birgt dieses Modell die Gefahr, dass ein
zu hohes MaB an differenzierter Integration den Zusam-
menhalt der Union geféhrdet, die Fliehkrafte verstarkt.
Ein Europa der unterschiedlichen Geschwindigkeiten darf
nicht dazu flihren, dass die Union in ein Kerneuropa und
eine Peripherie zerfallt. Zudem wirde eine stark aus-
differenzierte EU mit vielen Unterorganisationen noch
komplexer und schwerer verstandlich. Auch fiir die Uni-
onsbirgerschaft, die ja auf gleichen Rechten und Chancen
beruht, hatte dies Folgen, die sich nur schwer ausgleichen
lieBen. Eine differenzierte Integration sollte deshalb nur
wohldosiert eingesetzt werden. Dabei musste die vertiefte
Zusammenarbeit Vorrang vor intergouvernementaler
Koordinierung, also Absprachen zwischen einzelnen
Regierungen, haben. Eine Vielzahl von Parallelstrukturen
jenseits parlamentarischer Kontrolle und Mitbestimmung
ware ein Rickschritt fir die Europdische Integration.

SCHLUSSELPROJEKTE DER EU

Eine Wirtschaftsunion, flankierend zur Wahrungsunion, die
insbesondere den Krisenlandern die Chance erdffnet, nachhaltig
zu wachsen.

Ein «Green New Deal» fir Europa, der durch massive
Investitionen in die dkologische Modernisierung der Infrastruk-
tur sowie in Bildung und Wissenschaft eine neue 6konomische
Dynamik auslést.

Eine Europdische Gemeinschaft fiir Erneuerbare Energien
(ERENE) soll die politischen Rahmenbedingungen fiir den euro-
paweiten Ausbau Erneuerbarer Energien gewahrleisten.

Ein gesamteuropdisches Verbundnetz fiir Strom aus erneu-
erbaren Energiequellen, das es erlaubt, Windstrom der Kisten,
Solarstrom aus dem Mittelmeerraum und Bioenergien aus den
groBen Agrarregionen miteinander zu verknipfen.

Ein Ausbau der transnationalen Schienennetze und eine
Modernisierung der 6ffentlichen Verkehrssysteme in der EU,
um attraktive, preisgiinstige und umweltfreundliche Alternativen
zum StraBenverkehr zu schaffen.

Eine nachhaltige Agrarpolitik, die die Vielfalt der Land-
wirtschaft in Europa stiitzt, die Wertschépfung im landlichen

Solidaritat und Starke: Leitmotiv fiir Europas Zukunft

Unabhéngig davon, welche Vision wir fiir die EU verfol-
gen — eine Konfoderation oder die Vereinigten Staaten
von Europa — ihr Erfolg wird wesentlich davon abhangen,
ob die Europaerinnen und Europder den EU-Institutionen
und der Art und Weise, in der sie entscheiden, vertrauen.
Transparenz, demokratische Kontrolle, Gewaltenteilung
und offene Beteiligungsmaoglichkeiten sind dafiir ebenso
unerlasslich wie eine europdische Offentlichkeit.

Die Einigung Europas lahmt. Um sie wieder in Schwung
zu bringen, sollte die EU auf Schllsselprojekte setzen, an
denen der Mehrwert europdischer Zusammenarbeit deut-
lich wird — Projekte, die die einzelnen Mitgliedslander fiir
sich nicht umsetzen kdnnen. Worum es dabei geht, muss
den EU-Birgerinnen und -Biirgern erklart und zur Diskus-
sion gestellt werden. Europdische Solidaritat ist keine
Armenspeisung; europdische Solidaritat muss auf die
gemeinsamen Starken der verschiedenen Lander setzen
und aus ihnen eine gemeinsame Starke machen. Solidari-
tat und Starke kénnen als Leitmotiv dienen, um wieder
Kurs auf ein vereinigtes Europa zu nehmen.

Raum starkt, Biodiversitat fordert und eine faire Zusammenar-
beit mit den Entwicklungslandern sicherstellt.

Ein Europa des sozialen Fortschritts, in dem die EU ihre
Rolle als Vorreiterin fiir Chancengleichheit und gleichberech-
tigte Teilhabe spielt. Das gilt insbesondere mit Blick auf die
Teilhabe- und Aufstiegschancen von Jugendlichen, Frauen und
Immigranten.

Eine wertorientierte gemeinsame AuBBen- und Sicherheitspo-
litik, die als gelebtes Beispiel fir Uberstaatliche Zusammenar-
beit dazu beitragt, dass sich die Welt im Geiste internationaler
Zusammenarbeit entwickelt. Dazu brauchen wir eine stdrkere
Vergemeinschaftung der AuBenpolitik. Das erfordert eine star-
kere Rolle der Kommission und des Europdischen Parlaments in
der AuBen- und Sicherheitspolitik.

Eine Erweiterungs- und Nachbarschaftspolitik, die Demo-
kratie und Menschenrechte als MaBstab fiir Zusammenarbeit
nimmt und systematisch die demokratische Zivilgesellschaft in
der Nachbarschaft starkt. Die EU muss zu ihrem Versprechen
stehen, dass alle europdischen Staaten beitreten kénnen, soweit
sie die politischen und wirtschaftlichen Voraussetzungen fiir
eine Mitgliedschaft erfillen.
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Die Europaische Union erlebt seit 2008 ihre groRte
Wirtschafts- und Finanzkrise. Verschuldung und die Krise
im Finanzsektor stellen die Europdische Union und die
Eurozone vor enorme Herausforderungen. In den unter
Druck geratenen Staaten wachst die Unzufriedenheit Gber
SparmafBnahmen und Reformen. In den Geberlandern
unterstiitzen immer weniger Menschen die Hilfspakete.
Mittlerweile ist zudem offensichtlich geworden, dass sich
Europa langsamer als manche andere Weltregion von der
Wirtschaftskrise erholt und durch den globalen Struktur-
wandel die ohnehin notwendige wirtschafts- und sozialpo-
litische Anpassung noch schwieriger wird. Europa verliert
wirtschaftlich an Gewicht — und dadurch an Kraft, die
Welt mitzugestalten.

Die Krise ist gleichwohl Bedrohung und Chance. Sie
hat klar gezeigt, wie sehr die Staaten in der Europai-
schen Union voneinander abhangen. Seit 2008 ist eine
politische Dynamik entstanden, die noch kurz zuvor
undenkbar war. Um die andauernde Krise zu bewaltigen
und dhnliche Krisen in Zukunft zu verhindern, miissen die
Mitgliedsstaaten die Regeln fiir das gemeinsame Handeln
Uberarbeiten und das Verhaltnis von Markt und Staat neu
bestimmen. Die Notwendigkeit, europdische Solidaritat
neu zu denken und neu zu gestalten, ist gewachsen.

Um aus der Krise herauszukommen, braucht die EU
gerade in Zeiten schwacher Solidaritatsgefiihle mehr
konkrete Solidaritat. Die Wahrungsunion ist, wie sich
jetzt deutlich zeigt, ohne fiskal- und wirtschaftspolitische
Abstimmung nicht machbar. Ohne verbindliche, gelebte
Solidaritat wird der Euro nicht Uberleben, sind Zusam-
menhalt und Wettbewerbsfahigkeit der EU in Gefahr. Um
die EU zu starken, sind folgende MaBnahmen notwendig:

Die EU muss ihre Haushalts- und Wirtschaftspolitik
so abstimmen und Gberwachen, dass Mitgliedslander
sich nicht mehr bewusst unsolidarisch verhalten kénnen.
Dafiir braucht sie dauerhafte Mechanismen, durch die
eine Uberschuldung vermieden werden kann. Um die
Maéarkte zu beruhigen und Spekulationen abzuwehren,
muss (iber den jetzt vereinbarten Europdischen Sta-
bilisierungsmechanismus hinausgegangen werden. Die
EU braucht gemeinsame europdische Anleihen fiir eine
Staatsverschuldung von bis zu 60 Prozent des BIP.

Der europdische Finanzbinnenmarkt muss strikter
beaufsichtigt werden. Dazu ist ein europdisches Ban-
kenstatut fir grenziberschreitend tatige Banken notwen-
dig, das von einer EU-Behdérde direkt durchgesetzt wird.
Die europdischen Aufsichtsbehdrden sollten dariiber
hinaus Zustandigkeiten fiir den Verbraucherschutz
bekommen.

Ungleichgewichte im Euroraum missen rasch und
dauerhaft ausgeglichen werden. Es kommt jetzt darauf
an, den Krisenlandern Wachstumschancen zu eréffnen.
Dafiir bietet der Green New Deal die richtigen Anséatze.
Okologische Innovation und soziale Teilhabe sind die
Grundlage fir ein kiinftiges, nachhaltiges Wachstum
Europas.

Sozialer und dkologischer Fortschritt missen im
Zentrum der europdischen Integration stehen. Dazu
missen die Sozialsysteme nicht vereinheitlicht werden,
sondern es sollen Mindeststandards etwa bei Léhnen oder
der sozialen Sicherung eingefihrt werden. Angesichts der
demografischen Entwicklung muss die soziale Sicherung
generationen- und geschlechtergerecht sein.

Die Einnahmen- und Ausgabenstruktur der EU
muss Uberprift werden. Kompetenzen sollen dann auf
die europdische Ebene verlagert werden, wenn dies der
Gemeinschaft nitzt und ihre Handlungsmaoglichkeiten
vergroBert. Wo dies nicht der Fall ist, sollten zugunsten
der Vielfalt Europas die Kompetenzen auf der lokalen
oder nationalen Ebene angesiedelt bleiben.

Die EU muss ihre AuBenvertretung in der Wirt-
schafts- und Finanzpolitik besser abstimmen, damit sie
nach auBen hin geschlossen auftreten kann. Geschieht
dies nicht, wird die Union weiter an internationalem
Einfluss verlieren.
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Die Landwirtschaft steht weltweit vor der Herausforde-
rung, Nahrungsmittel fir eine stark wachsende, zuneh-
mend urbane Weltbevélkerung produzieren und landliche
Armut reduzieren zu miissen. Der Klimawandel, knapper
werdende Ressourcen, erodierende oder ausgelaugte
Bdden und weltweit instabile Markte fiir landwirtschaftli-
che Produkte machen dies umso schwieriger.

Eine Landwirtschaft, die Umwelt und Klima schitzen
und die biologische Vielfalt erhalten will, muss auf euro-
paischer Ebene ansetzen. Europdisches Handeln hat klare
Vorteile (1) bei Zielen mit grenziiberschreitendem oder
globalem Charakter, (2) bei Problemen, die zwar regi-
onal oder national sind, fiir die aber in den betroffenen
Landern keine ausreichenden Mittel zur Verfligung stehen
(z.B. der Erhalt landlicher Raume in armeren Regionen)
sowie (3) in Bereichen, die sich stark mit anderen bereits
integrierten Politikfeldern wie dem EU-Binnenmarkt oder
der internationalen Handelspolitik tiberschneiden.

Die Agrarpolitik der EU ist lange schon weitgehend
vergemeinschaftet. Jedoch diente die Gemeinsame Agrar-
politik (GAP) bislang liberwiegend der inneren Selbst-
behauptung der EU. Thre wichtigsten Ziele waren, die
Produktivitat zu steigern, Versorgung und Einkommen
abzusichern und allgemein fiir Stabilitat zu sorgen. Die
GAP hat dadurch sowohl in der EU als auch in den Lan-
dern des Siidens erheblich zu sozialen und 6kologischen
Problemen beigetragen und widersprach haufig den Zielen
der EU in der Entwicklungs-, Umwelt- und Klimapolitik.

Die Agrarpolitik der EU muss grundsatzlich neu
ausgerichtet werden. Neues Leitbild muss eine sozial
und 6kologisch nachhaltige Landwirtschaft sein. Eine
zukunftsgerichtete Agrarpolitik hat nicht nur die Auf-

gabe, Nahrungsmittel zu produzieren, sie muss auch Kul-
turlandschaften pflegen, 6ffentliche Gliter bereitstellen,
dezentral Energie erzeugen, lebendige landliche Raume
schaffen und flir ausreichende Einkommen sorgen. Diese
Ziele darf die EU nicht auf Kosten ihrer Handelspartner
in anderen Regionen verfolgen. Die EU muss mit anderen
Landern fairen Handel treiben, muss mit ihnen gleichbe-
rechtigt zusammenarbeiten, nur so kdnnen die Entwick-
lungslander ihre Bevdlkerung versorgen und ihre Okosys-
teme schiitzen. Erndhrungssicherheit und das Recht auf
Nahrung, die nachhaltige und schonende Ressourcennut-
zung europa- und weltweit sind Prioritdten einer solchen
Landwirtschaft. Instrumente flir eine neue Gemeinsame
Agrarpolitik sind:

6kologisch korrekte Preise, das heiBRt Preise,
die die Folgen der Landwirtschaft auf das Klima
beriicksichtigen;

offentliche Zuschusse fiir 6kologische und andere
gesellschaftliche Leistungen;

Starkung der Erzeuger innerhalb der Vermarktungs-
kette, damit fiir landwirtschaftliche Produkte angemes-
sene Preise erzielt und abhéangig Beschéaftigte angemes-
sen bezahlt werden konnen;

eine europadische Agrarhandelspolitik, die nicht auf
immer mehr Exporte setzt und die den Import von beson-
ders umwelt- und klimaschadlichen Produkten senkt,
und zwar durch Normen fir Nachhaltigkeit und durch
Vereinbarungen mit den Herkunftslandern.
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Die Folgen des Klimawandels, Ressourcen- und Migrati-
onskonflikte, der weltweit steigende Energiebedarf und
der Super-GAU in Fukushima — all das zeigt, dass unser
Energiesystem grundlegend umgebaut werden muss. Eine
ressourcenschonende, nachhaltige Klima- und Energie-
politik muss die Energieversorgung langfristig sichern,

in erneuerbare Energien ein- und aus der Atomenergie
aussteigen.

Diesen Herausforderungen muss sich die europdische
Klima- und Energiepolitik stellen. Zwar ist die Energie-
politik bislang wesentlich Sache der Mitgliedslander,
dennoch hat es sich die EU verbindlich zum Ziel gesetzt,
bis 2050 ihre Emissionen an Klimagasen um 80 bis 95
Prozent zu senken. Bei den erneuerbaren Energien hinkt
die Union bislang aber ihren Mdglichkeiten deutlich hin-
terher. Ein Teil der EU-Lander setzt weiterhin auf Atom,
Kohle und Gas, und es gibt zum Teil sehr unterschiedliche
Ansatze, die Energiemarkte zu regulieren. Dies erschwert
eine stimmige europdische Energiepolitik.

Die Europdische Union muss die klima- und energie-
politischen Herausforderungen unserer Zeit als Chance
begreifen. Um ein nachhaltiges, starkes und wettbewerbs-
fahiges Europa zu schaffen, ein Europa, das bis 2050
seine gesamte Energie aus erneuerbaren Quellen bezieht,
sind gemeinsame Anstrengungen unerlasslich. Aufgrund
seiner GroBe, seiner klimatischen und geologischen
Gegebenheiten hat Europa entscheidende Vorteile. Diese
Potentiale miissen gemeinsam ausgeschépft und kosten-
glinstig genutzt werden, damit sich Europa mit Innovatio-
nen am Markt durchsetzen kann.

Eine nachhaltige europdische Klima- und Energiepoli-
tik wirde nicht nur einer bezahlbaren, verlasslichen und
umweltvertraglichen europdischen Energieversorgung
dienen, sie kdnnte auch zu einem Identifikationsprojekt
flr Europa werden und der EU zu neuer politischer und
wirtschaftlicher Dynamik verhelfen. Die drei Eckpfeiler
eines solchen Projekts sind erneuerbare Energien, Ener-
gieeffizienz und Energieeinsparung:

Eine «Europdische Gemeinschaft fir Erneuerbare
Energien» (ERENE) kdnnte die Voraussetzungen dafir
schaffen, dass die EU bis 2050 ihre Energieversorgung
vollstandig auf erneuerbare Energien umstellt. Dazu
miussen die Vorteile der dezentralen Erzeugung und
Nutzung von &rtlichen erneuerbaren Energievorkommen
mit den Vorteilen eines europaischen Verbundnetzes
kombiniert werden.

Damit mehr Energie eingespart werden kann, muss
die EU verbindliche Ziele vorgeben, die dann im Rah-
men nationaler Aktionsplane fiir Bereiche wie Gebaude,
Transport und Industrie umgesetzt werden kénnen.

Um die Energieeffizienz zu steigern, muss die
EU die notwendigen Rahmenbedingungen setzen, zum
Beispiel zur Férderung der energetischen Gebaudesanie-
rung, hocheffizienter Produkte und Autos. Mit dynamisch
verscharften EU-Effizienzstandards und Kennzeichnun-
gen flr energieverbrauchende Gerate kann die EU dazu
beitragen, die globale Wettbewerbsfahigkeit der europai-
schen Markte zu erhalten bzw. voranzutreiben.

Die Nachbarschafts- und AuBenpolitik der EU muss
klimapolitischen Grundsatzen folgen. In Nachbar- sowie
in Entwicklungslandern muss eine nachhaltige Energie-
und Klimapolitik geférdert werden, die sich auch vor
Ort positiv auf die wirtschaftlichen und gesundheitlichen
Bedingungen auswirkt. Dafiir bedarf es einer europdisch
koordinierten und koharenten Politik in der Nachbar-
schafts-, AuBBen-, Entwicklungs- und Handelspolitik.
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Weltweite Umbriiche und neue Machte stellen das euro-
pdische Wertesystem von Demokratie, Rechtsstaatlichkeit
und Menschenrechten zunehmend in Frage. Europa ver-
liert demografisch, wirtschaftlich und politisch an Bedeu-
tung. Die Aufldsung der Bldcke macht es fiir Europa
immer schwieriger, bestandige Allianzen zu bilden. Und
die Frage, wie in einer immer bevdlkerungsreicheren Welt
mit begrenzten Ressourcen der Wohlstand aufzuteilen ist,
birgt viel Sprengstoff.

Die EU hat gezeigt, dass Nationalstaaten, deren Ver-
haltnis zueinander lange von blutigen Kriegen gepragt
war, solche Gegensatze erfolgreich liberwinden und eine
Gemeinschaft bilden kénnen, deren Kern gemeinsame
universelle Werte sind. Zugleich hat die EU aufgrund
ihrer unvollstandigen Staatlichkeit keine auBenpolitische
Macht, die der groBer Nationalstaaten vergleichbar ware.
Eine gemeinsame AuBenpolitik gibt es bislang allenfalls
ansatzweise. Oft wirkt die EU zerstritten und kann sich
auf kein gemeinsames auBBenpolitisches Handeln einigen.

Dabei ware die EU mit ihrem erprobten, stark ver-
netzten System in besonderer Weise geeignet, in einer
auf vielen Ebenen eng vernetzten Staatenwelt erfolgreich
zu agieren. So kann sie als Staatenbund neuen Typs, als
gelebtes Beispiel fiir liberstaatliche Zusammenarbeit und
geteilte Souveranitat, fir Demokratie und Menschen-
rechte ganz wesentlich dazu beitragen, dass sich die Welt
im Geiste internationaler Zusammenarbeit entwickelt.

Damit dies gelingt muss die EU eine «Agenda der
Offnung» entwickeln. Beschrankt sie sich darauf, die von
ihr entwickelten und gelebten Werte als Insellésung nur
zu sichern, statt auf ihre universelle Geltung hinzuarbei-
ten, wird sie Uber kurz oder lang in der Bedeutungslo-
sigkeit versinken — einer Bedeutungslosigkeit, die auch
die eigenen Errungenschaften gefahrden wird. Eine neue
europdische Erzahlung muss davon handeln, was Europa
mit der Welt teilen mdchte, muss weltweite Stabilitat,
Freiheit und allgemeinen Wohlstand als Motive haben.
Damit dies glaubwiirdig gelingt, muss Europa internatio-
nal Verantwortung tibernehmen und eine «Weltordnungs-
politik» anstreben, von der letztlich alle Staaten profitie-
ren, weil sie gleiche Rechte und geteilte Verantwortung
gewahrleistet.

Damit die Europaische Union diese Rolle spielen
kann, muss sie geschlossener nach auBen auftreten. Dazu
muss sie vom Prinzip der Einstimmigkeit bei der AuBen-

und Sicherheitspolitik Abschied nehmen und gleichzeitig
doppelt demokratisch, auf nationaler wie europdischer
Ebene, vorgehen. Der Ubergang zu Mehrheitsentschei-
dungen in der AuBen- und Sicherheitspolitik setzt eine
erweiterte demokratische Kontrolle und Legitimation
zwingend voraus.

Auf nationaler wie europdischer Ebene miissen
Innen- und AuBenpolitik besser miteinander verknlipft
werden. Nur so kénnen die entscheidenden Zukunftsauf-
gaben der globalen AuBenpolitik — Demokratie weltweit
fordern, den Klimawandel einddmmen, Fliichtlingsstréme
auffangen und bewaffnete Konflikte verhin-
dern — angegangen und gel6st werden.

Der Europaische Auswartige Dienst (EAD) muss der
zentrale Mittler zwischen Dritt- und EU-Staaten sein.
Damit das mdglich wird, miissen die Zustandigkeiten des
EAD auf Wirtschafts- und Handelspolitik sowie Fliicht-
lings- und Klimaschutz ausgedehnt werden.

Will Europa basierend auf seinen Werten Einfluss
entfalten, muss es gewillt und in der Lage sein, auch
unabhangig von USA und NATO auf Krisen vor allem
im europdischen Umfeld zu reagieren. Eine AuB3enpo-
litik, die in erster Linie auf die praventive, friedliche
Konfliktlésung setzt, braucht, um glaubwiirdig zu sein,
Institutionen und Mittel, um auf Krisen reagieren und
Krisen verhindern zu kénnen. Dafiir miissen die «Zivilen
Planziele 2010» mit einem klaren Fahrplan versehen
werden. Gleichzeitig muss mit dem Aufbau eines Euro-
paischen Friedenskorps begonnen werden.

Auch wenn sich die EU in erster Linie als zivile
Friedensmacht versteht, muss sie ihre militarischen
Fahigkeiten besser abstimmen. Voraussetzung dafiir ist
eine konsequente und weitreichende parlamentarische
Beteiligung. Eine engere militarische Zusammenarbeit
in der EU wird sich auf absehbare Zeit deutlich unter-
halb einer europdischen Armee bewegen. Doch bietet
der Lissabon-Vertrag die Maoglichkeit der «verstarkten
Zusammenarbeit» im militarischen Bereich. So konnen
Aktionsgruppen gebildet werden, auch wenn sich nicht
alle EU-Mitglieder an einer Mission beteiligen wollen.
Damit militarische Aufgaben auf europaischer Ebene
besser aufeinander abgestimmt werden kdnnen, sollte
Uberlegt werden, etwa eine gemeinsame Zentrale fir
Militaroperationen in Briissel einzurichten





10 VORSCHLAGE DER FACHKOMMISSIONEN

Seit einigen Jahren besteht in den Mitgliedsstaaten der
EU die Tendenz, die Nachbarn der EU nur als Problem
wahrzunehmen. Die Beziehungen zu diesen Nachbarn, so
eine weit verbreitete Ansicht, sollten sich auf Handel und
die Begrenzung der Migration beschranken. Die jiings-
ten Entwicklungen in Nordafrika haben gezeigt: Die EU
muss eine neue Nachbarschaftspolitik entwickeln. Dies
gilt zuallererst fir den Mittelmeerraum, aber auch fir
die Lander im Osten, die man bislang bewusst in einem
Schwebezustand zwischen Nachbarschaft und EU-Beitritt
hat hangen lassen.

Die Erweiterung der EU ist ins Stocken geraten. Grund
dafiir sind nicht zuletzt erhebliche Fehler bei der letzten
Erweiterung von 2007, bei der die Kopenhagener Krite-
rien — Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Minderhei-
tenrechte — vernachlassigt wurden. Innerhalb der EU ist
die Bereitschaft, weitere Staaten aufzunehmen, deutlich
zurlickgegangen. Bei den potentiellen Kandidaten ver-
festigt sich der Eindruck, die EU habe das Interesse an
neuen Mitgliedern verloren.

Die EU mochte mit ihrer Nachbarschaftspolitik Bezie-
hungen zu den Nachbarstaaten harmonisieren und um
Europa herum einen «Ring von Demokratien» aufbauen.
Zudem soll der Raum der Freiheit, Sicherheit und des
Rechts durch die Aufnahme neuer Staaten erweitert wer-
den. Bisher war die Devise der EU-Nachbarschaftspolitik:
im Stden Stabilisierung, im Osten Homogenisierung.
Dass die Stabilisierungs- und AuBBenhandelspolitik der EU
und der Mitgliedsstaaten zu Lasten von Menschenrechten
und Demokratie ging, wurde in Kauf genommen.

Die Europdische Union ist an einem Punkt angelangt, wo
es kein «Weiter so!» geben kann. Sie muss ihre Bezie-
hungen zu den Nachbarstaaten neu ausrichten. Zum einen
muss sie ein klares Signal an all jene Nachbarn senden,
die eine reelle Chance haben, eines Tages in die EU auf-
genommen zu werden. Beitrittszusagen, die permanent in
Frage gestellt werden (wie im Fall der Tilrkei), vergiften
die Beziehungen und untergraben die Glaubwiirdigkeit der
Union. Wir pladieren daflir, dass die EU ihr Versprechen
erneuert, alle europdischen Staaten aufzunehmen, die die
politischen und wirtschaftlichen Voraussetzungen erfiillen.
Dies setzt allerdings voraus, dass die EU ihre Strukturen
und Entscheidungsprozesse so weiterentwickelt, dass sie
mit einer wachsenden Zahl heterogener Mitgliedsstaaten
umgehen kann, ohne handlungsunfahig zu werden.
Gleichzeitig sollte die EU ihre Nachbarschaftspoli-
tik konsequenter an ihren Werten ausrichten. Positive
Konditionalitat ist hierflir ein wichtiges Mittel und kann
erfolgreich sein, wenn sie einen Schwerpunkt auf die
Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen Organisationen legt.
In den Gesellschaften, deren politischer Kurs strittig und
deren politische Kultur von europdischen Standards weit
entfernt ist, sollte die EU mit Nachdruck die demokrati-
sche Zivilgesellschaft und eine pluralistische Offentlich-
keit unterstlitzen und durch liberalere Visaregelungen
insbesondere den Kontakt zwischen jungen Menschen
férdern. Es geht darum, den Nachbarstaaten vor dem
Hintergrund ihrer jeweiligen demokratischen und rechts-
staatlichen Entwicklung eine realistische Perspektive fiir
zukilnftige Integrationsschritte aufzuzeigen.
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Die Europdische Union befindet sich an einem Scheideweg. Einerseits hat die Schuldenkrise die Not-
wendigkeit verstarkter Koordination und Integration gezeigt. Andererseits schwindet der gesellschaft-
liche Riickhalt fiir eine erweiterte Haftungs- und Solidargemeinschaft. Die Heinrich-Boll-Stiftung hat
Expertinnen und Experten eingeladen, Konzepte und Empfehlungen fiir die Zukunft der EU zu formu-
lieren. Gerade in Zeiten der Krise und der Skepsis gegeniiber den europdischen Institutionen brauchen
wir eine offene Debatte {iber die Perspektiven Europas.
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		Europäische Union (15 Länder)		20.2				20.4				20.4				20.4				20.4				20.4				20.3				20.3				20.1				20.3				20.2				20.2
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		Tschechische Republik		17.9				17.6				17.2				17.1				17.2				17.1				17.1				17				17				16.9				16.7				16.2

		Dänemark		14.8				15				14.4				14				13.6				13.8				13.7				14.1				14.1				14.1				13.8				14

		Deutschland (einschließlich der ehemaligen DDR seit 1991)		9.6				9.4				9.3				9.1				9				8.9				8.9				9				9.1				9.3				9.4				9.5

		Estland		27.8				27.8				25.8				25.8				25.8				20.4				20.4				20.4				21.8				21.8				21.8				:

		Irland		27.9				28.1				28.5				28.8				29.2				29				28.7				28.2				27.7				27.7				28				28.3

		Griechenland		33.6				33.6				36.4				36.4				36.4				38.5				38.5				38.5				:				:				:				:

		Spanien		42.3				42.7				42.9				43.2				43.3				43.7				44.2				44.6				44.7				45.1				45.7				46.2
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		Italien		26.7				28.2				28				28.7				28.4				28.8				28.1				28.8				27.9				28.2				27.9				27.6

		Zypern		17.1				17.1				18.1				18.1				18.1				19.3				19.3				19.3				19.6				19.6				19.6				:

		Lettland		33.1				33.1				30.4				30.4				30.4				29.7				29.7				29.7				:				:				:				:

		Litauen		35.1				35.1				34				34				34				33.9				33.9				33.9				33.1				33.1				33.1				:

		Luxemburg		14.2				13.8				13.2				13.9				14.2				12.5				12.1				12.1				12.1				12.3				12.3				13.3

		Ungarn		26.1				25.5				25.6				25.4				25.7				26.8				25.9				25.2				25				24.6				24.6				23.9

		Malta		12.1				12.6				12.9				12.3				12.7				12.2				12.5				12.1				11.8				11.9				12.3				12.4

		Niederlande		8.8				8.6				8.5				8.4				8.2				7.8				7.4				6.9				6.9				6.9				7.1				7.5

		Österreich		9.2				8.8				7.7				8.2				8				8.4				9.4				9.3				8.7				8.4				7.8				7.8

		Polen		23.9				24.2				24.1				24.1				24.4				24.8				25.1				25.4				25.3				24.9				24.3				23.7

		Portugal		29.5		(e)		29.2		(e)		28		(e)		27.4		(e)		26.9		(e)		26.6				26.9				27.5				28.6				29.2				28.3				27.2

		Rumänien		22.2				22.2				23.2				23.2				23.2				22.8				22.8				22.8				:				:				:				:

		Slowenien		14.4				14.4				14.8				14.8				14.8				16.9				16.9				16.9				18.6				18.6				18.6				:

		Slowakei		33.6				33.5				33.6				33.6				33.5				33.2				33.2				33.1				33.3				33.3				33.1				32.9

		Finnland		20.8				20.8				20.8				20.8				20.7				20.6				20.5				20.5				20.4				20.3				20.3				20.4

		Schweden		24.8				24.6				23.8				22.8				24.1				22.6				22.9				23.9				21.9				23.3				22.9				21.6

		Vereinigtes Königreich		18.5				19.2				20.1				20.2				20.3				20.3				20				19.5				19.7				20.2				:				:

		:=Nicht verfügbar e=Geschätzter Wert

		:

		Datenquelle::		Eurostat

		Letztes Update:		01.09.2011

		Datum der Extraktion:		07 Sep 2011 13:25:41 MEST

		Hyperlink zur Tabelle:		http://epp.eurostat.ec.europa.eu/tgm/table.do?tab=table&init=1&plugin=0&language=de&pcode=teilm021

		Allgemeiner Disclaimer der Europäischen Kommission:		http://europa.eu/geninfo/legal_notices_de.htm

		Kurzbeschreibung:		Die Arbeitslosenquote ist definiert als der prozentuale Anteil der Arbeitslosen an den Erwerbspersonen. Dabei werden die Kriterien der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) zugrunde gelegt. Die Erwerbspersonen umfassen die Erwerbstätigen und die Arbeitslosen. Als Arbeitslose im Alter von 15 bis 24 Jahren definiert sind Personen zwischen 15 und 24 Jahren (einschließlich), die  - ohne Arbeit sind, - innerhalb der nächsten zwei Wochen eine Arbeit aufnehmen können, - und während der vier vorhergehenden Wochen aktiv eine Arbeit gesucht haben.  Die Daten sind saisonbereinigt.

		Code:		teilm021





Arbeitslk.

		Harmonisierte Arbeitslosenquote - Insgesamt

		% (saisonbereinigt)

		© Europäische Union, 1995-2011

		Insgesamt

		geo\time		2010M08				2010M09				2010M10				2010M11				2010M12				2011M01				2011M02				2011M03				2011M04				2011M05				2011M06				2011M07

		Euroraum (EA11-2000, EA12-2006, EA13-2007, EA15-2008, EA16-2010, EA17)		10.1				10.1				10.1				10.1				10				10				10				10				9.9				10				10				10

		Euroraum (17 Länder)		10.1				10.1				10.2				10.1				10				10				10				10				9.9				10				10				10

		Euroraum (16 Länder)		10.1				10.1				10.1				10.1				10				10				10				9.9				9.9				9.9				10				10

		Europäische Union (27 Länder)		9.6				9.6				9.7				9.6				9.6				9.5				9.5				9.4				9.4				9.5				9.5				9.5

		Europäische Union (15 Länder)		9.6				9.6				9.6				9.6				9.5				9.5				9.5				9.4				9.4				9.5				9.5				9.5

		Belgien		8.3				8.2				8.1				8				7.7				7.4				7.1				7.1				7.2				7.4				7.4				7.5

		Bulgarien		10.2				10.6				11				11.3				11.4				11.2				11.1				11.1				11.1				11.2				11.4				11.5

		Tschechische Republik		7.1				7				7				7				7.2				7				6.9				6.7				6.6				6.5				6.5				6.4

		Dänemark		7.3				7.6				7.7				7.7				7.7				7.7				7.6				7.6				7.3				7.4				7.3				7.1

		Deutschland (einschließlich der ehemaligen DDR seit 1991)		6.9				6.8				6.7				6.6				6.5				6.4				6.4				6.3				6.2				6.2				6.1				6.1

		Estland		16.1				16.1				14.5				14.5				14.5				13.6				13.6				13.6				12.8				12.8				12.8				:

		Irland		13.8				13.9				14.1				14.3				14.5				14.3				14.2				14.1				14.1				14.1				14.3				14.5

		Griechenland		13				13				14.1				14.1				14.1				15				15				15				:				:				:				:

		Spanien		20.5				20.6				20.6				20.5				20.4				20.4				20.6				20.7				20.7				20.8				21				21.2

		Frankreich		9.8				9.7				9.7				9.7				9.7				9.7				9.7				9.7				9.7				9.7				9.8				9.9

		Italien		8.2				8.3				8.5				8.3				8.2				8.2				8.1				8.1				8				8.1				8				8

		Zypern		6.4				6.3				6.4				6.5				6.5				6.7				6.8				6.9				7.2				7.4				7.5				7.5

		Lettland		18.3				18.3				17				17				17				16.2				16.2				16.2				:				:				:				:

		Litauen		18.3				18.3				17.3				17.3				17.3				16.5				16.5				16.5				15.6				15.6				15.6				:

		Luxemburg		4.4				4.4				4.4				4.5				4.5				4.3				4.2				4.3				4.3				4.3				4.3				4.6

		Ungarn		11.1				11				11.1				11				11				11.5				10.9				10.6				10.3				10				9.9				9.7

		Malta		6.6				6.6				6.6				6.5				6.5				6.3				6.4				6.2				6.2				6.2				6.2				6.3

		Niederlande		4.5				4.4				4.4				4.4				4.3				4.3				4.3				4.2				4.2				4.2				4.1				4.3

		Österreich		4.4				4.3				4.2				4.2				4.2				4.5				4.5				4.3				4.1				4.2				3.9				3.7

		Polen		9.5				9.6				9.7				9.6				9.6				9.4				9.3				9.4				9.5				9.5				9.5				9.4

		Portugal		12.2		(e)		12.3		(e)		12.3		(e)		12.3		(e)		12.4		(e)		12.4				12.4				12.5				12.6				12.6				12.5				12.3

		Rumänien		7.3				7.2				7.2				7.4				7.3				7.2				7				6.9				7.5				7.3				7.3				7.3

		Slowenien		7.3				7.3				7.6				7.7				8				8.1				8.1				8.2				8.3				8.3				8.4				8.4

		Slowakei		14.3				14.2				14.2				14				13.8				13.6				13.5				13.4				13.4				13.4				13.4				13.4

		Finnland		8.3				8.2				8.1				8.1				8				8				8				8				7.9				7.9				7.9				7.9

		Schweden		8.2				8.2				8.1				7.8				7.8				7.8				7.6				7.7				7.4				7.7				7.4				7.4

		Vereinigtes Königreich		7.7				7.8				7.8				7.7				7.8				7.8				7.7				7.6				7.7				7.8				:				:

		:=Nicht verfügbar e=Geschätzter Wert b=Reihenunterbrechung

		:

		Datenquelle::		Eurostat

		Letztes Update:		01.09.2011

		Datum der Extraktion:		07 Sep 2011 13:12:03 MEST

		Hyperlink zur Tabelle:		http://epp.eurostat.ec.europa.eu/tgm/table.do?tab=table&init=1&plugin=0&language=de&pcode=teilm020

		Allgemeiner Disclaimer der Europäischen Kommission:		http://europa.eu/geninfo/legal_notices_de.htm

		Kurzbeschreibung:		Die Arbeitslosenquote ist definiert als der prozentuale Anteil der Arbeitslosen an den Erwerbspersonen. Dabei werden die Kriterien der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) zugrunde gelegt. Die Erwerbspersonen umfassen die Erwerbstätigen und die Arbeitslosen. Als Arbeitslose definiert sind Personen zwischen 15 und 74 Jahren (einschließlich), die  -	ohne Arbeit sind, -	innerhalb der nächsten zwei Wochen eine Arbeit aufnehmen können, -	und während der vier vorhergehenden Wochen aktiv eine Arbeit gesucht haben.  Die Daten sind saisonbereinigt.

		Code:		teilm020





Bruttoschld.

		Bruttoverschuldung des Staates

		Prozent des BIP

		© Europäische Union, 1995-2011

		geo\time		1999				2000				2001				2002				2003				2004				2005				2006				2007				2008				2009				2010

		Euroraum (17 Länder)		71.6				69.1				68.1				67.9				69				69.5				70				68.4				66.2				69.9				79.3				85.1

		Euroraum (16 Länder)		71.7				69.2				68.2				68				69.1				69.5				70.1				68.5				66.3				70				79.4				85.3

		Europäische Union (27 Länder)		65.7				61.9				61				60.4				61.8				62.2				62.8				61.5				59				62.3				74.4				80

		Belgien		113.7				107.9				106.6				103.5				98.5				94.2				92.1				88.1				84.2				89.6				96.2				96.8

		Bulgarien		77.6				72.5				66				52.4				44.4				37				27.5				21.6				17.2				13.7				14.6				16.2

		Tschechische Republik		16.4				18.5				24.9				28.2				29.8				30.1				29.7				29.4				29				30				35.3				38.5

		Dänemark		58.1				52.4				49.6				49.5				47.2				45.1				37.8				32.1				27.5				34.5				41.8				43.6

		Deutschland (einschließlich der ehemaligen DDR seit 1991)		60.9				59.7				58.8				60.4				63.9				65.8				68				67.6				64.9				66.3				73.5				83.2

		Estland		6.5				5.1				4.8				5.7				5.6				5				4.6				4.4				3.7				4.6				7.2				6.6

		Irland		48.5				37.8				35.5				32.1				30.9				29.6				27.4				24.8				25				44.4				65.6				96.2

		Griechenland		94				103.4				103.7				101.7				97.4				98.6				100				106.1				105.4				110.7				127.1				142.8

		Spanien		62.3				59.3				55.5				52.5				48.7				46.2				43				39.6				36.1				39.8				53.3				60.1

		Frankreich		58.9				57.3				56.9				58.8				62.9				64.9				66.4				63.7				63.9				67.7				78.3				81.7

		Italien		113.7				109.2				108.8				105.7				104.4				103.9				105.9				106.6				103.6				106.3				116.1				119

		Zypern		58.9				58.8				60.7				64.6				68.9				70.2				69.1				64.6				58.3				48.3				58				60.8

		Lettland		12.5				12.3				14				13.5				14.6				14.9				12.4				10.7				9				19.7				36.7				44.7

		Litauen		22.7				23.7				23.1				22.3				21.1				19.4				18.4				18				16.9				15.6				29.5				38.2

		Luxemburg		6.4				6.2				6.3				6.3				6.1				6.3				6.1				6.7				6.7				13.6				14.6				18.4

		Ungarn		59.8				54.9				52				55.6				58.3				59.1				61.8				65.7				66.1				72.3				78.4				80.2

		Malta		57.1				55.9				62.1				60.1				69.3				72.4				69.6				64.2				62				61.5				67.6				68

		Niederlande		61.1				53.8				50.7				50.5				52				52.4				51.8				47.4				45.3				58.2				60.8				62.7

		Österreich		67.3				66.5				67.3				66.7				65.8				65.2				64.6				62.8				60.7				63.8				69.6				72.3

		Polen		39.6				36.8				37.6				42.2				47.1				45.7				47.1				47.7				45				47.1				50.9				55

		Portugal		49.6				48.5				51.2				53.8				55.9				57.6				62.8				63.9				68.3				71.6				83				93

		Rumänien		21.7				22.5				25.7				24.9				21.5				18.7				15.8				12.4				12.6				13.4				23.6				30.8

		Slowenien		:				:				26.7				27.9				27.3				27.4				26.7				26.4				23.1				21.9				35.2				38

		Slowakei		47.9				50.3				48.9				43.4				42.4				41.5				34.2				30.5				29.6				27.8				35.4				41

		Finnland		45.7				43.8				42.5				41.5				44.5				44.4				41.7				39.7				35.2				34.1				43.8				48.4

		Schweden		64.3				53.9				54.7				52.5				51.7				50.3				50.4				45				40.2				38.8				42.8				39.8

		Vereinigtes Königreich		43.7				41				37.7				37.5				39				40.9				42.5				43.4				44.5				54.4				69.6				80

		:=Nicht verfügbar

		:

		Datenquelle::		Eurostat

		Letztes Update:		06.09.2011

		Datum der Extraktion:		07 Sep 2011 13:38:22 MEST

		Hyperlink zur Tabelle:		http://epp.eurostat.ec.europa.eu/tgm/table.do?tab=table&init=1&plugin=0&language=de&pcode=teina225

		Allgemeiner Disclaimer der Europäischen Kommission:		http://europa.eu/geninfo/legal_notices_de.htm

		Kurzbeschreibung:		Der öffentliche Schuldenstand ist im Vertrag von Maastricht definiert als Brutto-Gesamtschuldenstand des gesamten Staatssektors zum Nominalwert am Jahresende nach Konsolidierung. Der Staatssektor umfasst Zentralstaat, Länder, Gemeinden und Sozialversicherung. Die einschlägigen Definitionen enthält die Verordnung (EG) Nr.3605/93 des Rates mit ihren Änderungen. Die Zahlen für den Staatssektor sind zwischen den Teilsektoren auf Ebene des Gesamtstaates konsolidiert. Die Reihen werden in Euro und als Prozentsatz des Bruttoinlandprodukts ausgewiesen.

		Code:		teina225
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